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(Beginn um 10.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Problem ist, wir haben eine historische Uhr und wir haben eine digitale Uhr. Die historische Uhr hat ein bisschen einen Verzögerer, die digitale Uhr hat - so hoffe ich - die Mitteleuropäische Zeit.

Ich darf Sie recht herzlich zur 13. Sitzung des Wiener Gemeinderats am 20. März, am heutigen Tag, begrüßen.

Ich erkläre die Sitzung für eröffnet. 

Ich darf bekannt geben, dass folgende Mitglieder des Gemeinderats für heute entschuldigt sind: Herr GR Hatzl, Frau GRin Dr Pilz, Herr GR Prochaska, Herr GR Rauchenberger und Herr GR Dr Serles.

Von den GRe Mag Hilmar Kabas und Kollegen, Günter Kenesei sowie Freundinnen und Freunde wurde gemäß § 21 Abs. 4 der Wiener Stadtverfassung ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderats zum Thema "Abhaltung einer Debatte zum Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend Praxis der Flächenwidmungen in Wien" eingebracht.

Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung des § 21 Abs. 4 der Wiener Stadtverfassung in Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderats zu dieser heutigen Sitzung eingeladen. 

Gemäß § 59b Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung gebe ich bekannt, dass von den GRe Günter Kenesei und Dr Wilfried Serles, jeweils mit Kolleginnen und Kollegen, sowie von GR Gerhard Pfeiffer ein Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend "Praxis der Wiener Flächenwidmungen" eingebracht wurde.

Entsprechend den Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung wurde Ihnen dieser Antrag mit der Einladung in vollem Wortlaut bekannt gegeben. Die Debatte über diesen wird geschäftsordnungsgemäß durchgeführt werden.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01320/2002/0001-KVP/GM) wurde von Herrn GR Gerhard Pfeiffer an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Welche Schritte haben Sie Ihrerseits zur Aufklärung fragwürdiger Abläufe bei diversen Flächenwidmungsverfahren zwischenzeitlich bereits unternommen? 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Sie haben nach den Schritten gefragt, die ich zwischenzeitlich gesetzt habe, seit diverse fragwürdige Abläufe bei diversen Flächenwidmungen - wie Sie das formuliert haben - vorgekommen sind.

Ich bin - wie Sie wissen - erst seit 27. April 2001 in Funktion und die fragwürdigen Vorkommnisse sind seit dem August 2000 bekannt. Ich kann Ihnen aber gerne Auskunft darüber geben, was in meiner Zeit als Stadtrat an Aktivitäten gesetzt wurde. 

Zunächst habe ich mit 30. Mai den Auftrag gegeben, dass die Umstrukturierung der MA 21, die nach der Organisationsanalyse für das Jahr 2003 vorgesehen war, vorgezogen wird und mit Jahreswechsel 2001 auf 2002 umgesetzt werden soll.

Die MD-BD, Gruppe Planung, hat diese Maßnahme vorbereitet und mit den Abteilungen - wie ich meine - in hervorragender Weise besprochen und vorbereitet, sodass auch die dienstrechtlichen und die von der Gewerkschaft vorgebrachten Vorstellungen berücksichtigt werden konnten und nahtlos die Weiterarbeit mit 1.1.2002 in den neu formierten zwei Planungsabteilungen gewährleistet werden konnte.

Ich kann Ihnen das sehr genau und detailliert vorlegen, welche Schritte hier gesetzt wurden, aber Sie haben selbst am 14. Dezember 2001 die Änderung der Geschäftseinteilung hier mitbeschlossen, sodass Sie darüber Bescheid wissen.

Erstens. Mit Schreiben des Bürgermeisters ist dann OSR Dipl Ing Vokaun mit 1.1.2002 seiner Funktion als Leiter der MA 21B enthoben worden. Wie Sie wissen, ist durch die Zusammenlegung die Nummerierung 21B auf die ehemaligen Abteilungen B und C übergegangen und der Kollege SR Dipl Ing Binder ist Leiter dieser Abteilung.

Zweitens habe ich über die MD-BD, Gruppe Planung, ebenfalls eine Verbesserung des Verfahrens eingeleitet. Wir haben eine Reihe von Problemlagen im Verfahren, die immer wieder und regelmäßig auftreten. Eines der Probleme ist, dass mit Vorentwürfen von allen jenen, die in dieser Phase eingebunden sind, relativ sorglos umgegangen wird. Wir haben mittlerweile eine Lösung gefunden, die folgendermaßen aussieht:

Wir wollen die Politik nicht mehr konfrontieren, so wie das bisher der Fall war, mit Gründruckentwürfen, die nicht einmal noch fachlich technisch endgültig abgestimmt sind. Die Lösung sieht daher so aus, dass innerhalb des Magistrats bei den Dienststellen, die soziale Infrastruktur eventuell benötigen könnten, in einem Plangebiet die Abstimmung, rechtzeitig bevor die Erstellung des Gründrucks abgeschlossen wird, erfolgen wird. Der Gründruck wird dann eine Qualität haben, die dem Rotdruck schon sehr nahe kommt und wo gravierende Änderungen, so wie sie bisher zwischen Gründruck und Rotdruck noch vorkommen mussten, einfach nicht mehr Platz greifen müssen, sodass klargestellt ist, dass zum Beispiel schon vorher berücksichtigt wird, wo Gebiete mit Hangrutschungen sind und nicht erst der Gründruck zum Beispiel in den 19. Bezirk kommt, wo dies noch nicht vorgesehen ist und es nachher dann die große Diskussion gibt. Das kann man sich ersparen und vorher technisch schon lösen.

Weiters habe ich den Magistratsdirektor gebeten, noch folgende Veränderung vorzunehmen: das, was mit Juli eingeführt wurde, dass die Gruppe Planung nicht mehr in das Videndenverfahren eingebunden war, wieder dem vorherigen Zustand entsprechend herzustellen, weil sich herausgestellt hat, dass das kontraproduktiv ist, wenn die Gruppe Planung nicht zwischen verschiedenen Abteilungen, die im Grunde dasselbe tun, nämlich Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung vorzubereiten, akkordiert und abstimmt. Also, auch das ist wieder eingeführt worden.

Weiters ist im Verfahren in den Details festgelegt worden, dass ein ganz wesentlicher Punkt endgültig abgeklärt ist bei den Entwürfen. So, wie wir das aus den Kontrollamtsakten kennen, wo vorkommt, ein Plandokumententwurf hat weder Nummer noch Datum, soll dies jetzt nachgezogen werden, was durch die digitale Herstellung der Pläne überhaupt kein Problem mehr ist, denn hier wird sowieso jede Änderung dokumentiert. Diese Dinge sind vorgesehen.

Wir dokumentieren auch alle Gespräche, die die Abteilungen mit Bezirksvorstehungen, mit Bauträgern und so weiter führen. Jedenfalls wird es das nicht geben können, dass Kontakte zwischen Bauträgern überhaupt vermieden werden und damit die Flächenwidmung von Haus aus sozusagen nur mehr im stillen Kämmerlein gemacht wird, denn es gibt einen Rechtsanspruch dafür, dass jemand, der Grundeigentümer ist, auch beantragen kann, dass es zu einer Umwidmung kommt. Daraus ist abzuleiten, dass es den Kontakt unbedingt geben muss. Deswegen wird es hier keine weiteren Einschränkungen geben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage, Herr GR Pfeiffer, bitte.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Sie haben jetzt sehr stark organisatorisch und strukturell diese Frage beantwortet. Sie war aber eigentlich ein wenig anders gemeint. 

Wenn in der Frage steht, welche Maßnahmen Sie zur Aufklärung fragwürdiger Abläufe bei diversen Flächenwidmungsverfahren zwischenzeitlich bereits unternommen haben, so ist daran zu denken, dass noch eine Reihe von Flächenwidmungsplänen untersucht werden, ob deren Vorgangsweise in Ordnung war. Diese Frage haben Sie eigentlich nicht beantwortet. Genau das, was Sie jetzt gesagt haben, hätten wir alles in der von uns vorgeschlagenen Gemeinderätlichen Kommission beraten und überlegen sollen. 

Die Frage tendiert dahin, welche Maßnahmen jetzt noch zu setzen sind oder welche Sie schon unternommen haben, um weitere fragwürdige Flächenwidmungsverfahren zu entdecken, und wenn Sie etwas dazu unternommen haben, wie das weitergehen wird, wenn bis 2006 die jetzt schon überlasteten Abteilungen mit der Gesamtüberarbeitung fertig sein sollen, denn das ist das Problem, die sind jetzt schon hinter dem Zeitplan zurück. Wie sollen die, wenn Sie weitere Überprüfungsmaßnahmen getroffen haben, überhaupt personell und durchführungsmäßig im Stande sein, diese Arbeit zu schaffen? Und haben Sie überhaupt solche Anweisungen gegeben? - Darum geht es bei dieser Frage. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StRDipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Ich danke für die Präzisierung. Ich dachte, es ist für die Zukunft gedacht, denn mir ist die Zukunft wichtiger als die Vergangenheit, auch immer schon gewesen. 

Zur konkreten Frage: Wir haben natürlich - Sie waren im Kontrollausschuss dabei - im Rahmen der neuformierten MA 21B, die flächenmäßig die alte MA 21B übernommen hat, die Überprüfung, ob die formalen Anforderungen an den Widmungsakt korrekt nachvollzogen wurden, begonnen. Das hat Herr SR Binder zugesagt. Sie können sich vorstellen, dass das ein sehr hoher Aufwand an Zeit ist. Allerdings prüfen wir formal, ob fachlich etwas anders gemacht hätte werden sollen. Das ist nicht die Frage in der gesamten Diskussion, sondern es geht um die formal korrekte Erfüllung und ob aus diesen Formalfehlern konstruiert werden kann, dass Unregelmäßigkeiten vorgekommen sind. Das muss die Frage sein. Die formale Prüfung, aber nicht die Prüfung, ob dort aus stadtstrukturellen Gründen vielleicht die Bauklasse III nicht höhenbeschränkt wird, hätte sein sollen. Es findet also eine formale Prüfung statt. 

Es hat der Herr Baudirektor Prüfungen ebenfalls stichprobenartig vornehmen lassen. Auch bei diesen Prüfungen sind die Ergebnisse weitgehend positiv, nämlich dass es zu keinen großen Problemlagen gekommen ist, die wir nicht schon kannten. Datumsfehler und ähnliche Sachen sind ja schon bekannt. Daher ist das für mich nichts Neues, sondern etwas vom Kontrollamt schon Festgestelltes. 

Das Zweite ist, dass das Kontrollamt natürlich all das, was in der Diskussion von den politischen Parteien an Themenstellungen und an konkreten Fällen eingebracht wird, prüft, sich aus den Abteilungen die Akten kommen lässt und in der Regel in einer Schnellprüfung feststellt, ob tatsächlich Verfehlungen waren, die genauer untersucht werden sollen oder ob nach der Sichtung eigentlich festzustellen ist, dass das korrekt abgelaufen ist. 

Ich kann Ihnen versichern, dass mit Ausnahme von zwei von Privatpersonen eingebrachten Anregungen vom Kontrollamt alle anderen Akten sofort wieder retourniert werden konnten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich habe jetzt vernommen, dass hier eine andere Vorgangsweise bei den Gründrucken vorgenommen wird. Daher werde ich meine ursprüngliche Frage, die ich stellen wollte, warum die Bezirksvorsteher zwei Monate vor den Ausschussmitgliedern die Gründrucke bekommen, nicht stellen. Das wird sich in Zukunft wahrscheinlich anders ergeben. Ich verstehe es trotzdem nicht, aber ich frage Sie das nicht. Ich möchte nur andeuten, dass es so war. 

Ich habe jetzt aus Ihrer Wortmeldung entnommen, dass selbstverständlich mit Grundeigentümern bei Vorflächenwidmungen - seien es Genossenschaften oder andere - Gespräche geführt werden, um nicht in den luftleeren Raum zu planen. 

Ich frage Sie daher: Mit wem reden Sie, wenn das Grundeigentum der Stadt Wien gehört und Sie umwidmen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Stadtrat, bitte. (Aus der Tonanlage ertönt ein längeres lautes Surren.)

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zunächst einmal: Die Zuteilung der Gründrucke erfolgt parallel. (GR Dr Herbert Madejski: Nachweislich nicht!) Künftig. Ich rede jetzt von der Zukunft. (GR Dr Herbert Madejski: Ich rede von der Gegenwart!)

Punkt zwei, zu den Kontakten innerhalb der Stadt Wien: Hier gibt es zuständige Dienststellen, die grundstücksverwaltenden Dienststellen, die in diesen Prozess eingebunden sind, jetzt schon und auch künftig.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Kenesei, bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!
Sie haben zu Beginn Ihrer Beantwortung dem Kollegen Pfeiffer mitgeteilt, dass Ihnen seit dem August 2000 diese Unregelmäßigkeiten bekannt sind. Bislang war die Argumentationslinie der Sozialdemokratischen Fraktion immer so, dass die Unregelmäßigkeiten ... (Aus der Tonanlage ertönt erneut ein längeres lautes Surren.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Ich darf die Sitzung für 5 Minuten unterbrechen, damit das technische Problem behoben werden kann.

(Sitzungsunterbrechung von 10.17 Uhr bis 10.22 Uhr.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die unterbrochene Sitzung wird wieder aufgenommen. Ich bitte, die Plätze einzunehmen.

Herr Stadtrat, bitte. (GR Günter Kenesei: Nein, ich! - Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich weiß noch nicht, was er frägt!) Ach so, Entschuldigung! Herr GR Kenesei, bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Mit viel Hall probieren wir es ein zweites Mal. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben in der Beantwortung der ursprünglichen Frage an GR Pfeiffer für mich in überraschender Weise mitgeteilt, dass seit dem August 2000 bekannt ist, dass es zu Unregelmäßigkeiten oder zu aufklärungsbedürftigen Abläufen bei Flächenwidmungen gekommen ist. Bislang war die Argumentationslinie der Sozialdemokratischen Fraktion so, dass Sie erst mit Bekanntwerden der Kontrollamtsberichte davon ausgehen, dass es Unregelmäßigkeiten bei den Flächenwidmungen gegeben hat. 

Folgend Ihrer Aussage, dass das seit August 2000 bekannt ist und die Sozialdemokratische Fraktion nicht unwesentlich an der damaligen Stadtregierung beteiligt gewesen ist, frage ich Sie daher: Welche Schritte wurden sowohl von den damaligen Stadtregierungsmitgliedern der Sozialdemokratischen Fraktion, aber vor allem von Seiten des Herrn Bürgermeisters mit seiner zuständigen Dienststelle, der Magistratsdirektion, unternommen, um tatsächlich Aufklärung zu schaffen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Zunächst möchte ich darauf hinweisen, dass ich den Fragetext des Herrn GR Pfeiffer vorgelesen habe, wo er von der Aufklärung fragwürdiger Abläufe in diversen Flächenwidmungsverfahren gesprochen hat. 

Nachdem Sie selber im August 2000 diese Vorwürfe erhoben haben, frage ich mich, warum Sie davon ausgehen, dass wir davon keine Kenntnis hätten. - Punkt eins. (GR Günter Kenesei: Das ist immer bestritten worden!) Nein, das ist nicht bestritten worden! (GR Günter Kenesei: Na, selbstverständlich! Der Kollege Hundstorfer hat mir geschrieben, dass ich die Beamten nicht anpatzen soll!) Ich weiß nicht, was der Kollege Hundstorfer mit Ihnen korrespondiert. Die Privatkorrespondenz von Hundstorfer mit Kenesei kenne ich nicht. (GR Günter Kenesei: APA, nicht privat!)

Punkt zwei: Was die Möglichkeiten betrifft, so habe ich Ihnen schon das letzte Mal gesagt, es ist so, dass wir klarerweise die Unschuldsvermutung gelten lassen müssen. Dazu zählt, dass die Möglichkeit für die betroffene Abteilung besteht, Stellung zu nehmen. Diese Stellungnahme und deren Einarbeitung ist erst im Endbericht des Kontrollamts vorliegend. Das ist der Grund, warum erst ab diesem Zeitpunkt Schritte gesetzt wurden.

Ich frage mich, warum die Grünen zum Beispiel in ihrer Homepage behauptet haben, dass der Staatsanwaltschaft die Unterlagen übergeben wurden, wenn tatsächlich auf Rückfrage der Magistratsdienststellen die Staatsanwaltschaft keine Kenntnis davon hatte und erst durch Überleitung der Unterlagen an die Staatsanwaltschaft durch die MA 2 die Staatsanwaltschaft eingebunden wurde. (GR Günter Kenesei: Wo haben Sie denn das her?) - Von der Staatsanwaltschaft. (GR Günter Kenesei: Soll ich Ihnen eine Kopie von dem Brief bringen?)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr GR Pfeiffer, bitte.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Diese Fragen sind eigentlich Bestandteil der Untersuchungskommission und der dortigen Aufgabenstellungen. Wir werden hoffentlich dann genau hören, wie der Ablauf der Dinge war. Das ist auch für uns wichtig, um zu sehen, wie es tatsächlich vorgegangen ist. Das werden wir, glaube ich, sinnvoll klären können.

Sie haben gesagt, Sie sprechen speziell für die Zukunft. Wir haben einen Antrag eingebracht, wo die Gemeinderatsmitglieder mithören können, was Ihre neuen Vorstellungen sind, was die so genannte Verfahrensrichtlinie 2001 mit sich bringt und auch ihre Intentionen und ihr Wissen einbringen könnten, um eine Verbesserung der Situation herbeizuführen. 

Ich frage mich und frage jetzt vor allem Sie, Herr Stadtrat: Was kann der Grund dafür sein, so eine Kommission abzulehnen, die eigentlich nur dem einzigen Ziel dient, mehr Transparenz und mehr Wissen über die Vorgänge zu erzeugen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich habe natürlich Ihre Aussendungen gelesen. Ich wundere mich, dass Sie als Gemeinderat und ehemaliger Ausschussvorsitzender nicht darüber Bescheid wissen, dass die Mitsprache des Gemeinderats so weit geht, dass er den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan zu beschließen hat. Also frage ich mich, was denn an noch stärkerer Mitsprache für den Gemeinderat organisiert werden soll, als das Recht, die Beschlussfassung herbeizuführen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die 2. Anfrage (FSP/01093/2002/0009-KFP/GM) wurde von Herrn GR Josef Wagner gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Dem Bezirk und den Bezirksbewohnern wurde in der öffentlichen Auflage zum PD 7320 von der MA 21A ein offensichtlich nicht realistischer Entwurf betreffend des historisch und unter Schutz stehenden Gebäudes Praterstraße 20 vorgelegt, welcher kurz darauf abgeändert wurde, ohne ein neuerliches Verfahren gemäß § 2 BO durchzuführen. Werden Sie, wie im Bereich der MA 21B, wo wegen ähnlicher Vorgänge Kontrollen angeordnet wurden, solche auch im Bereich der MA 21A anordnen?

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Die Liegenschaft Praterstraße 20/Aspangbrückenstraße 1 liegt in einer Schutzzone. Sie ist seitens des Bundesdenkmalamts nicht als Denkmal qualifiziert. Der Entwurf des Plandokuments ist öffentlich aufgelegt und zur Stellungnahme in der Form übermittelt worden, dass in der Schutzzone für die Praterstraße 20 die Bauklasse IV mit dem Hinweis festgelegt war, dass parallel dazu ein Architekturbewerb, ein geladener Wettbewerb, stattfindet und sich das Ergebnis dieses geladenen Wettbewerbs im Endergebnis, im Rotdruck, wieder finden wird.

Der Wunsch nach Änderung auf Bauklasse V ist in der öffentlichen Auflage vom Liegenschaftseigentümer eingebracht worden, weil das Ergebnis des Wettbewerbs erbracht hat, dass Teile des Gebäudes in die Bauklasse V hineinragen werden. 

Die Bauklasse V entspricht den gegenüberliegenden Liegenschaften. Sie werden in der Aspangbrückenstraße sogar noch eine Bauklasse VI vorfinden, direkt angrenzend an dieses Objekt. 

Das Korinek-Gutachten stellt fest, dass Abänderungen, die keine wesentlichen Veränderungen im Plandokument bewirken, auch nach der öffentlichen Auflage und ohne Wiederholung der Einschaltung des Fachbeirats und des Bezirks vorgenommen werden können, wenn sie dokumentiert und begründet sind. (GR Dr Herbert Madejski: Der Fachbeirat hat das nie beschlossen!) Genau das ist im Akt erfolgt. (GR Dr Herbert Madejski: Nein!) Es war im Akt nachlesbar. (GR Dr Herbert Madejski: Nein, falsch!) Ich denke, dass damit und auch nach Begründung des Kontrollamts, das schon Einschau in diesen Akt gehalten hat, festgestellt wurde, dass das Antragsverfahren korrekt abgewickelt worden ist.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die erste Zusatzfrage. Herr GR Wagner, bitte.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Sie enttäuschen mich, weil Sie mit Ihrer heutigen Aussage klar machen, dass dieser Fall einer bestellten Flächenwidmung in der Praterstraße 20 offensichtlich nicht mehr untersucht werden soll. 

Sie sagen heute, das Kontrollamt hat Einsicht genommen. Die Frage ist, welche Materialien und Erkenntnisse dem Kontrollamt damals bei der Einsichtnahme zur Verfügung standen. 

Fest steht, dass den Bezirksbürgern, dem Bezirk, den Bezirkspolitikern und den Anrainern ein unrealistischer Planentwurf ohne einen Hinweis darauf, dass parallel dazu ein geladenes Architektenverfahren stattfindet, vorgelegt wurde. Fest steht, obwohl Bauklasse IV im Rotdruck ausgewiesen war, sind die Architekten bei ihren Entwürfen bereits von Bauklasse V ausgegangen und dass der Hauseigentümer über eine Stellungnahme eine höhere Bauklasse bekommen hat. Fest steht daher, dass § 2 der Bauordnung nicht eingehalten wurde. Daher ist es selbstverständlich so, dass Sie nicht sagen können, es gab parallel dazu einen Wettbewerb und den wird man berücksichtigen. Solche Fälle sind genau darauf ausgerichtet, den Bürgern etwas vorzugaukeln, sie zu täuschen. 

Ich glaube, dass wir diesen Fall sehr wohl untersuchen und darauf schauen müssen, dass wir zu einem Ergebnis kommen, wo diese Flächenwidmung in der Form rückgängig gemacht wird.

Wenn Sie nur ein bisschen das Ohr am Bürger haben, dann würden Sie - so wie wir täglich - die Meinung der Bürger hören, die sagt, dieser Flächenwidmungsskandal beschränkt sich nicht nur auf einen Beamten, sondern es haben auch andere Dreck am Stecken.

Ich frage Sie daher: Sind Sie bereit, diesen Fall unter den neuen Erkenntnissen und Fakten, die vorliegen, untersuchen zu lassen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Auch wenn Sie die Frage sehr ausführlich und lange einleiten, ändert es nichts daran, dass ich Ihnen vorhin schon gesagt habe, dass die Überprüfung bereits stattgefunden hat und das Kontrollamt zur Auffassung gelangt ist, dass hier alles mit rechten Dingen zugegangen ist und die Rechtsvorschriften voll eingehalten wurden. (GR Dr Herbert Madejski: Wo steht das?)

Wenn Sie auf die Frage der Bürgerinformation eingehen, so wundert mich, dass Ihnen entgangen sein sollte, dass es eine echte Diskussion im Vorfeld dieser Flächenwidmung gegeben hat, wo sich grüne Gemeinderäte und auch ehemalige Nationalratsabgeordnete aus Salzburg, die nicht mehr den Grünen angehören, ganz heftig in die Diskussion eingemischt haben, ganz heftig die Diskussion geführt haben. Vielleicht sollten Sie ein wenig Zeitung lesen, dann hätten Sie das mitbekommen! (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist ja keine Antwort! Wo ist die Antwort! - GR Dr Herbert Madejski: Da ist irgendein Dreck am Stecken! So etwas gibt es nicht!)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau GRin Cordon, bitte.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Sogar ein hoher Beamter des Stadtplanungsressorts gibt zu, dass durch eine Änderung im Flächenwidmungsverfahren vor einigen Jahren zwar eine raschere Abwicklung im Verfahren möglich geworden ist, aber es dadurch oft sehr schwer ist, die Wünsche des Bezirks einzubinden und damit eigentlich die Vertretung des Bürgers beziehungsweise auch die Wünsche des Bürgers selbst oft nicht mehr wirklich zu Wort kommen können. 

Meine Frage an Sie ist: Glauben Sie, dass diese Art der Abwicklung eine höhere Wohn- und Lebensqualität des Bürgers gewährleistet?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! 

Ich kann Ihren Ausführungen sehr wohl folgen, allein ich kann sie nicht teilen.

Die Änderung der Bauordnung im Jahr 1996 hat folgende Bestimmungen zur besseren und intensiveren Einbindung der Bezirke erbracht: 

Erster Punkt: Es ist vorgesehen, dass bis zu drei Monate Stellungnahmefrist des Bezirks zum Rotdruck besteht, eine Zeit, die keinem Bürger in der öffentlichen Auflage gewährt wird. 

Zweiter Punkt: Es ist eingeführt worden, dass, wenn der Bezirk mit mehr als 75 Prozent Stimmanteil Änderungen begehrt (GR Dr Herbert Madejski: Welche Änderungen? Das steht nicht drinnen!) und diesen Änderungen vom Gemeinderatsausschuss nicht stattgegeben wird, wieder an die Bezirksvertretung zurückverwiesen wird und die Bezirksvertretung noch einmal die Möglichkeit hat, das Plandokument zu werten. Sollte Ihnen das entgangen sein, so nehmen Sie das bitte zur Kenntnis! (GR Dr Herbert Madejski: Von Änderungen steht nichts drinnen!)

Dritter Punkt: Wenn diese Änderungen des Bezirks einlangen, dann ist es Aufgabe und Verpflichtung der Abteilung, die eingegangenen Stellungnahmen zu würdigen. Diese Würdigung findet sich im Akt. 

Es ist daher unrichtig, dass dem Bezirk keine Möglichkeit gegeben wurde oder diese Möglichkeiten durch Beschleunigungen eingeschränkt wurden. Im Gegenteil, durch diese Maßnahmen, durch diese Bestimmungen, die im Jahr 1996 in die Bauordnung gekommen sind, ist eine Verlängerung der Verfahren und eine größere und intensivere Mitsprache der Bezirke eingetreten.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr GR Mag Neuhuber, bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Es ist evident, dass es im Bereich der MA 21B zu Unregelmäßigkeiten gekommen ist, die letzten Endes zu dem Untersuchungsausschuss geführt haben, über den wir heute noch debattieren.

Meine Frage: Sind Ihnen irgendwelche Umstände oder Unregelmäßigkeiten im Bereich der MA 21A bekannt, die eine interne Kontrolle oder eine Prüfung durch das Kontrollamt rechtfertigen würden?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich möchte zu Beginn der Beantwortung doch eine Präzisierung des Begriffs "Unregelmäßigkeiten" vornehmen.

Das, was die Kontrollamtsberichte zeigen, ist, dass im Verfahren Abwicklungsfehler vorgekommen sind. Wenn wir das als Unregelmäßigkeiten verstehen, dann sind das diese Unregelmäßigkeiten, die festgestellt wurden. Aus allen bisherigen Überprüfungen, aus allen bisherigen Sichtungen, ist erkennbar, unter anderem auch aus dem konkreten Fall Praterstraße 20, dass im Bereich der MA 21A und auch im Bereich der früheren MA 21B derartig gelagerte Unregelmäßigkeiten offenbar nicht vorgekommen sind. 

Ich kann aber nicht ausschließen - die Flächenwidmung gibt es seit Jahrzehnten -, dass in einer dieser Abteilungen nicht irgendwann einmal ein Fall vorgekommen ist, der ebenfalls ein Datum vergessen hat, wo eine Stellungnahme nicht ordentlich gewürdigt wurde oder schlicht und einfach zu einem Zeitpunkt Änderungen vorgenommen wurden, wo dies noch nicht zulässig gewesen wäre.

Seit 1996, seit Gültigkeit der Bauordnungsbestimmungen in dieser Fassung - so weit ist das zurückverfolgt -, sind bei den beiden Abteilungen meines gegenwärtigen Wissen nach keine solchen Unregelmäßigkeiten vorgekommen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die letzte Zusatzfrage. Herr GR Josef Wagner, bitte.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Wenn Sie auf Zeitungsberichte, die ich auch lese, hinweisen, dann sollten Sie auch den Akteninhalt lesen und mit den verantwortlichen Beamten reden. Daher sage ich Ihnen, dass der Fachbeirat in diesen Wettbewerb nicht eingebunden war, sondern erst mit dem Ergebnis des Wettbewerbs viel später, nach der Flächenwidmung, konfrontiert wurde und das dann zur Kenntnis nehmen musste, obwohl der Vorsitzende des Fachbeirats mit dem Projekt so nicht einverstanden ist.

Die Ungereimtheiten bei Flächenwidmungen gehen auch unter Ihrer Verantwortung weiter. Vor wenigen Tagen wurde dem Bezirk ein Plandokument zum Augarten vorgelegt. Antragstext vom Oktober des Vorjahrs, der Versuch, es binnen weniger Tage durchzupeitschen, mit der Begründung, weil der Bürgermeister es so will. Gestern musste dieses Plandokument von der Tagesordnung genommen werden, weil nicht ordnungsgemäß eingeladen war.

Messe, zwei Grundstücke im Eigentum der Stadt Wien, Pächter der SPÖ nahe stehende Organisationen. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wo bleibt die Frage?)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr GR Wagner, bitte zur Frage zu kommen.

GR Josef Wagner (fortsetzend): Ich komme schon zur Frage. (GR Michael Kreißl: Frau Vorsitzende, lassen Sie sich vom Stadtrat beeinflussen?)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Dazu brauche ich weder Sie noch jemand anderen. (GR Kurth-Bodo Blind: Das dauert eine halbe Stunde und die Frage eine Minute, nicht wahr?)
Herr Kollege Wagner hat das Wort.

GR Josef Wagner (fortsetzend): Diese beiden Grundstücke sind, obwohl ein Flächenwidmungsplan ausgearbeitet ist, mit Sondergebiet ausgewiesen, aber ohne Bauklasse. 

Ich frage daher: Welche Absicht steckt dahinter, ein neues Plandokument beschließen zu lassen, wieder einmal den Bürgern und dem Bezirk etwas vorzulegen, was nicht komplett oder realistisch ist, abstimmen zu lassen, ohne jetzt schon die Bauklasse festzusetzen? Welche Absicht steckt dahinter?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich wäre verleitet, um den GR Blind nicht zu verärgern, meine Antwort ganz kurz zu halten und zu sagen, keine unredliche. Aber nachdem Sie, nehme ich an, eine ausführliche Antwort von mir wollen, muss ich den GR Blind bitten, dass er mir doch etwas mehr Zeit für die Antwort zugesteht, als nur eine Minute.

Zunächst einmal halte ich das für etwas merkwürdig, wenn Sie gerade bei der Causa Praterstraße 20 darauf hinweisen, wer Zeitung lesen soll und dass ich den Akt nicht gelesen hätte. Ich kann Ihnen versichern, diesen Akt habe ich sehr genau gelesen und ich weiß jetzt noch, auch ein halbes Jahr danach, ziemlich genau, was alles in dem Akt ist und was nicht, zum Unterschied von Ihrem Vertreter im GRA für Stadtentwicklung und Verkehr, der den Zeitungen in die Feder diktiert und auch in Aussendungen das getan hat, dass er das bei der Akteneinsicht offensichtlich übersehen hat. Ich finde das ehrlich und korrekt, wenn Kollege Madejski das so sagt. Dagegen ist nichts einzuwenden. Dann aber dem Stadtrat vorzuwerfen, dass seine Abteilung Unregelmäßigkeiten gemacht hätte, ist doch etwas kühn! - So viel zu diesem Punkt.

Zum zweiten Punkt: Es ist Ihnen offensichtlich entgangen, dass die Möglichkeit der Bauordnung sehr wohl erlaubt, zwischen Bebauungsplan und Flächenwidmungsplan zu differenzieren, vor allem dann - dieses Instrument hat sich mittlerweile in vielen Fällen bewährt -, wenn die konkreten Entwicklungsmöglichkeiten und Absichten auf einem Grundstück vom Grundstückseigner nicht erkennbar sind (GR Josef Wagner: Gemeinde Wien!) und wenn auf diesen Grundstücken diese Entwicklungsabsichten noch nicht endgültig formuliert sind. So wäre es verwegen, wenn die Flächenwidmung dort auch die Bebauungsbestimmungen enthält und damit Rechte vergibt, die uns dann vielleicht einmal wehtun werden. Wir machen das nicht nur bei der Gemeinde Wien. In diesem Fall ist das natürlich ein Grundstück, wo die Gemeinde Wien auch nicht die Möglichkeiten hat, in den künftigen Verhandlungen zu einer Festlegung zu kommen. 

Ich wünsche Ihnen viel Glück, wenn Sie kritisieren, dass wir die Zeiten, die bei diesem einen Plandokument gesetzt worden sind, nur so kurz gefasst haben. Wenn Sie schon gestern, nämlich am 19. März, die Beratungen gehabt haben, so haben Sie für die Stellungnahme noch über einen Monat Zeit, weil die Frist mit 26. April gesetzt ist. Also sagen Sie mir bitte, dass das knapp ist. Sie haben immerhin im Bezirk noch mehr Zeit als die öffentliche Auflage lang war. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP/01319/2002/0003-KSP/GM). Sie wurde von Herrn GR Dr Harald Troch gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Wie hoch sind die Kürzungen der Bundesregierung im Kulturbereich in Wien und was sind die Konsequenzen für die Kulturstadt Wien?

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Die Frage der Konsequenzen und der Auswirkungen von Bundeskürzungen im Kulturbereich möchte ich wie folgt beantworten:

Ausgehend von der Tatsache, dass das Bundeskanzleramt, das als Kunstministerium dafür zuständig ist, 50,2 Prozent von einem Gesamtkunstbudget von zirka 80 Millionen EUR, also etwa 1,1 Milliarden S, für das Wiener Kulturleben zur Verfügung stellt - diese Zahlen sind aus dem Kunstbericht des Bundes -, und ausgehend davon, dass der Bund im Jahr 2000 die Kunstfördermittel im Schnitt um 11,8 Prozent gekürzt hat, ergibt das in den Jahren 2000 bis 2002 eine Gesamtsumme von etwa 14,2 Millionen EUR, entspricht etwa 195,5 Millionen S, um die sich die Bundesförderung für ausschließlich Wiener Kunst und Kulturinstitutionen reduziert hat. Ich wiederhole, 14,2 Millionen EUR oder knapp unter 200 Millionen S weniger Bundeskunstfördermittel für Wien. 

Lassen Sie mich das noch an einem Beispiel hervorheben. Die Bundesregierung hat die privaten Mitgliedsbühnen des Wiener Bühnenvereins, zu denen bekanntermaßen das Theater an der Josefstadt, das Volkstheater, das Theater der Jugend und die Kammeroper gehören - früher auch das Raimundtheater, aber das ist eine andere Geschichte -, in den letzten Jahren um einen Betrag von etwa 7,2 Millionen EUR, entspricht in etwa knapp unter 100 Millionen S, gekürzt beziehungsweise auch vereinbarte Valorisierungen nicht geleistet. 

Man hört und hat das auch schon mitgeteilt bekommen, dass heuer zusätzlich zum Budget eine 3‑prozentige Bindung ausgesprochen wird und wenn das tatsächlich schlagend wird und nicht aufgehoben werden sollte, dann erhöht sich dieser Betrag um etwa 376 000 EUR, entspricht etwa 5,1 Millionen S, also erhöht sich um diesen Betrag, auf 7,5 Millionen EUR, etwa 104 Millionen S. 

Noch einmal, zum Verständnis: in drei Jahren 200 Millionen S weniger von Bundesseite für die Wiener Kunst und Kultur und allein 104 Millionen S weniger für die großen Bühnen. 

Wenn man dazu noch berücksichtigt, dass sich der Bund auch bei Bundesinstitutionen, die in Wien liegen, ebenfalls nicht der Kürzungen enthält, wenn man weiters berücksichtigt, dass der Bund das Subsidiaritätsprinzip noch strenger auslegt als bisher und wenn man ferner berücksichtigt, dass die Rahmenbedingungen vom Bund verschärft werden - ich möchte da nur das Stichwort "Künstlersozialversicherung" und das Stichwort "neue Selbständige" nennen -, dann liegen die unmittelbaren Konsequenzen klar auf der Hand. Die Kultur in Wien wird von Bundesseite zunehmend ausgetrocknet und die Kulturschaffenden werden sich verstärkt an die Stadt Wien wenden. Sie tun das auch schon. 

Ich fürchte daher schon jetzt die mittelbaren Konsequenzen. Bedenken Sie, meine Damen und Herren, dass die Stadt Wien wie alle Bundesländer zum Erreichen des Maastricht-Ziels enorm beiträgt. Wenn der Bund diese Kürzungen nicht zurücknimmt, dann droht das Kulturangebot in Wien schlicht und einfach geringer zu werden, dann gehen Arbeitsplätze verloren und dann läuft Wien Gefahr, seinen Platz als zweitlebenswerteste Stadt im Weltranking zu verlieren. 

Aus dieser Sorge ist es durchaus verständlich, meine Damen und Herren, dass sich erst kürzlich sehr viele Theaterdirektorinnen und Theaterdirektoren Wiens in einer Petition an den Herrn Staatssekretär mit dem Ziel gewandt haben, der Bund möge seine Kürzungen zurücknehmen. Das ist nur die letzte Mahnung von vielen. Die Bundesregierung eines Kulturlandes wie Österreich täte gut daran, sie endlich ernst zu nehmen. 

Ich füge hinzu, die Krokodilstränen so mancher Wiener Oppositionspolitiker wären ein wenig glaubwürdiger, würden Sie sich auch dazu einmal äußern. Schließen Sie sich uns doch im Bestreben und im Bemühen, diese 200 Millionen S weniger für die Wiener Kultur wieder rückgängig zu machen, an!

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau GRin Ringler, bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie wissen, wir sind ganz bei Ihnen, wenn es darum geht, die Kürzungen des Bundes zu verurteilen. Wir halten das für ein ganz problematisches Signal und sind immer sehr dezidiert dagegen aufgetreten, wie Sie auch wissen. 

Was mich allerdings - darauf möchte ich schon hinweisen - verwundert, ist, wenn wir mit diesen Kürzungen in Wien konfrontiert sind, wie es dann sein kann, dass die SPÖ-Stadtregierung das Donauinselfest und das Stadtfest im letzten Jahr nicht nur weiter finanziert, sondern auch noch um 20 Prozent erhöht hat. 

Wie können Sie diese Erhöhungen angesichts der Kürzungen des Bundes rechtfertigen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ganz sehe ich den Zusammenhang nicht. (GRin Marie Ringler: Das ist Ihr Budget!) Das Bundesbudget ist nicht mein Budget. Das eine sind Kürzungen im Bundesbereich, die stattfinden und sehr drastische Auswirkungen haben, wie ich gerade darzustellen versucht habe. Das andere ist das Wiener Kulturbudget, das im operativen Bereich, wie Sie wissen sollten, es aber noch immer nicht akzeptieren, gestiegen ist. 

Ich halte besonders das Donauinselfest für einen wichtigen Bestandteil in einer Gesamtsicht des Wiener Kulturlebens und sehe nicht, warum wir das nicht unterstützen sollten, unabhängig davon, dass Kürzungen des Bundesbereichs natürlich auch auf Wiener Kulturinstitutionen durchschlagen. Aber das eine hat mit dem anderen nichts zu tun.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr GR Dr Salcher, bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie sagen bei allen Veranstaltungen, auch öffentlich, und lassen sich auch hier im Gemeinderat fragen, dass es quasi ein einziges Problem in der Kulturstadt Wien gibt, nämlich den Bund. Was man bei dieser Situation ein bisschen vergisst, und das möchte ich hier schon allen als Einleitung zu meiner Frage sagen, ist, dass fast 73 Prozent der Gesamtbundesförderung - Sie müssten das wissen - in die Bundeshauptstadt Wien fließen. Da wird man sagen, na gut, mit den Theatern und den Museen, aber die Theater und die Museen sind da noch nicht dabei. 

Herr Stadtrat, mit Ihrem politischen Agieren, mit dieser bewussten Polarisierung in Richtung der Bundesregierung, führen Sie natürlich dazu - Sie wissen auch das -, dass die Bundesländer beginnen, einen immer stärkeren Druck auf den Bund zu entwickeln und fragen, warum der Bund eigentlich Theater, nämlich die Bundestheater, finanziert, die mehr oder weniger ausschließlich der Stadt Wien zu Rande kommen. Ich glaube, dass das nicht klug ist.

In der Vergangenheit hat es ein sinnvolles Zusammenwirken, und zwar unabhängig von den politischen Verhältnissen gegeben. Sie wissen, dass Ihr Vorgänger mit dem sozialdemokratischen Staatssekretär sehr gut zusammengearbeitet hat, zum Wohle der Stadt und dieses Landes. 

Daher frage ich Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat: Glauben Sie nicht auch, dass es besser wäre, auf eine konsensuale und eine gute Zusammenarbeit mit dem Bund einzuwirken, um nicht andere zu provozieren, auf Gedanken zu kommen, die immer stärker in den Bundesländern hervortreten und letztlich finanziell zum Schaden der Stadt Wien führen würden? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat! 

Ich bin sehr dafür, dass man versucht, mit dem Bund zu einem guten Ergebnis zu kommen. Ich bemühe mich da auch sehr. 

Die Antworten sind aber eher spärlich gesät, nicht nur mir gegenüber, sondern auch allen Kulturschaffenden in Wien gegenüber. Briefe, Petitionen, Terminansuchen werden schlicht und einfach nicht beantwortet. Das ist ein wesentlicher Bruch mit dem Stil der vergangenen Jahre. Die gute Zusammenarbeit meines Vorgängers mit dem sozialdemokratischen Staatssekretär habe ich selber miterlebt, sie ist aber ganz offensichtlich auf Bundesseite mit dem Nachfolger auf ÖVP-Seite um einiges schlechter geworden. 

Anders kann ich es mir nicht erklären, dass kein einziges Mal die Stimme gegen so massive Kürzungen, die der Bund durchgeführt hat, erhoben wurde. Ich habe nie, kein einziges Mal, eine warnende Stimme gehört, so wie ich sie jetzt ab und an höre. Warum das so ist, ist mir nicht erklärlich. Es ist auch in keiner Weise nachvollziehbar, wieso auch heute dagegen keine Stimme erhoben wird, wenn das Wiener Kulturleben tatsächlich so ein wichtiges Anliegen wäre.

Was die Zahlen anbelangt, Herr Gemeinderat, habe ich vorhin zitiert, dass 50,2 Prozent der Kunstförderungsmittel des Bundes nach Wien gehen. Da sind abgezogen, was man fairerweise tun muss, jene Institutionen, die in Wien sind, aber Bundesaufgaben wahrnehmen, wie zum Beispiel das Österreichische Filminstitut. Aber ich bin gerne bereit, diese Zahlen sozusagen aufzunehmen. Dann rechnen wir halt 70 Prozent und dann sind die Kürzungen des Bundes in Bezug auf Wien noch um ein großes Maß höher. Dann führen wir die Diskussion so, dass es nicht 200 Millionen S, sondern mindestens 270 Millionen S sind, die der Bund gekürzt hat. Das erklärt aber nicht, warum das überhaupt geschieht. 

Dass die Theater und Bundesmuseen vom Bund bezahlt werden, ist eine Verfassungsangelegenheit. Ich sehe die Gefahr nicht - ich war lange genug, fast ein Jahrzehnt lang, bei den Landeskulturreferentenkonferenzen dabei -, dass die Länder plötzlich aufstehen und sagen, jetzt muss der Bund etwas anderes machen. Das ist nicht mehr oder nicht weniger als bisher auch gegeben. 

Ich meine, wenn man eine korrekte Rechnung anstellt, wenn man vergleicht, was in Wien tatsächlich stattfindet und was tatsächlich der Output dafür ist, ist Wien mit 50 Prozent des Budgetvolumens aus der Kunstförderung sehr gerecht bedient. Ich sehe also einer Diskussion mit anderen Bundesländern über die Verteilung des Kuchens mit großer Gelassenheit entgegen. 

Die entscheidende Diskussion aber, Herr Gemeinderat, die wir zu führen haben, ist die Größe des Kuchens. Verschleiern wir nicht, indem wir jetzt sagen, tun wir doch nicht das gute Verhältnis, das schon unter meinem Vorgänger nicht so gut gewesen sein kann, belasten. Verschleiern wir nicht, worum es eigentlich geht, nämlich um die Rücknahme der Kürzungen der 200 Millionen S - oder nach Ihrer Rechnung 270 Millionen S - des Bundes. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die dritte Zusatzfrage. Herr GR Strache, bitte.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Kulturstadtrat! 

Die Kulturstadt Wien hat auch große hausgemachte Probleme, vor denen sie steht. Wir stehen möglicherweise vor einer Situation, wo die Kulturstadt Wien einen jährlichen Milliardenverlust auf Grund des drohenden Entzugs des Weltkulturerbes, vor dem wir stehen und wo auch die Vertreter der UNESCO klare Worte gefunden haben, erwarten können wird. Sie selbst haben gesagt, der Bürgermeister hat gesagt, es handelt sich bei der Erteilung des Prädikats "Weltkulturerbe" um einen Meilenstein für die Kulturstadt Wien. Sie haben gesagt, das ist ein großes Renommee, das ist ehrenvoll für diese Stadt. 

Natürlich ist aber so ein Prädikat des Weltkulturerbes kein Orden für die Brust. Dafür muss man konkret etwas tun. Da genügt es nicht, dass man sagt, wir freuen uns darüber und wir tun nichts, um dieses Prädikat zu behalten. Deshalb ist es auch aus der Sicht zu betrachten, dass natürlich international ein Image für diese Kulturstadt dahinter steckt, das man mit dem Weltkulturerbe auch transportieren kann. Das bedeutet, wenn wir das verlieren würden, entsteht ein immenser Verlust. 

Was sind Sie konkret bereit zu tun, um den Verlust dieses Weltkulturerbes und einen möglichen Schaden für die Kulturstadt Wien zu verhindern?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Es dürfte wohl auch Ihnen nicht entgangen sein, dass der Erreichung dieses Weltkulturerbes eine intensive Arbeit vorausgegangen ist, nicht zuletzt auch ein Lobbying. (GR Heinz Christian Strache: Durch den Vorgänger! Das muss man schon hinzufügen!) - Nein, nein! Ich habe sehr viele Sitzungen und sehr viele Gespräche mit den Abgesandten schon während meiner Zeit geführt. Da gab es noch nicht sehr viel an Vorgesprächen, auf denen aufzubauen gewesen ist.

Im Übrigen muss man schon sagen, wenn man von Vorgängern spricht, natürlich hat die Gemeinde Wien über lange Jahre, auch Jahrzehnte, nicht zuletzt über den Altstadterhaltungsfonds, sehr viel geleistet, damit die Innenstadt und auch andere städtische Bereiche so erhalten bleiben und so renoviert werden, dass es überhaupt dazu kommen kann, dass man in die Liste des Weltkulturerbes aufgenommen wird. Ich selber habe, glaube ich, auch einige durchaus wichtige Gespräche geführt. Ich habe das nur nicht an die große Glocke gehängt, um das gemeinsam mit anderen Kollegen, gemeinsam auch mit dem StR Schicker und mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Hauses, zu erreichen. Wir haben auch eigens Mitarbeiter zur entscheidenden Sitzung nach Helsinki geschickt. Ich glaube, wir haben damit einiges erreicht und das ist gut so. 

Wir freuen uns darüber, und ich sehe eigentlich - das muss ich ganz offen gestehen - keinen wirklichen Grund dafür, außer man will es partout politisch hochspielen, weshalb diese Eintragung auf der Liste des Weltkulturerbes nicht stattfinden sollte, wieso es nicht dabei bleiben sollte. Die Gespräche, die ich auch mit den Vertretern der UNESCO geführt habe, sind dahin gehend, dass man selbstverständlich von dem Hochhausprojekt wusste, wobei ich annehme, dass Sie das ansprechen. (GR Heinz Christian Strache: Das stimmt nicht! Diese Information ist falsch! Das ist unwahr! Sie wurden nachträglich informiert durch die Bürgerinitiative, aber nicht durch die Stadtregierung! Das hat zur Verärgerung geführt!) 

Herr Gemeinderat, das ist unrichtig. Ich habe mit dem Vertreter der UNESCO selbst ein Gespräche geführt. Wir haben sogar über das Projekt gesprochen, und wir haben sehr ausführlich über die Situation von Wien-Mitte gesprochen. Das heißt, es ist selbstverständlich in Kenntnis dessen, was dort passiert, geschehen. Wir haben bereits um einiges, bevor das überhaupt zu einem großem Thema wurde, darüber gesprochen. Ich sehe daher auch keinen Grund, warum das jetzt zu einem großen Problem werden sollte. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Vierte Zusatzfrage: Herr GR Dr Troch, bitte.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Budgetkürzungen der Bundesregierung treffen offensichtlich gerade die Theater in Wien massivst. Sie haben auch von Gesprächen berichtet. Wie waren die Reaktionen der Wiener Theaterdirektoren?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Die Theaterdirektoren - ich habe das in meiner ersten Beantwortung gesagt - lade ich zu Gesprächen ein, wobei wir in regelmäßigen Abständen darüber diskutieren, wie die Situation in Wien ist. Die letzte derartige Sitzung war davon geprägt, dass dort wirklich große Sorge geäußert wurde, was die Kürzungen anbelangt, und auch die Enttäuschung, dass es von Seiten der Bundesregierung diesbezüglich keine Antworten gegeben hat.

Es wurde dann eine Resolution der Theaterdirektoren an die Bundesregierung, an den Staatssekretär verfasst, und auch ich wurde aufgefordert, mich als Stadtrat direkt an die Bundesregierung zu wenden. Diese Resolution, die am 8. März an den Staatssekretär und in Kopie an mich geschickt wurde, ist meiner Meinung nach eine sehr warnende und mahnende Stimme.

Es ist davon die Rede, dass es bei Fortsetzung dieser Politik zu einer Einschränkung bei der Spielplangestaltung kommt, dass es zu einer Reduzierung der Anzahl der Vorstellungen kommt, dass es bei Erstellung der Spielpläne zu einer Hintanstellung der künstlerischen Kriterien zu Gunsten finanzieller Erwägungen kommt. Es ist von der Existenzbedrohung einiger Bühnen und der Gefährdung von Arbeitsplätzen die Rede. Das haben, sage ich einmal, mehr als ein Dutzend Theaterleiterinnen und Theaterleiter unterschrieben, das betrifft Ateliertheater, Ensembletheater, Freie Bühne Wieden, Metropol, Odeon, Schauspielhaus, Theater der Jugend, Gruppe 80, Theater in der Josefstadt, Theaterverein Wien, Volkstheater, Wiener Bühnenverein und viele andere.

Es ist müßig zu sagen, dass diese eingeschriebene Resolution vom 8. März bisher völlig ohne Antwort geblieben ist, und auch müßig zu sagen, dass ein diesbezüglicher Brief von mir an den Herrn Bundeskanzler ohne Antwort geblieben ist. Aber es sind ja erst zwei Wochen vergangen, also können wir vielleicht guter Hoffnung sein, dass wir endlich einmal eine Antwort bekommen werden. Oder vielleicht helfen uns auch die Kolleginnen und Kollegen von den Oppositionsparteien, die im Bund in der Regierung sind. Es würde uns freuen, dazu eine Antwort zu bekommen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP/01321/2002/0001-KGR/GM). Sie ist von Herrn GR Günter Kenesei an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Wer hat die Nebenbeschäftigungen des ehemaligen Leiters der MA 21B unwidersprochen zur Kenntnis genommen?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Vorsitzende! Herr Gemeinderat!

Zu der Frage kann ich Folgendes feststellen: Die Nebenbeschäftigung - und zwar eine einzige - des ehemaligen Leiters der MA 21B ist dem Magistrat im Jahr 1981 gemeldet worden und auf Grund der vom Bediensteten angegebenen Beschränkung in örtlicher und zeitlicher Hinsicht gemäß den damals geltenden gesetzlichen Bestimmungen zur Kenntnis genommen worden.

Ich möchte nebenbei darauf hinweisen, dass die Zuständigkeit hiefür nicht bei mir, sondern in der Geschäftsgruppe der StRin Brauner liegt. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Erste Zusatzfrage: Herr GR Kenesei, bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Nur eines zur Richtigstellung Ihrer Anmerkung bei einer Zusatzfrage von mir: Ich habe die Unterlage da - an die Staatsanwaltschaft Wien, 18. Februar 2002. Ich kann der Staatsanwaltschaft Wien nur empfehlen und nahe legen, einmal im Posteingang nachzusehen. Anzeiger: GR Günter Kenesei, Angezeigter: OSR Dipl Ing Vokaun, per Adresse Magistrat der Stadt Wien, wegen § 302 StGB, Missbrauch der Amtsgewalt. Weiters sind eine Sachverhaltsdarstellung und alle Unterlagen, die uns zur Verfügung gestanden sind, diesem Schreiben beigelegt. - Nur, um das richtig zu stellen, weil Sie da offensichtlich versuchen, uns mit kleinen, aber doch feinen Untergriffen irgendetwas nahe zu legen, was wir unterlassen hätten oder hätten tun sollen.

Jetzt zu Ihrer Beantwortung der Anfrage, Herr Stadtrat. - Es ist klar, dass der besagte Obersenatsrat diese Nebenbeschäftigung 1981 gemeldet hat. Klar ist aber auch etwas anderes, und dazu darf ich Ihnen ganz kurz auszugsweise § 25 Abs. 2 der Dienstordnung zur Kenntnis bringen: "Der Beamte darf keine Nebenbeschäftigung ausüben, die ihn an der genauen Erfüllung seiner dienstlichen Aufgaben behindert," - und jetzt kommt der wesentliche Teil: - "die Vermutung seiner Befangenheit hervorruft oder die Achtung und das Vertrauen, die seiner Stellung als Beamter entgegengebracht werden, untergraben könnte."

Jetzt frage ich Sie ganz konkret: 1992 ist Herr SR V. zum Leiter der MA 21B bestellt worden. Ist keinem - und damals gab es eine sozialdemokratische Alleinregierung - der damals zuständigen Stadträte, insbesondere dem Planungsstadtrat oder dem damaligen Stadtrat, der für Personal zuständig war, aufgefallen, dass es diese Nebenbeschäftigung des Herrn SR V. gibt und dass sie mit der Dienstordnung, § 25 Abs. 2, nicht in Einklang zu bringen ist?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich weise mit aller Entschiedenheit zurück, dass Sie behaupten, ich mache Untergriffe, oder wie Sie das formuliert haben.

Ich darf Ihnen das Schreiben an die Staatsanwaltschaft Wien seitens der MA 2, Zentrales MitarbeiterInnenservice für Dienstrecht und Besoldung, vorlesen: "Staatsanwaltschaft Wien, Landesgerichtstraße 11, 1080 Wien. - Über die Prüftätigkeit des Kontrollamts zum Thema Flächenwidmungen wurde zuletzt in Massenmedien berichtet. Ursprünglich wurde davon ausgegangen, dass die Staatsanwaltschaft von einer Fraktion im Wiener Gemeinderat bereits eingeschaltet wurde, zumal auch auf der Homepage 'Die GRÜNEN Wien' der Hinweis ersichtlich ist, dass die Unterlagen der Staatsanwaltschaft bereits übermittelt wurden. Eine telefonische Rückfrage ergab allerdings seitens der Staatsanwaltschaft eine Negativauskunft."

Was soll ich also machen? - Die Staatsanwaltschaft Wien nimmt es offensichtlich nicht zur Kenntnis, wenn ihr die GRÜNEN etwas schicken. (GR Günter Kenesei: Das ist aber nicht ...!) So scheint es zu sein. Da können Sie aber mir nicht vorwerfen, dass ich da mit leisen Untergriffen arbeite. Das tue ich nicht! Wir haben von der Staatsanwaltschaft bestätigt bekommen, dass sie es nicht hat.

Das Grinsen dazu würde ich mir an Ihrer Stelle ersparen. Ich versuche ernsthaft, die Dinge zu bewahren. Wenn Sie weitergrinsen wollen, ist das auch okay. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Dr Ulm. (GR Günter Kenesei: Und die Frage wird nicht beantwortet? - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN und bei der FPÖ.)
GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben schon bei der ersten Anfragebeantwortung gemeint, Sie wollen sich mehr mit der Zukunft als mit der Vergangenheit beschäftigen. Ich denke aber, dass das Problem der Nebenbeschäftigungen auch für die Zukunft sehr relevant ist.

Ich frage Sie daher: Wissen Sie über Nebenbeschäftigungen von Beamten in Ihrem Ressort Bescheid, und wenn ja, wie viele Beamte sind davon betroffen?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich habe in der letzten Sitzung des Gemeinderats schon darauf hingewiesen, dass im Bereich der Flächenwidmungen keiner der beiden Abteilungsleiter eine Nebentätigkeit ausübt. Ein Ergebnis der Erhebungen darüber, ob Abteilungsleiter meiner Geschäftsgruppe Nebentätigkeiten ausüben, ist noch nicht zu mir vorgedrungen. Ich habe jedenfalls darum ersucht, dies durchzuführen. Ich kann Ihnen daher zurzeit darüber noch keine Auskunft geben.

Da meine Geschäftsgruppe aber viele Abteilungen beinhaltet, die früher in der Geschäftsgruppe Planung und Zukunft waren, gehe ich davon aus, dass Ihnen Ihr jetziger Klubobmann und Parteivorsitzender darüber Auskunft geben kann. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Dritte Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Ich habe noch einmal nachgesehen, bevor ich die Frage zu Ihrer ersten Beantwortung stelle. Es ist natürlich nicht so, wie Sie gesagt haben - dass im § 2 der Bauordnung steht: wenn der Bezirk Änderungen haben will bei 75 Prozent, muss er zurückgehen -, sondern dort heißt es Stellungnahmen. Zwischen Stellungnahmen und Änderungen ist ein großer Unterschied. Denn wenn der Bezirk 100 Prozent zu einer Stellungnahme abgibt, zu einem Entwurf, der dann geändert wird, dann ist es selbstverständlich, dass es nach § 2 der Bauordnung wieder zurückgehen muss. - Das nur am Rande, darüber werden wir uns noch eingehend unterhalten.

Meine Frage zu diesem Punkt ist: Halten Sie es für angebracht, wenn Leiter von Dienststellen und Beamte in einem Prospekt von Genossenschaften für ein Bauprojekt werben, obwohl am Flächenwidmungsplan noch nicht einmal gewidmet ist, dass es dort eine Reihenhausanlage geben wird? Halten Sie es für angebracht, dass dort als Kontaktperson ein hoher Spitzenbeamter der Stadt Wien steht?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sie sprechen einen Fall an, der mir in dieser Unkonkretheit nicht bekannt ist. Ich kann Ihnen daher in dieser Unkonkretheit auch keine Auskunft geben.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Vierte Zusatzfrage: Herr GR Kenesei, bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Da Sie meine Zusatzfrage offensichtlich nicht beantworten wollten oder konnten und da, wie man gestern im Pressegespräch des Bürgermeisters mitbekommen konnte, die Unterstützung in Ihrer Fraktion für Sie momentan mehr als mäßig ist, darf ich Ihnen nochmals diesen Satz vorlesen. § 25 Abs. 2 der Dienstordnung sagt bei Nebenbeschäftigungen (GR Ernst Woller: Da brauchen sich die GRÜNEN überhaupt keine Sorgen machen!): Der Beamte darf keine Nebenbeschäftigung ausüben, die ihn an der genauen Erfüllung seiner dienstlichen Aufgaben behindert, die Vermutung seiner Befangenheit hervorruft oder die Achtung und das Vertrauen, die seiner Stellung als Beamter entgegengebracht werden, untergraben könnte.

Jetzt frage ich mich schön langsam: Entweder gibt es von Ihrer Seite zu Fragen von Mandataren hier im Gemeinderat klare Antworten - denn der Hinweis, dass ich grinse oder lache, kann ja nicht wirklich die Antwort auf meine Zusatzfrage gewesen sein -, oder Ihr Job macht Ihnen einfach keinen Spaß mehr. In diesem Fall würde ich Ihnen nahe legen, Herr StR Schicker: Lassen Sie es bleiben.

Ich möchte um Beantwortung dieser Frage bitten: Warum hat der damalige Stadtrat und warum haben die damaligen Stadträte nicht darauf Rücksicht genommen, dass in § 25 Abs. 2 der Dienstordnung genau festgehalten ist, dass diese Tätigkeit des Herrn Obersenatsrats, seine Tätigkeit als Leiter und gleichzeitig seine Nebenbeschäftigung, unvereinbar ist?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Machen Sie sich keine Sorgen darüber, wie meine Fraktion zu mir steht. Ich werde noch viel länger bleiben, als Ihnen recht ist. Denn Sie hätten mich ja lieber überhaupt nie in der Funktion gesehen, Sie hätten es viel lieber gesehen, dass einer von Ihrer Fraktion Stadtrat wird, der zuständig für Planung und Zukunft ist. Das ist sich leider nicht ausgegangen, weil die Wienerinnen und Wiener mit Ihrer Fraktion nicht ganz so einverstanden waren, wie Sie das in großartiger Selbstüberschätzung selbst immer geglaubt haben. Es ist eben anders ausgegangen - leider für Sie, zum Glück für diese Stadt! (Beifall bei der SPÖ.)
Zur konkreten Frage: Ich weiß, dass Sie eine hohe selektive Wahrnehmung haben. Das hat sich schon sehr oft herausgestellt. Wenn Sie das letzte Mal aufgepasst hätten, so wüssten Sie, ich habe Ihnen das letzte Mal schon gesagt, dass der ehemalige Leiter der MA 21B in meiner Funktionszeit keine Nebentätigkeit hatte. Daraus ist wohl leicht ablesbar, dass ich die Frage nach seiner Nebentätigkeit sehr rasch nach Beginn meiner Tätigkeit gestellt habe.

Ich habe heute schon darauf hingewiesen, dass ich am 30. Mai die Veränderung der Organisationsstruktur der 21er-Abteilungen veranlasst und in die Wege geleitet habe. Sie können daraus schließen, dass die Auskunft, die ich von OSR Vokaun bekommen habe, bereits im Mai erfolgt ist. Meine Frage hat nicht des Anstubsens der GRÜNEN bedurft, es hat auch nicht der Einrichtung einer Untersuchungskommission bedurft. In meiner Funktionsperiode ist sichergestellt, dass eine derartige Nebentätigkeit, die in Konflikt mit § 25 Abs. 2 kommen könnte, auf der Abteilungsleiterebene jedenfalls nicht stattfindet und nebenbei auch in der Planungsdirektion, also in der Gruppe Planung, nicht der Fall ist. 

Ob 1993 irgendeine Frage gestellt wurde oder nicht gestellt wurde und in welcher Form Auskunft gegeben wurde - seien Sie mir nicht böse, zu diesem Zeitpunkt war ich noch nicht einmal Mitglied dieses Hauses. Sie werden von mir dazu keine Auskunft bekommen können, zumal die MA 2, die dafür zuständig ist, nicht in meinem Ressort liegt.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke, Herr Stadtrat.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP/01095/2002/0001-KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Rudolf Klucsarits gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Wann wird das geplante Wiener Besucherzentrum für den Nationalpark Donauauen in Angriff genommen?
Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Herzlichen Dank für Ihre Frage: Wann wird das geplante Wiener Besucherzentrum für den Nationalpark Donauauen in Angriff genommen?

Was das so genannte Nationalparkhaus betrifft, ist die Planung abgeschlossen, und der Vorentwurf wird noch im März in Auftrag gegeben. Der Nationalpark Donauauen ist ein Gebiet von außerordentlicher Schönheit und diese Schönheit wollen wir den Besuchern und Besucherinnen näher bringen. Die Natur wollen wir ihnen näher bringen. Dieses Besucherhaus im Nationalparkzentrum soll dazu dienen, dass wir Informationen über den Nationalpark geben, die Besucherströme leiten, eine Waldschule einrichten und selbstverständlich sehr viel Informationsmaterial zur Verfügung stellen können.

Das heißt, im März werden diese Beauftragungen durchgeführt werden. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Erste Zusatzfrage: Herr GR Klucsarits, bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke sehr, Frau Stadträtin. - Frau Stadträtin, welche weiteren Besucher-Lenkungsmaßnahmen sind eigentlich geplant?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Als weitere Besucher-Lenkungsmaßnahmen sind zusätzliche Pavillons geplant, zusätzliche Pavillons an den Nebeneingängen Saltenstraßen, Esslinger Furt und Uferhaus. Dort werden mit den Förstern auch entsprechend Wege geplant und Führungen mit den Besuchern durchgeführt werden, selbstverständlich auch Führungen mit Schulen, Führungen mit Kindergärten, Führungen mit Pensionisten. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zweite Zusatzfrage: Frau GRin Mag Schmalenberg, bitte.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wenn Sie hier sagen, dass Sie den Besuchern die Schönheit der Natur näher bringen wollen, dann kann das nicht sehr ernst gemeint sein, wie sich jüngst am anderen Ende des Nationalparks Donauauen, in der Lobau bei der Esslinger Furt, gezeigt hat, wo nämlich ein China-Restaurant ohne Baubewilligung im großen Stil ausgebaut und zugebaut hat, wobei dieser Zubau bei der nächsten Überarbeitung des Plandokuments quasi rechtlich bereinigt werden soll. Ich denke, das ist ein Skandal, und da haben Sie als Umweltstadträtin Handlungsbedarf.

Aber zum Westeingang, zum Besucherzentrum lautet meine Frage: Wo genau wird dieses Zentrum stehen, und ist der Bestand des Hundeabrichteplatzes gesichert?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Die Standortanalyse hat ergeben, dass der Eingang "Roter Hiasl", genauer Standort beim Dechantweg, der geeignetste ist. Eine Besucherstromanalyse, durchgeführt von der Universität für Bodenkultur im Nationalpark Donauauen, hat ergeben, dass hier der besucherstärkste Eingang ist, dass hier eine gute öffentliche Nahverbindung und damit eine direkte Verbindung zur Stadt gegeben ist. Das heißt, dieser Standort ist der Beste für das Nationalparkhaus. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben zuerst die Vorzüge des Nationalparks gelobt und erwähnt. Es ist bekannt, dass die Altarme im Nationalpark immer weniger Wasser beinhalten. Es gibt ein Projekt der WSD, das demnächst die Donau, aber auch die umgebende Landschaft verändern wird. Ich möchte Sie bitten, uns zu erklären: Welche Maßnahmen sind für die Dotierung der Altarme in dem Gebiet geplant?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Die Dotation Lobau ist eines der zentralen Projekte der MA 45. Hier sind namhafte Wissenschafter am Werk. Ein Projekt liegt bereits vor, die Planungen wurden in Auftrag gegeben. Die Durchführung wird bereits heuer begonnen, sie läuft schon seit längerer Zeit. Zusätzliche Untersuchungen wurden von mir gemeinsam mit den Wissenschaftern besprochen und auch durchgeführt.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Vierte Zusatzfrage: Herr GR Klucsarits, bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Inwieweit werden eigentlich die Bezirksbürger in die Gestaltung und in die Vorbereitung zur Errichtung des Nationalparkhauses einbezogen? Denn wir wollen nicht eine ähnliche Entwicklung wie beim geplanten Hainburger Nationalparkhaus haben. Daher wäre es sicher wichtig, auch den Bezirksbürgern ein gewisses Mitspracherecht zu geben.
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Selbstverständlich werden wir mit der Bezirksvorstehung gemeinsam das Projekt diskutieren. Ein Projekt liegt vor, es wird sicherlich in die Landschaft passen. Es ist eine naturnahe Architektur mit einer maximalen Höhe von 4 Metern.

Selbstverständlich wird dieses Projekt der Bevölkerung vorgestellt werden und auch gemeinsam mit der Bevölkerung diskutiert werden. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Die Fragestunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 6, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 1 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2 eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn ist von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 1 Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurde dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt.

Wir kommen nun zu dem von den GRe Mag Hilmar Kabas und Kollegen, Günter Kenesei sowie Freundinnen und Freunde gestellten Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderats (01165/2002-MDALTG) zum Thema "Abhaltung einer Debatte zum Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend Praxis der Flächenwidmungen in Wien".

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir kommen nun zur Debatte über das Verlangen auf Einrichtung einer Untersuchungskommission und diesem Sondergemeinderat, der dazu stattfindet, um auf der einen Seite eine Premiere in dieser Stadt, in diesem Haus zu erleben, dass es nämlich zu einer Untersuchungskommission in dieser Stadt kommt, dass ein Minderheitenrecht wahrgenommen wird und dass die Möglichkeit besteht, bei Unregelmäßigkeiten, bei Unzulänglichkeiten auch die politische Verantwortung und die politische Dimension zu beleuchten. 

Grundlage und Ursache sind hinlänglich bekannt. Es sind dies fünf Kontrollamtsberichte, die allen hier im Hause bekannt und zugänglich sind, die in einer klaren und deutlichen Art und Weise dargelegt haben, wie es bei der einen oder anderen Flächenwidmung in dieser Stadt tatsächlich zugegangen ist. Es betrifft vornehmlich Fälle der ehemaligen MA 21B, es betrifft vornehmlich Fälle des Herrn OSR V., der dieser Magistratsdienststelle durch Jahre hindurch als Abteilungsleiter vorgestanden ist.

Jetzt hat es im Vorfeld zu dieser Untersuchungskommission einiges an Debatten gegeben, auch Versuche von der Sozialdemokratischen Fraktion, hier auf der einen Seite Kontrollrechte einzuschränken, die ein verbrieftes Minderheitenrecht sind, auf der anderen Seite mit Rechtsgutachten - oder soll man eher "Schlechtachten" sagen? (GR Christian Oxonitsch: Wider besseres Wissen!) - etwas anderes auf die Tagesordnung zu bringen und mit vorgefertigten Abänderungsanträgen die Opposition davon zu überzeugen, dass hier eine andere Vorgangsweise gewählt werden soll.

Ich werde heute ... (GR Christian Oxonitsch: Was für ein Abänderungsantrag?) Kollege Oxonitsch, am Montag sind in der Präsidiale schon Anträge herumgegeistert, auf denen netterweise mein Name draufgestanden ist, auch der des Kollegen Kabas und der des Kollegen Tschirf, was von Ihrer Fraktion vorbereitet wurde. Ich danke für die Hilfestellung, aber wenn wir einen Antrag schreiben, schaffen wir das gerade noch allein in unserer Fraktion (GR Christian Oxonitsch: Sie waren ja der Einbringer!) und brauchen nicht den SPÖ-Klub dazu, uns Hilfestellung zu geben.

Wir können in diesen Minuten hier gerne auch einmal die Genese Ihrer Vorgangsweise lang und breit diskutieren. Ich möchte aber die Zeit nützen, Sie mit einem neuen Fall zu konfrontieren, damit Ihnen in der Diskussion vielleicht ein bisschen die Augen darüber aufgehen, was im Magistrat unter Ihrer Obhut, unter Ihrer Herrschaft eigentlich alles passiert ist. 

Es betrifft ein Wohnhaus in der Fasangartengasse 20-24, identisch mit der Adresse Hofwiesengasse 1, im 13. Bezirk. Die Chronik dazu ist recht unspektakulär. Von 1970 bis 1972 bestand auf diesem Bauplatz die Widmung Erholungsgebiet/Parkanlage. Die etwa 3 500 Quadratmeter große Fläche ist öffentlich zugängig und somit "ÖZ"-gewidmet. Im März 1992 gibt es einen Entwurf eines Flächenwidmungsplans mit der Nr 6300. In diesem Entwurf des Flächenwidmungsplans ist für diese Fläche weiterhin die Widmung "Epk-ÖZ" - also Parkanlage, öffentlich zugängig - vorgesehen.

Am 12. Mai 1992 schlägt auf Grund einer während der öffentlichen Auflage des Planentwurfs eingebrachten Stellungnahme eines Architekturbüros der Abteilungsleiter - und damals in Vertretung - Herr SR V. die Umwidmung in Bauland vor. Am 25.6.1992 wird das von V. bearbeitete Plandokument 6300, Entwurf drei, mit der Baulandwidmung Wohngebiet "W 2", 10,5 Meter, beschlossen; maximales Bauvolumen etwa 11 400 Kubikmeter.

Sie müssen sich das einmal vor Augen führen. Da gibt es ein Plandokument, womit der Öffentlichkeit klar gemacht wird, dass es auf diesem Grundstück weiterhin einen Park geben wird. Dann gibt es einen Einspruch, eine Stellungnahme eines Architekturbüros, und damit wird gesagt: Nein, den Park brauchen wir nicht, dort bauen wir ein Wohnhaus hin. Der damalige stellvertretende Abteilungsleiter, dieser besagte SR V, sagt: Ja, das ist eigentlich eine Super-Idee, den Park tun wir weg, wir bauen dort ein Haus hin. So geht es in den Gemeinderatsausschuss, und im Gemeinderat am 25. Juni 1992 wird es beschlossen.

Am 21.6.1993 kauft die mittlerweile in Konkurs gegangene Baufirma WIB, Wohn- und Industriebau GesmbH, das Grundstück. Am 3.3.1994 gibt es einen neuen Flächenwidmungsplanentwurf mit der Nr 6638. Das Plangebiet umfasst exakt die Parzelle Fasangartengasse 20-24 beziehungsweise Hofwiesengasse 1, also ausschließlich diesen Baublock, der noch zwei Jahre vorher, in der öffentlichen Auflage unter Bevölkerung kundgetan, als Park gewidmet werden sollte. Dieser ist mittlerweile als Wohnbau gewidmet, und es wird extra für diesen Bauplatz ein eigenes Verfahren abgehandelt. 

Auf Grund eines Expertenverfahrens mit nur zwei Teilnehmern werden vom Abteilungsleiter V. zusätzlich bebaubare Flächen gerechtfertigt und argumentiert. Plötzlich bekommt dieser Bauplatz Hofwiesengasse 1/Fasangartengasse 20-24 eine Widmung "W 3", beschränkt mit 13,5 Metern. So wird ein zusätzliches Bauvolumen allein auf dieser einzelnen Parzelle von rund 6 500 Kubikmetern, also mehr als der Hälfte, nochmals dazugewidmet. Am 30.6.1994 wird das Plandokument im Gemeinderat beschlossen.

Jetzt beginnt der spannende Teil dieser Geschichte. Im Jahre 1995 errichtet die Firma WIB 37 Eigentumswohnungen auf dem Bauplatz Fasangartengasse 20-24 im 13. Bezirk. Am 30.11.1995 gibt es eine Eintragung im Grundbuch unter der Nummer EZ 1252, KG 01213-1000/3500. Diese Eintragung im Grundbuch besagt, dass der damalige Leiter der MA 21B, SR Vokaun, dort eine Eigentumswohnung bekommen, erworben, zur Nutzung hat. Das ist im Grundbuch nachzulesen. Nach all den Punkten - 12. Mai 1992 Umwidmung von Park in Bauland, 3.3.1994 Erweiterung der bebaubaren Fläche, 30.6.1994 Beschluss im Gemeinderat - wird mit 30.11.1995 Herr SR V. Eigentümer oder Teileigentümer auf dieser Liegenschaft. 

Am 30.8.2000 gibt es das Pressegespräch von mir unter dem Titel "Das System V.". Mittlerweile gibt es einen Schenkungsvertrag des Herrn Obersenatsrats an seine Tochter mit einem Belastungs- und Veräußerungsverbot zu Gunsten des Herrn OSR V., Grundbuch EZ 1252, KG 01213-123/3872.

Jetzt kann man natürlich all diese Dinge mit "Zufälligkeit" beschreiben, mit einer gewissen Zufälligkeit und Beharrlichkeit, wodurch aus einem Park, "ÖZ"-gewidmeten Grundstück, ein Bauplatz wird, anschließend dieser Bauplatz unter tatkräftiger Mithilfe der Planungsabteilung einen Flächenzuwachs bekommt, der nicht unbeträchtlich ist, und dann am 30.11.1995 - weil es offensichtlich ein so toller Bauplatz gewesen ist und die Wohnungen so schön sind und es sich gerade so ergeben hat - Herr SR V. in die Lage versetzt wird, dort Miteigentümer zu werden. Ich überlasse es jeder und jedem, die eigene Lesart aus diesem Fall zu ziehen.

Ich hoffe, dass das Schreiben, das wir heute an die Staatsanwaltschaft Wien senden werden, nämlich mit diesem Fall, mit der Bitte um Überprüfung dieses Falls, dort auch ankommen wird. Wir werden es mit Boten hintragen und in der Einlaufstelle abgeben. Wir werden uns das abstempeln lassen, damit dann, wenn etwa Herr StR Schicker wieder in die Verlegenheit kommt, eine Anfrage beantworten zu müssen, er uns nicht mitteilen muss, dass das dort nicht eingelangt ist. Ich will es ihm einfach nur ersparen, dass er sich dann mit solchen Fragen herumschlagen muss.

Die andere Frage ist natürlich - und sie stellt sich auch bei den Plandokumenten, die das Kontrollamt untersucht hat, als es auf diese Unzulänglichkeiten hingewiesen hat -: Warum tut einer so etwas? Welchen Grund hat er denn, auf der einen Seite - so wie es das Kontrollamt beschrieben hat - den rechtmäßigen Weg des Widmungsverfahrens zu verlassen, teilweise ungerechtfertigte und nicht rechtskonforme Tatsachen zu schaffen? Warum tut das ein Leiter einer Magistratsabteilung, der durchaus Reputation besitzt oder besessen hat, je nachdem, aus welchem Blickwinkel man das betrachtet? Welches Interesse hat er, und welches Interesse hatte er unter anderem bei der Widmung in der Fasangartengasse 20-24, wo er nach Abschluss des Widmungsverfahrens dann Miteigentümer geworden ist?

Mir ist schon klar, dass jeder Mensch in dieser Stadt ein Anrecht hat, Eigentum zu erwerben, irgendwo zu wohnen und es sich nach bestem Wissen und Gewissen - ich bitte, das jetzt nicht falsch zu verstehen - zu richten. Jeder schaut natürlich, wie er mit seinem Einkommen auskommt. Das ist keine Frage - nur, wie und aus welchem Blickwinkel die Fasangartengasse 20-24 zu betrachten ist, ist eine eigene.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus diesem Grund und gerade deshalb, und auch, wenn es - ich wiederhole es hier - massive Versuche gegeben hat, insbesondere mit diesem besagten Rechtsgutachten, das am Montag in der Präsidiale nach Verlangen der Opposition doch noch herausgerückt wurde, wo dringestanden ist: Untersuchungskommission ist okay, aber nur in den Fällen, die sich das Kontrollamt schon angeschaut hat ... (GR Christian Oxonitsch: Das hat ja nicht ...!)
Herr Kollege Oxonitsch! Ich kann es mir holen und Ihnen wortwörtlich vorlesen. Dass dieser Gutachter, den Sie bestellt haben, nicht einmal die Kontrollamtsberichte gelesen hat, ist die Peinlichkeit für sich selbst, wenn einer in sein Gutachten hineinschreibt: in Unkenntnis der Kontrollamtsberichte. Aber hineinzuschreiben, dass Verdachtsmomente, die während der Untersuchungskommission auftreten, nicht mehr Gegenstand der Untersuchungskommission zu sein hätten - dann können wir uns das Ganze ersparen! (GR Christian Oxonitsch: Genau das alles ... in dem Gutachten!) Dann können wir uns das Ganze ersparen.

Wir werden es uns nicht ersparen. Ich bin froh, dass es heute zu dem kommt, was wir gemeinsam mit der FPÖ und Herrn GR Pfeiffer beantragt haben, dass es zu diesen Fragestellungen kommt. Denn genau diese Fragestellungen werden den Hinweis darauf erbringen: Warum ist das passiert? Wer hatte was von so einer Vorgangsweise? Wer hat davon gewusst? Wo sind die politisch Verantwortlichen zu suchen? Welche Konsequenzen werden wir daraus ziehen?

Aber das Ganze hat einen Vorlauf und geht natürlich auch in die Richtung der Nebenbeschäftigung, die dieser SR V. gehabt hat. Wie wir aus verschiedenen Quellen im Hause wissen, gibt es auch andere, die Nebenbeschäftigungen haben, die vielleicht nicht ganz kompatibel mit der Tätigkeit sind, die sie im Magistrat ausüben. Daher werden wir einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, gemeinsam mit Kollegen Ulm, ÖVP, und Kollegen Madejski, FPÖ, betreffend Offenlegung der Nebenbeschäftigungen von leitenden Bediensteten als Konsequenz des Wiener Widmungsskandals.

Der Beschlussantrag lautet:

"Das zuständige Mitglied des Stadtrats möge rasch eine verfassungskonforme Regelung vorlegen, welche die Grundlage dafür bietet, dass von der zuständigen Stelle MA 2 in geeigneter Form einmal jährlich eine Auflistung zu erstellen, allen GemeinderätInnen zur Verfügung zu stellen und zu veröffentlichen ist ..."

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr GR Kenesei, kommen Sie bitte zum Schluss.

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Den Satz werde ich noch fertig lesen dürfen, davon gehe ich aus. (GRin Mag Sonja Wehsely: Nicht so nervös sein!)
"... in welcher die Nebenbeschäftigungen gemäß § 25 Abs. 3 der Dienstordnung 1994 beziehungsweise § 16 Abs. 2 Vertragsbedienstetenordnung 1995 aller leitenden Bediensteten - dies sind insbesondere der/die MagistratsdirektorIn, BereichsleiterIn, StadtbaudirektorIn, AbteilungsleiterInnen, ProjektleiterInnen, DienststellenleiterInnen und GruppenleiterInnen - unter Angabe der Abteilung, in welcher diese beschäftigt sind, anzuführen sind."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich hoffe, dass die Premiere, die wir im Wiener Gemeinderat haben werden, nämlich diese Untersuchungskommission einzusetzen, das erbringen wird, was die Bevölkerung und was die Leute sich von einer Untersuchung erwarten, nämlich endlich Aufklärung dieser Missstände, und auch festzustellen, wer in dieser Stadt die politische Verantwortung für diese Missstände trägt. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr GR Kenesei! Ich möchte feststellen, ich mache auch lange Sätze, aber Sie haben ein paar Sätze mehr gesagt. Ich bin nicht nervös, ich bin weder hektisch, noch sonst etwas.

Als Nächster ist Herr GR DDr Görg zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, es ist ziemlich exakt drei Jahre her, dass ein so genannter Bauskandal unsere Diskussionen hier im Gemeinderat und auch in der Öffentlichkeit beherrscht hat. Als Folge dieses so genannten Bauskandals ist auch die Debatte aufgebrochen: Brauchen wir in dieser Stadt, in diesem Land Wien ein Instrumentarium, mit dem politische Verantwortung geklärt werden kann, wenn es zu so genannten Skandalen in der Verwaltung kommt?

Obwohl ich damals als amtsführender Stadtrat selbst von diesem so genannten Bauskandal betroffen war, ist es für mich persönlich und für meine Fraktion keine wirkliche Frage gewesen, dass wir uns ganz entschieden für ein solches Untersuchungsinstrumentarium ausgesprochen haben, auch in dem Wissen und trotz des Wissens, dass unter Umständen ich selbst als amtsführender Stadtrat der erste Stadtrat sein kann, der von einer solchen Untersuchungskommission betroffen ist.

Ich habe damals, weil wir lange innerhalb der Koalition diskutiert haben, sogar eine kleine Koalitionskrise in Kauf genommen, weil ich gemeinsam mit meiner Fraktion der Meinung gewesen bin, dass die Einsetzung eines solchen Untersuchungsausschusses ein Minderheitenrecht sein soll. Ich gebe zu, dass auch manche in meiner Partei mich gefragt haben: Bernhard, übertreibst du deinen Masochismus nicht allzu sehr - im Übrigen eine Frage, die mir in den letzten Tagen öfters gestellt worden ist (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) -, wenn du ein Minderheitenrecht haben möchtest?

Ich bleibe dabei: Es ist demokratiepolitisch wichtig, dass wir jetzt als einziges Bundesland in Österreich Untersuchungskommissionen als Minderheitenrecht haben. Ich bleibe auch dabei, wenn ich jetzt zwar nicht über den so genannten Bauskandal und über der MA 28-Runde - oder meine Amtszeit Gegenstand eines solches Untersuchungsausschusses ist, sondern jetzt die MA 21, die auch, zumindest für die Zeit von Ende 1996 bis Anfang 2001, in meinen Verantwortungsbereich gefallen ist.

Meine Damen und Herren! Eines vorneweg: Flächenwidmungen laufen nicht nach einem wissenschaftlich exakten Verfahren ab. Da gibt es keine mathematische Formel, nach welcher Flächenwidmung zu erfolgen hat. Flächenwidmung basiert im Wesentlichen auf drei oder vier Elementen.

Zunächst einmal sind das politische Wertvorstellungen. Es macht einen Unterschied aus, ob einem die Politik sagt, wir wollen vor allem den Wohnbau fördern, oder unter Umständen, wir wollen vor allem die Ansiedlung von Betrieben fördern, und wir wollen es ermöglichen, dass Betriebe in dieser Stadt sich entwickeln oder erweitern können. Das ist eine politische Wertvorstellung.

Dann kommen Interessen dazu. Der Grundstückseigentümer hat ein Interesse, bestimmte organisierte Interessenvertretungen, Sozialpartner haben Interessen, Bezirkspolitiker haben Interessen, und dergleichen mehr. All das ist nicht exakt mit einem wissenschaftlich begründbaren Verfahren zu vereinen.

Drittens kommen Geschmacksfragen herein. Nehmen wir nur das jetzt so viel diskutierte Beispiel des Bahnhofs Wien-Mitte her: Soll eine Flächenwidmung zulassen, dass der Turm bis 97 Meter oder nur bis 70 Meter hinaufgeht? - Das ist keine Frage einer wissenschaftlich exakten Formel, sondern das ist letztlich auch eine Frage des individuellen Geschmacks der beteiligten und verantwortlichen Personen. - Das zunächst einmal als Vorbemerkung.

Meine Damen und Herren! Zum Zweiten muss ich sagen, weil in der Öffentlichkeit dieser Eindruck entstanden ist oder versucht worden ist, diesen Eindruck entstehen zu lassen: Ein Beamter kann keine Flächenwidmung vornehmen. Er hat einmal eine bürokratische Hierarchie über sich und darüber hinaus den verantwortlichen Stadtrat. Auch der verantwortliche Stadtrat kann nicht wirklich Flächen widmen - was ich immer bedauert habe; ich hätte gerne selbst entschieden, wie Flächenwidmungen sein sollen -, sondern das kann nur der Gemeinderat. Daher gibt es zusätzliche Kontrollinstrumente, das sind der Planungsausschuss und dann der Gemeinderat.

Meine Damen und Herren! Alle Widmungen - mit Ausnahme des Atzgersdorfer Friedhofs, der aber nie den Status einer Vorlage an den Gemeinderat erreicht hat -, alle Flächenwidmungen inklusive jener, Herr Kollege Kenesei, die Sie jetzt gerade aufgeführt haben, haben zumindest eine Mehrheit in diesem Gemeinderat gefunden. Also, können diese Flächenwidmungen nicht ganz blöd gewesen sein, sonst hätte es ja keine Mehrheitsentscheidung hier im Wiener Gemeinderat gegeben. 

Ich möchte mich mit zwei Dingen, mit denen ich mich im Untersuchungsausschuss sowieso noch auseinander zu setzen haben werde, ganz konkret auseinander setzen. Erstens sind das die Fragen, die im Kontrollamtsbericht aufgeworfen werden, zu den beiden Flächenwidmungen, die mich hauptamtlich betreffen, wenn ich das so sagen kann. Das ist der Atzgersdorfer Friedhof und das ist die Aßmayergasse. 

Meine Damen und Herren! Zunächst zum Atzgersdorfer Friedhof, ich habe es schon in der letzten Gemeinderatssitzung ganz kurz erwähnt: Erstens ist dieser Vorschlag für eine Flächenwidmung nie Widmung geworden. Wobei ich gleich sage, über den Vorschlag an sich kann man durchaus diskutieren, auch wenn er im Widerspruch zum STEP steht. Herr Kollege Kenesei, da sage ich ganz ehrlich: Für mich war der STEP nie eine Bibel. Ich habe ganz im Gegenteil immer gesagt, der STEP ist ein teilweise brauchbarer Ansatz einer Grundsatzidee der Flächenwidmung, aber es ist ein verkürzter Ansatz, weil der Gedanke der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit dieser Stadt im STEP überhaupt nie die Berücksichtigung gefunden hat, die ich ihm gerne gegeben hätte. Ich hätte also überhaupt kein Problem gehabt, den Vorschlag des Herrn SR Vokaun in die Tat umzusetzen.

Gescheitert ist das Ganze an einem Detail, für das Herr SR Kotyza die Verantwortung trägt, der in der Sitzung, in der mir das vorgetragen worden ist und auch der Leiter der Gruppe Planung letztlich sachlich zugestimmt hat, das Argument mit dem Rechtsanspruch vorgebracht hat, das mich erst hellhörig gemacht hat, sodass ich gesagt habe: Na, das möchte ich jetzt wissen, gibt es da wirklich einen Rechtsanspruch? Das hat dann das Verfahren überhaupt gestoppt und letztlich zum Versiegen gebracht. - Mehr möchte ich zum Atzgersdorfer Friedhof, weil ich es hier im Gemeinderat ohnehin schon einmal apostrophiert habe, nicht mehr sagen. 

Das Zweite ist die Aßmayergasse. Da hat das Kontrollamt - wie bei anderen - moniert, dass nach der öffentlichen Auflage größere Veränderungen vorgenommen worden sind. Erstens muss man hier klipp und klar sagen, meine Damen und Herren, weil irgendwo einmal der Antrag kam, dass es nach der öffentlichen Auflage keine Änderungen mehr geben soll: Das ist der größte Blödsinn, den ich je gehört habe. Dazu ist die öffentliche Auflage ja da, dass Bürger und Interessenten ihre Anliegen vorbringen können!

Was wäre denn das für eine bürgernahe Politik, wenn wir zwar sagen würden, wir legen öffentlich auf, aber "was liegt, das pickt", was einmal in der öffentlichen Auflage von uns drinnen ist, kann unter keinen Umständen mehr verändert werden? (GR Günter Kenesei: Das verlangt auch niemand!) Das wäre das Gegenteil von bürgernaher Politik.

Man kann darüber diskutieren, dass zu viel verändert worden ist. In dem konkreten Fall sagt das Kontrollamt sogar, das Kontrollamt selbst war nicht in der Lage, auf Grund seiner Expertise festzustellen, ob es noch einmal hätte aufgelegt werden müssen, weil zu viel verändert worden ist, und musste dazu einen Experten von außen befragen. Auch der kommt zu dem Schluss, es ist ein Grenzfall. 

Meine Damen und Herren! So kann man nicht arbeiten. Das sage ich als jemand, der immer darunter gelitten hat, dass die Planungsverfahren viel zu lange dauern. Ich habe mich eingesetzt und viel getan für mehr Bürgerbeteiligung im Planungsverfahren. Aber dass wir immer wieder Rechtsgutachten anfordern, die dann sagen, ob wir das noch einmal neu auflegen müssen oder nicht, und dann die Erkenntnis lautet, dass es ein Grenzfall ist - das kann es ja nicht sein!

Das Zweite, was moniert worden ist ... (Der Redner wendet sich der Vorsitzführung zu.) Wie viel Zeit habe ich denn noch? Wann habe ich angefangen? Darf ich es wissen, damit ich mich ungefähr orientieren kann? - Ach so, das geht so herunter. Entschuldigung, ich habe noch nie hierher geschaut.

Jetzt hat das Kontrollamt aber auch moniert, dass im Handakt des Herrn Kollegen Vokaun eine Notiz von einem Telefonat mit einem Mitarbeiter aus meinem Büro gefunden worden wäre - Stichwort Wohnzufriedenheitsstudie. Dazu sage ich eines klipp und klar: Ich kann mich zwar überhaupt nicht erinnern - und ich bin auch sicher, ich habe in dem Fall nicht die Wohnzufriedenheitsstudie ins Gespräch gebracht -, aber es wäre gar kein Malheur, wenn ich es getan hätte.

Meine Damen und Herren! Ein amtsführender Stadtrat ist ja nicht jemand, der einfach nur das zu notifizieren hat, was Interessengruppen, Beamte et cetera ausarbeiten. Ich kann als amtsführender Stadtrat selbst eine Meinung darüber haben, wie eine Flächenwidmung ausschauen soll. Ich muss nur dafür sorgen, dass ich eine Zustimmung im Gemeinderat bekomme.

Bei der Aßmayergasse gab es - wie ich erfahren habe, als ich mich erkundigt habe - sogar eine einstimmige Zustimmung. Also auch die GRÜNEN, das Liberale Forum und die Freiheitliche Partei haben offensichtlich die von Herrn Vokaun vorbereitete Widmung Aßmayergasse letztlich für so gescheit gehalten, dass sie die Hand gehoben und hier zugestimmt haben. (GR Günter Kenesei: Weil die Veränderungen gar nicht zu erkennen waren! Sie sehen einen Millimeter?) Aber das Endergebnis haben Sie gesehen, das Endergebnis der Veränderungen. Offensichtlich ist Ihnen nicht aufgefallen, dass das zu dicht verbaut worden war; da hätten Sie schreien müssen. (GR Günter Kenesei: Sie erkennen einen Millimeter auf dem Plandokument, Herr Stadtrat?)
Jetzt habe ich nur noch 2 Minuten und 52 Sekunden, daher ein Letztes, weil immer im Raum gestanden ist, die Politik und auch ich wären Hinweisen nicht nachgegangen. Da muss ich in 3 Minuten die Genesis erklären.

Ich gestehe ganz offen, dass ich, als ich irgendwann Anfang Dezember 1996 mein Ressort übernommen habe, innerhalb von fünf Tagen sechs oder sieben Hinweise von Bekannten und weniger Bekannten bekommen habe, die alle den Tenor hatten: Bitte schön, Herr Dr Görg, passen Sie auf den Herrn Vokaun auf - ich nenne jetzt den Namen Vokaun -, da ist, oder ich sage es einmal so, der hat Nehmerqualitäten.

Es hat sich unmittelbar nach diesen Hinweisen in einem ersten oder zweiten Gespräch mit Herrn SR Vokaun ergeben, dass ich dieses Thema ganz offensiv angesprochen habe. (GR Mag Christoph Chorherr: Weil er nicht gesagt hat ...!) Einen Moment - er hat nämlich von einer Neuorganisation geredet: Wir brauchen keine drei Abteilungen. Da habe ich auch gesagt, wir brauchen nicht drei Abteilungen. Ich konnte daraus erkennen - er hat es nicht so gesagt -, er hätte Interesse daran, diese neue, größere Abteilung zu führen.

Ich sagte zu ihm: Herr SR Vokaun, ich kenne Sie zwar nicht, aber von mir können Sie nicht so viel politische Blödheit verlangen, dass ich jemanden in ein Amt befördere, von dem mir in den ersten fünf Tagen alle Leute sagen: Sie müssen auf den aufpassen. Ich habe gesagt: Für mich gilt die Unschuldsvermutung, aber eine Beförderung - völlig unabhängig von der Organisationsfrage - kommt für mich überhaupt nicht in Frage.

Dann kam im August des Jahres 2000 Herr Kollege Kenesei mit dieser Ansage, mit dieser kräftigen Ansage. Ich glaube, es ist sogar der Begriff "Korruption" gefallen; ich bilde es mir ein, aber ich will Sie nicht falsch zitieren. Er kam in diesem Zusammenhang auch zu mir, um mir das vorzutragen, hat aber gleichzeitig gesagt, dass er einen Zeugen hätte, der es sich eine Woche lang überlegen wird, ob er aussagen wird. Ich habe damals das Gespräch auf die Überprüfung durch das Kontrollamt gebracht. Kenesei hat mir in dem Gespräch gesagt, er hat mit dem Kontrollamt schon geredet: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist eine Untersuchung nicht angebracht.

Er kam dann - ich glaube, telefonisch oder über Herrn Kovacs - noch einmal zu mir und hat mich gefragt, ob ich bereit wäre - weil der Zeuge nicht zur Verfügung steht -, ihm alle Akten offen zu machen, bei denen er Hinweise bekommen hat, dass es hier zu Machinationen gekommen wäre. Ich habe ihm spontan geantwortet: Selbstverständlich kann er alle Akten einsehen; ich möchte keine 100 Akten herzeigen, aber er kann alle Akten, zu denen er Hinweise hat, einsehen. Er hat das auch getan, und zwar im Beisein des damaligen Leiters des Büros, Herrn Ing Kovacs. Herr Kovacs hat mir zurückberichtet, die Einsichtnahme dürfte offensichtlich nicht sehr ergiebig gewesen sein.

Ich habe auch nichts mehr davon gehört, außer dass Sie einmal eine Presseaussendung gemacht haben, die Sie mir zur Verfügung gestellt haben. Da hat es irgendwann im 12. Bezirk, mir fällt jetzt der Name nicht mehr ein - ein Projekt haben Sie aufgezeigt, worin Herr Kallinger involviert gewesen wird ... (GR Günter Kenesei: Perfektastraße!) Perfektastraße - das war eine Presseaussendung, bei der wieder nur herausgekommen ist: Im Zuge der öffentlichen Auflage ist das Projekt vergrößert worden. Das haben wir 100 Mal gemacht, im Zuge von öffentlichen Auflagen Projekte zu vergrößern.

Meine Damen und Herren! Ich komme zum Schluss. Ich finde es gut, dass es diese Untersuchungskommission gibt. Ich sage aber klar und deutlich: Die Untersuchungskommission hat nicht die Aufgabe die Staatsanwalts, zu prüfen, ob irgendein Beamter etwas genommen hat, sondern sie hat die Involvierung der Politik und die politische Verantwortung zu prüfen. Ich stelle mich für meine Person dieser Überprüfung, sowohl, ob ich selbst involviert gewesen bin - auch unter Umständen etwas kassiert habe -, oder aber, ob ich so schlampig gearbeitet habe und dass mir hätte auffallen müssen, dass hier irgendetwas schief läuft.

Ich sehe dieser Untersuchungskommission gelassen entgegen und unterstütze auch den Antrag, den Sie gemeinsam ausgearbeitet haben, betreffend Offenlegung der Gehälter - mit einer Ausnahme: Ich habe keine Freude mit dieser Begründung "als Folge des Widmungsskandals". Ich bin nach wie vor der Meinung, es gibt keinen Widmungsskandal. Ob es ihn geben wird, wird die Untersuchungskommission feststellen. Wenn es ihn gibt, dann werde ich, wenn ich es noch kann, die Konsequenzen daraus ziehen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr Klubobmann Mag Kabas zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, dass man am Beginn eines Untersuchungsausschusses natürlich keine Vorverurteilung machen soll. Das möchte ich einmal außer Streit stellen. Man soll aber am Beginn eines Untersuchungsausschusses nicht schon damit anfangen, den Versuch zu machen, zu verharmlosen und so zu tun, als ob eh nichts gewesen wäre. Wir haben jetzt schon etwas auf dem Tisch, nämlich immerhin einen Kontrollamtsbericht über fünf Projekte.

Der Kontrollamtsbericht beziehungsweise diese Berichte über fünf Projekte haben es schon in sich. Herr Dr Görg, ich kann mich hier nicht herstellen - allerdings haben Sie das getan - und sagen: Na ja, das ist alles nicht so dramatisch, weil eine Flächenwidmung nicht nach wissenschaftlichen Grundsätzen vor sich geht. Ja, schon, aber was wollen Sie damit ausdrücken? Sie wollen ausdrücken - und daher ist da so viel Spielraum -, dass man eigentlich nicht festmachen kann, dass irgendetwas schief gelaufen ist.

Herr StR Schicker hat heute in der Fragestunde gesagt: Na ja, es sind eigentlich keine Unregelmäßigkeiten gewesen, sondern nur Abwicklungsfehler.

Da möchte ich dem nur noch einmal entgegen halten: Wir gehen davon aus: Keine Vorverurteilung. Nur an dem, was schon am Tisch liegt, muss man sich auch orientieren. Und das Kontrollamt stellt bei der Prüfung dieser fünf Projekte fest, dass stadtplanerische Leitlinien und übergeordnete städtebauliche Konzepte wie der Stadtentwicklungsplan, Grünraumplanung, Ortsbild und Dichtefragen, et cetera, wissentlich missachtet worden sind, um Anlasswidmungen zu Gunsten Dritter durchzuführen.

Eine weitere sehr starke Aussage des Kontrollamts ist, dass dem Gemeinderat Flächenwidmungs- und Bebauungspläne zur Beschlussfassung unter Inkaufnahme bedenklicher Verfahrensschritte und durch Vortäuschung einer sachlichen Rechtfertigung und mittels gesetzwidriger Vorgangsweise und unter bewusst einseitiger, unvollständiger, teilweise sogar unrichtiger Berichterstattung vorgelegt wurden. 

Herr Dr Görg, da kann man nicht mehr davon reden, dass nichts war! Allein das berechtigt schon, von einem Flächenwidmungsskandal zu reden, den Sie heute noch in Abrede stellen wollten! (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher glaube ich, dass das ein guter Schritt ist, der heute gemacht wird. Ich muss ihn auch würdigen. Sie haben hier tatsächlich ein Minderheitenrecht eingeführt. Ich will jetzt gar nicht darauf eingehen, Herr Kollege Oxonitsch, aber es wurde schon im Vorfeld - ich will da auch keine Schuldzuweisungen machen - der Versuch gemacht - er ist ohnedies nicht tragend geworden -, das umzudrehen. Ich will mich aber damit jetzt nicht aufhalten, weil das letztlich - und das muss ich dem Konto auch des Vorsitzenden gutschreiben - mit der gestrigen Präsidiale bereinigt worden ist. Aber ich kann Ihnen, wenn Sie wollen, den Beweis dafür führen, dass dieser Versuch vorhanden war. Aber Schwamm drüber. 

Ich will nur eine Bitte und ein Ersuchen an Sie richten und zwar, dass man dann bei diesem Instrument, das natürlich jetzt erst seine Prüfung bestehen muss, wo auch die SPÖ klarerweise, nämlich in der Untersuchungskommission, die absolute Mehrheit hat, diese absolute Mehrheit nicht dazu verwendet, Bremsen einzubauen - ich sage das jetzt einmal sehr zurückhaltend -, das heißt, dass man nicht das, was am Montag vorgelegt wurde, fortsetzt. Ich glaube, dass alle Fraktionen dieses Hauses Interesse daran haben und das, was hier scheinbar vor sich gegangen ist, nicht haben wollen. Nur dann, wenn wir es wirklich - und das ist unser Interesse - lückenlos aufdecken und überprüfen können, kann man solche Dinge auch für die Zukunft, und das ist ja das Wesentliche, abstellen. Daher ist es, glaube ich, eben sehr, sehr positiv zu bewerten, dass wir darüber heute hier die Debatte haben und diese Untersuchungskommission eingesetzt wird, die eben sehr breitflächig angelegt ist. 

Kollege Kenesei hat heute hier einen neuen Fall vorgelegt. Kollege Madejski wird heute auch einen Fall aus der Feldkellergasse vorlegen, wo man sieht, dass das nicht nur die fünf Beispiele sind, die das Kontrollamt schon geprüft hat und da zu sehr scharfen und klaren Schlussfolgerungen gekommen ist, sondern doch ein System gewesen zu sein scheint. Daher ist es eben das Entscheidende, dass man nicht sagt, das Kontrollamt hat geprüft, wobei ich wirklich sagen muss, auch wir waren dem Kontrollamt gegenüber ein bisschen skeptisch. Ich muss aber bei dieser Überprüfung sagen: Hut ab vor dem Kontrollamt. Es hat wirklich objektiv geprüft und ist eben zu sehr bedauerlichen, aber klaren Erkenntnissen gekommen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber man hätte jetzt sagen können: Dabei lassen wir es bewenden. Und ich glaube, dass es richtig ist, weil genau das stattfinden muss, was Sie gesagt haben, Herr Dr Görg. Es muss ja auch noch die Verantwortlichkeit im politischen Bereich durchleuchtet werden: Wer ist jetzt wirklich verantwortlich? Wer hat etwas davon gewusst? Wer hat mitgetan? Und wer hat nichts dagegen getan, obwohl er es gewusst hat? - Der Kontrollamtsbericht lässt ja an Schärfe und Deutlichkeit primär einmal nichts zu wünschen übrig.

Aber es gibt auch in diesem Kontrollamtsbericht eine Passage, wo sich die Abteilung 21B wehrt, und das ist auch der Aufhänger dazu, warum es so positiv ist, dass es zu dieser Untersuchungskommission kommt. Jetzt kann man sagen: Na gut, klarerweise müssen sie sich wehren, das ist ja auch legitim. Aber es ist auch interessant, was da in diesem Schriftstück von der Abteilung 21B in ihrer Entgegnung auf den Kontrollamtsbericht gesagt wird. Dort heißt es unter anderem, und ich zitiere jetzt wörtlich: "Dass die Angelegenheit magistratsweit den übergeordneten Dienststellen und den politischen Entscheidungsträgern nicht bekannt war, wäre wohl eine mehr als kühne Behauptung." - Das heißt auf gut Deutsch, dass die vom Kontrollamt schärfstens kritisierten Umwidmungspraktiken auf höchster Beamten- und Politikerebene bekannt waren! Das behauptet zumindest die MA 21B. 

Aus dieser Aussage lässt sich ja einiges erahnen und schließen. Das heißt, es hat Mitwisser auf höchster Beamten- und Politikerebene gegeben. Diese Mitwisser, die in Kenntnis dessen waren, haben jedoch augenscheinlich über Jahre hinaus nichts gegen diese Missstände unternommen! Und dadurch, weil sie wahrscheinlich weggeschaut haben, haben sie diese Vorgangsweise prolongiert und es ist eben über Jahre hinaus so gegangen. Der Herr neue Planungsstadtrat sagt ja, dass die MA 21B bei Flächenwidmungs- und Bebauungsverfahren im Stile der Sechzigerjahre vorgegangen sei. Auf Rechtskonformität und Nachweisbarkeit der Rechtskonformität sei viel zu wenig Wert gelegt worden. Das war ein großer Fehler, im Nachhinein betrachtet. 

Auch das ist eine ganz wichtige Aussage. Wenn man sie jetzt umlegt, dann heißt das nichts anderes, als dass eigentlich 30 bis 40 Jahre gegen die Gesetze gehandelt wurde - denn was heißt das: "Auf Rechtskonformität ist viel zu wenig Wert gelegt worden"? - und dass diese Fehlentwicklungen, Malversationen, dieser Skandal eben ein wirklich schon sehr lang andauernder gewesen ist. 

Daher ist es so wichtig, dass diese Untersuchungskommission eingesetzt wird, die dann auch möglichst lückenlos all das aufzudecken hat, was hier an Anlassfällen vorhanden ist. Und es kommen ja immer wieder solche Anlassfälle dazu. Ich weiß alleine von zwei, drei, vier, die sozusagen noch verifiziert werden müssen, noch im Raum vorhanden sind, noch nicht ganz heraußen sind. Es ist also dann das, was eben das Kontrollamt hier auch an sehr klaren, unmissverständlichen und scharfen Schlussfolgerungen ausgesprochen hat und auch das, was der neue - ich betone "neue" - Planungsstadtrat, jetzt auch rückwirkend und rückblickend sagt. Das alles muss man durchleuchten, damit es eben so etwas nicht mehr geben darf und geben kann. Da muss man sich dem eben auch stellen, dass man hier die Frage aufwirft: Welche politischen Entscheidungsträger der Stadt Wien haben von den Missständen im Planungsbereich gewusst? Welche politischen Entscheidungsträger, die von den Missständen im Planungsbereich wussten, haben etwas unternommen oder haben eben nichts unternommen, obwohl es ihre Pflicht gewesen wäre? Was haben jene politischen Entscheidungsträger, die hier tätig waren und etwas gewusst haben, tatsächlich unternommen und hat es etwa Kommunikation, man kann auch sagen Druckausübung gegenüber Beamten gegeben oder waren das Alleingänge von Beamten und so weiter? - Das alles ist wichtig, dass man das feststellt und durchleuchtet. 

Ich stimme vollkommen damit überein, dass man sagt, bei einer so riesigen Mitarbeiterzahl, die es bei der Gemeinde Wien gibt, ist ganz klar, dass es auch zu Fehlern, zu Fehlhaltungen, zu Missständen Einzelner kommen kann. Das wird nicht der Punkt für diese Untersuchungskommission sein, sondern wenn Missstände und Verfehlungen magistratsintern und auf politischer Ebene bekannt gewesen sind und nichts dagegen unternommen worden ist, dann, glaube ich, ist das eben etwas, was in der Öffentlichkeit jetzt schon auf Grund der Kontrollamtsberichte als Skandal gewertet wird. Und das muss aufgearbeitet werden. 

Man muss auch fragen, welche übergeordneten Dienststellen im Magistrat nach Meinung der MA 21B über diese Missstände tatsächlich informiert gewesen sind. Diese Zusammenhänge restlos aufzuklären, wird Aufgabe der Untersuchungskommission sein. 

Der Kern des Flächenwidmungsskandals ist aber klar und eindeutig: Das Aufdecken, das Aufrollen der politischen Verantwortung dort, wo es dubiose Umwidmungspraktiken gegeben hat. 

Ich verweise noch einmal darauf, dass eben das, was alleine die 21B in ihrer Stellungnahme und zu ihrer Verantwortung gesagt hat, darauf hinweist, dass auch politische Entscheidungsträger über die Angelegenheit, nämlich Anlasswidmungen zu Gunsten Dritter, gesetzwidrige Vorgangsweise und so weiter, informiert waren. Alle diese Fragen müssen in der Untersuchungskommission durchleuchtet werden und es muss eben geschaut werden, dass man hier zu Antworten kommt. Das alles muss die Untersuchungskommission hier durchleuchten.

Wenn ich vorhin den neuen Planungsstadtrat zitiert habe, dann möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass, wenn er sagt, das sei der schlechte Stil oder der Stil der Sechzigerjahre, man sich vor Augen halten muss, dass die amtsführenden Stadträte seit über 30 Jahren zugesehen haben, wie dort in diesem Bereich gefuhrwerkt wurde. Da muss man sich natürlich auch die Frage stellen: Warum ist eigentlich dagegen nichts geschehen? Warum ist dagegen eigentlich auch nichts unternommen worden, weder von den vorgesetzten Behörden, noch von den politischen Verantwortungsträgern? 

Ich nehme jetzt einen Fall heraus, der nicht klein ist, vor allem nicht in seinen Auswirkungen, aber weil er gerade aktuell ist. Interessant ist, wenn man sich jetzt etwa bei dem Projekt Wien-Mitte darauf zurückzieht, dass man sagt: Ja, die Bescheide sind aufrecht und rechtskräftig und weil wir ein Rechtsstaat sind, muss das auch gelten. Soweit kann ich Ihnen folgen ... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Hoffentlich!) Natürlich, weil Sie sitzen ... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Hoffentlich!) Sie sitzen nämlich in der Falle, weil wir seit 10 Jahren gesagt haben: Bitte so ein Monsterprojekt, 750 Meter entfernt vom Stephansplatz, darf es nicht geben! Und Sie haben sich darüber hinweggesetzt! Das ist jetzt einmal Ihr Fehler! (Beifall bei der FPÖ.) Aber wie die Bescheide - und das ist ja das Entscheidende - zu Stande gekommen sind und dass hier wirklich üble Tricks angewendet wurden, um die Anrainer ihrer Anrainerrechte zu berauben, na, das ist noch Gegenstand von Verfahren bei den Höchstgerichten! Und da werden wir sehen ... (Beifall bei der FPÖ.) 
Sie haben sich zwar ... Der Herr neue Planungsstadtrat hat sich zwar schon als Prophet und als Oberjurist über das hinweggesetzt und hat gesagt: Da wird nichts dabei rauskommen. Ich weiß nicht, welche Verbindung er zum Verfassungsgerichtshof hat. Beim Verwaltungsgerichtshof, glaube ich, wird das schon noch anders gesehen. Ich weiß nicht, wie es beim Verfassungsgerichtshof sein wird. Aber das ist auch die Hoffnung all derer, die sagen, das Prädikat "Weltkulturerbe" ist so etwas Wertvolles und Wichtiges für die Stadt Wien. Darum hat auch der Bürgermeister gesagt: Bitte schauen Sie, Herr Planungsstadtrat, dass Sie noch etwas zusammenbringen, dass das niedriger wird. Na ja, der Bauträger und Bauwerber sagt jetzt: Schnecken, ihr habt's mir ja das genehmigt. Jetzt sitzt ihr in der Falle drinnen! 

Aber unabhängig davon hat man auch da gesehen, was es bei den Umwidmungen für eine Vorgangsweise, auch an Tricks und so weiter, gegeben hat, was hier eben auch an für die Stadt Negativem vor sich gegangen ist. Wir können nur hoffen und wir werden auch alle Bürgerinitiativen dahingehend unterstützen, dass man schaut, dass man da wirklich auch etwas zu Stande bringt. Nur es gehört auch in dieses System hinein, wo eben Malversationen und so weiter sichtlich oder scheinbar passiert sind. 

Daher glaube ich jetzt abschließend, dass wir mit dieser Premiere, nämlich mit der Einsetzung einer Untersuchungskommission, ein weites Feld haben, das untersucht werden muss. Wir wollen keine Vorverurteilungen machen. Wir wollen eine lückenlose Aufklärung. Es soll die Untersuchungskommission sicher auch kein Tribunal werden und wir von der freiheitlichen Fraktion und die Kollegen, die von uns nominiert werden, werden sich bemühen, hier alles beizutragen, dass es zu einer lückenlosen Aufklärung dieser Malversationen zum Besten unserer Stadt kommt! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Reiter, bitte.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zuerst einmal zu den gestern in Pressekonferenzen von den Oppositionsparteien künstlich erzeugten Aufregungen. Heute klingt ja das alles schon viel moderater und viel ruhiger. 

Dass die SPÖ und dass der Erste Gemeinderatsvorsitzende hier sozusagen Oppositionsrechte beschneiden oder dass da Maulkörbe verteilt werden, das ist doch lächerlich, meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Herr Bürgermeister hat ja gestern in seiner Medienberichterstattung schon dargestellt, dass natürlich alles getan wird, um eine rechtskonforme Einsetzung einer Untersuchungskommission zu ermöglichen. Das ist doch klar! Und in weiterer Folge natürlich auch ein unbehindertes Arbeiten dieser Kommission ist ja auch selbstverständlich! 

Es ist auch selbstverständlich, dass die Sozialdemokraten ein großes Interesse daran haben, dass dieser Kontrollamtsbericht, dass diese im Kontrollamtsbericht geäußerten Unzulänglichkeiten abgestellt werden, Herr Klubobmann Kabas. Wenn Klubobmann Kabas da von Bremsen spricht, so ist das ja in keinster Weise - und da sind wir ja d’accord - auch so zu sehen. (GR Mag Hilmar Kabas: Okay!) Diese diversen Formulierungen, auf die da immer Bezug genommen wurden, sind ein juristisches Problem.

Aber eines möchte ich schon sagen, weil da Kärnten als Beispiel herhalten musste: Dort, meine sehr geehrten Damen und Herren, boykottieren die Freunde des einfachen Parteimitglieds und Landeshauptmanns ganz offen die Einsetzung dieser Untersuchungskommission! Ich verwahre mich wirklich in diesem Zusammenhang vehement im Namen meiner Fraktion, das mit dem demokratischen Vorgehen hier in Wien zu vergleichen! (Beifall bei der SPÖ.)  

Der amtsführende Stadtrat Dipl Ing Schicker hat selbstverständlich nach Bekanntwerden dieser fünf Fälle, die ja, und das ist ja auch bekannt, lange vor seiner Zeit waren, gehandelt - dieser Stil der Sechzigerjahre, den Klubobmann Kabas hier gemeint hat, ja bitte, es gibt auch Siebzigerjahre, es gibt Achtzigerjahre, es gibt Neunzigerjahre und jetzt ist das Jahr 2000 auch schon vorbei -, und es hat sich natürlich in der Planung vieles zum Positiven geändert. Das ist doch klar. Er hat sofort reagiert. Er hat die Konsequenzen gezogen. Er hat gehandelt, damit eben diese Widmungsfehler, und da gibt es nichts zu beschönigen und herumzudeuten, abgestellt werden, damit diese intransparenten Akte und in gewisser Weise auch unzureichenden Informationen der Entscheidungsträger abgestellt werden. Daher - und das hat StR Schicker heute in der Fragestunde auch sehr deutlich gesagt - auch das Vorziehen der Umstrukturierung der Planungsabteilungen, gedacht 2003 jetzt schon Anfang 2002, daher auch die Neuorganisation auf zwei neue Abteilungen, daher auch das verbesserte Controlling und natürlich auch jetzt wieder das Miteinbeziehen der Gruppe Planung in dieses Videndenverfahren. Das wurde heute von dieser Stelle vom Stadtrat ja alles erwähnt. Und natürlich auch das Einbeziehen des Rechtsgutachtens des Herrn Univ Prof Dr Korinek, auf das ich aber ein bisschen später noch eingehen will. 

Eines muss aber auch klar sein, und das spürt man, und das ist mir ein Bedürfnis, das auch hier zu sagen: Wenn man mit den Mitarbeitern in den Planungsabteilungen und mit den Mitarbeitern der Planauskunft spricht, die jetzt zwei Jahre im Amt ist und hervorragende Arbeit leistet, und diese gewisse Unsicherheit und die Selbstzweifel der Mitarbeiter dort hört - meine Arbeit, die eigentlich über das notwendige Maß oft hinausgeht, wird auf einmal im schiefen Licht gesehen -, dann muss man ihnen sagen, und da bin ich wirklich ganz beim Dr Görg, der das heute von dieser Stelle aus auch erwähnt hat: Wien und seine Beamten - danke auch im Namen meiner Fraktion für die manchmal über das normale Maß hinausgehende Arbeit der Beamten in den Widmungsabteilungen! (Beifall bei der SPÖ.)  

Zum Dr Görg liest man in der Presse, aber auch in Interviews, da wird jetzt der Wunderwuzzi gesucht und der Obmann wird ja dann am Parteitag am 14. oder 15. Juni, haben Sie gesagt, gekürt. Eigentlich ist zehn Jahre Obmann Görg schon eine lange Zeit, wenn man bedenkt, dass die Vorgänger Wille und Petrik Kurzzeitobmänner waren. Also, das ist schon anerkennenswert. Und das möchte ich auch noch sagen: Die internen Probleme - Grabenkämpfe, wie manche sagen - der ÖVP gehen mich nichts an, die habe ich auch nicht zu kommentieren. Ich möchte aber nur zwei, drei Sätze zum Planungsstadtrat sagen. 

Es ist schon so, dass sicher manches, Herr Dr Görg, ein bisschen effizienter und rascher geschehen hätte können. Vielleicht ist der eine oder andere Widmungsplan auch ein bisschen lang liegen geblieben. Man könnte natürlich auch sagen, der Markt regelt nicht alles, diese Philosophie ist auch nicht optimal, wenn man bedenkt, dass es einen gewissen Wildwuchs bei den Kinos gegeben hat. Also, es war nicht alles so rosig, auch nicht in der Koalition. Vielleicht sind auch diese visionären und etwas umsetzungsorientierten Leitlinien nicht ganz so Ihre Sache gewesen. Natürlich ist der jetzige Planungsfachmann, der Dipl Ing Schicker, von seinem Vorleben als ÖRAG-Vorstand geprägt. Er gibt natürlich auch das Hochhauskonzept und den Masterplan Verkehr vor. 

Aber eines, und das ist eigentlich der Punkt, warum ich es erwähne, möchte ich schon sagen: Herr Dr Görg, ich zolle Ihnen hier Anerkennung, weil Sie als Einziger im Vorstand der Bundespartei gegen diese Regierungsbeteiligung der ÖVP mit den Freiheitlichen gestimmt haben! Das zeigt auch Ihre persönliche Einstellung. Ich kann Ihnen ja auch jetzt nicht mehr schaden. Sie haben mir das gestern selber gesagt, Sie waren schon Probesitzen in der letzten Bank des Gemeinderats. Ich wollte Ihnen nur diese persönliche Hochachtung auch noch ausdrücken!

Zur konkreten Causa: In der Fragestunde wurde das ja von StR Schicker klargelegt, dass natürlich erst nach Vorliegen eines Endberichts des Kontrollamts mögliche disziplinäre Schritte einzuleiten sind. Da gibt es einen Rohbericht. Da haben die Beamten und die zuständige Abteilung die Möglichkeit, darauf einzugehen. Und dann gibt es erst den Endbericht. Die Magistratsdirektion und die MA 2 können dann erst diese dienstrechtliche Relevanz prüfen. Das ist in dieser Reihenfolge auch geschehen. Die Untersuchungskommission, die heute eigentlich Gegenstand der Debatte ist, ist demokratiepolitisch extrem wichtig, meine sehr geehrten Damen und Herren, weil man dieses Minderheitenrecht der Opposition deutlich erwähnen muss. Da ist Wien wirklich Pionier! Wir haben hier Pionierarbeit. Es ist auch eine Österreichpremiere, denn das, was sich im Bund abspielt, da können Sie ja Ihre Freunde von der Opposition dort fragen, wie alle Anträge von der freiheitlichen und der ÖVP-Mehrheit im Parlament bezüglich Untersuchungsausschüsse niedergestimmt werden.

Hier bei uns im Hause gehen die Uhren anders und das Lächeln des Klubobmanns Kabas bestätigt mich in meinen Aussagen. Alle Fraktionen im Hause haben hier massives Interesse, die Unzukömmlichkeiten und die Fehlleistungen in Widmungsverfahren aufzuklären und eventuelle auch disziplinäre Konsequenzen sind dann Sache der Disziplinarbehörde. 

Die Untersuchungskommission wird ihre politische Arbeit tun und wird politisch tätig sein. Aber ich frage mich schon in diesem Zusammenhang, Kollege Kenesei, der sich da heute wieder ein bisschen zum selbst ernannten Richter in einer neuen Causa gemacht hat: Es ist ja bekannt, dass der ehemalige Leiter der Abteilung 21B, der Obersenatsrat, geklagt hat. Das ist ja bekannt und das wurde von dieser Stelle auch schon einige Male gesagt. Warum, Kollege Kenesei, stimmt man dann zu - und das ist Gerichtsurteil, ich habe diese Passage in der Rathauskorrespondenz nachgelesen, und jetzt nicht wieder runterspielen! -, dass alle Behauptungen bei sonstiger Exekution zu unterlassen sind? (GR Franz Ekkamp: Da schau her!) Warum stimmt man zu, dass zum Beispiel der Vorwurf der Geschenkannahme zu unterlassen ist, der Vorwurf "korrupter Beamter" zu unterlassen ist, Ihr Vorwurf (GR Günter Kenesei: Zu der damaligen Zeit! Zum damaligen Zeitpunkt!) "Nicht vertrauenswürdig" zu unterlassen ist, der Vorwurf "Wirtschaftlich in die eigene Tasche gearbeitet zu haben" zu unterlassen ist, den Vorwurf "Gefälligkeitswidmung" gemacht zu haben, da man einmal einen Geldbetrag bekommen hat, zu unterlassen ist? 

Auch das ist ein Faktum und da frage ich mich wirklich, Sie können ja heute dann noch darauf eingehen, Sie haben eine Wortmeldung: Warum stimmt man dann dem in einem Vergleich gerichtlich zu? Das ist eine Frage, die sich auch der Gemeinderat stellt. 

Zu den Gründrucken, das wurde ja heute schon gesagt: Diese haben in Zukunft eine hohe Qualifikation, das hat der Stadtrat gesagt. Natürlich bleibt es bei dem Beschluss des Landtags - Sie haben diesen Antrag damals ja selbst mitgestellt -, dass alle Fraktionen und natürlich auch die Bezirksvorsteher zeitlich parallel diesen Gründruck bekommen. Aber eines sollte man schon in dem Zusammenhang auch noch überlegen: Eine gewisse magistratsinterne Abklärung vor der öffentlichen Bekanntgabe wird wichtig und wesentlich sein, um eine gewisse Begehrlichkeit von Interventionen nicht noch zu fördern. Darum glaube ich, dass man hier eine magistratsinterne Vorüberlegung machen sollte, wie man das abklären kann. 

Ich bin aber schon wieder bei allen, die sagen, dass diese Widmungspläne transparent, effizient und auch mit dem notwendigen Tempo und mit Rechtssicherheit durchgeführt werden müssen. Hier spielt auch dieses Rechtsgutachten vom Univ Prof Dr Korinek, das ich am Anfang erwähnt habe, eine wichtige Rolle. Das wird sicher auch in den verbesserten Vollzug einbezogen werden. 

Drei wesentliche Punkte nur dazu, dass nämlich erstens bei gravierenden Änderungen ein neuerliches Begutachtungsauflageverfahren durchgeführt werden muss. Ob eine Änderung gravierend ist, das wurde hier in diesem Gutachten - und ich möchte jetzt nicht alle Punkte erwähnen - auch taxativ aufgezählt. 

Ich glaube, dass diese transparenten, informativen Maßnahmen wichtig sind, dass auch in Zukunft die Arbeit solcher Kommissionen zumindest erleichtert wird oder sie vielleicht sogar obsolet macht.

Ich komme schon zum Schluss, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Die notwendigen Maßnahmen sind eingeleitet, um wirklich eine gut funktionierende Verwaltung zu gewährleisten. Eine lückenlose Aufklärung aller kritischen Punkte ist selbstverständlich, auch eventuell über die fünf genannten Kontrollamtsberichte hinaus. Das ist natürlich im Interesse aller hier im Gemeinderat vertretenen Parteien selbstverständlich nur zu unterstützen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich sehe Herrn Dr Görg gerade nicht, aber vielleicht hört er mich. Ich möchte mich mit dem auseinander setzen, was er gesagt hat, aber auch mit den Aussagen vom Kollegen Reiter und auch ein bisserl mit dem, was der Planungsstadtrat in der Früh gesagt hat.

Wir fragen uns eigentlich schon seit längerem: Was reitet insbesondere die Sozialdemokratie in den letzten Wochen, alles zu tun, um den Eindruck zu erwecken, dass sie eben nicht wirklich an der Aufklärung dieser Fälle interessiert ist? Würde die Opposition hergehen und sagen, dass die gesamte Beamtenschaft von Spitzenpolitikern gedeckt bis hinauf zum Bürgermeister in schwere Korruptionsfälle verwickelt ist, dann würden wir verstehen, wenn man sagt: Hallo, das müssen wir abwehren, das können wir nicht.

Von Anfang an wurde von uns klargestellt: Es geht um zweierlei. 

Erstens. Um einen begrenzten Bereich in der Widmung.

Zweitens. Um die Frage: Wieso ist das jahrelang niemandem wirklich aufgefallen?

Es war interessant, was Görg gesagt hat. In den ersten Tagen sind fast alle zu ihm gekommen - das war bitte 1996 - und haben gesagt: Passt's auf auf den Vokaun, der ist vielleicht ein Nehmer. Ich zitiere Görg. Na, das wird den Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie ja auch zu Ohren gekommen sein. Bitte fragen Sie, egal wen in der Branche, was es für Indizien und Hinweise gibt.

Und jetzt kommt der Kernpunkt, warum ich Zweifel habe. Ich sage nur: Zweifel habe - ich lasse mich eines Besseren belehren -, mir nicht nachvollziehbare Zweifel, weil es nicht darum geht, dass hier maßgebliche schwere Fehlleistungen, Bestechungen, Korruptionsfälle auf höchster politischer Ebene vorgefallen sind. Das haben wir nie behauptet. Darum verstehe ich nicht, warum Sie den Eindruck erwecken, überhaupt nichts zur Aufklärung beitragen zu wollen? 

Ich fange ganz früh an und auch jetzt wieder: Hauptschuld irgendwie wieder zum Kenesei hinüber: Ja, warum man diesem Vergleich zugestimmt hat und, und, und? Der Kernpunkt ist: Wir mit unseren begrenzten Möglichkeiten der Einsichtnahmen - wir haben keinen Zugriff zu Handakten und können nicht sagen: So, jetzt holen wir die Spitzenbeamten her und befragen sie - haben da mit ganz wenig hervorragenden Referentinnen und Referenten ziemlich viel ins Rollen gebracht. Hättet's ihr das nicht selber machen können? Wenn es quer durch das Haus geht: Passt auf den Vokaun auf, dann hätte man doch einmal selber sagen können: Kontrollamt oder andere Instanzen oder Befragungen oder was auch immer an Möglichkeiten bestehen ... (GR Christian Oxonitsch: Aber es gibt schon jemand Zuständigen!) Das Kontrollamt hat ja nichts anderes getan, Herr Kollege Oxonitsch, als nach Aufforderung und Hinweisen von Kenesei sehr genau Dinge zu untersuchen, nachdem es in Akten Einsicht genommen hat und bei Befragungen auf Sachen draufgekommen ist, die es selber als mehr als kritikwürdig bezeichnet. 

Warum seid ihr trotz jahrelanger eindeutiger Hinweise nicht selber draufgekommen? - Auch das jetzt in Richtung Görg. Da sind ja Sachen zu Tage getreten, nur einmal bei fünf Überprüften, und das sind bitte mehr! 

Und jetzt komme ich auf meine Kritik an der jetzigen Vorgangsweise auch vom Kollegen Schicker. Da geht's nicht um unzureichende Information, um Verfahrensfehler. Bitte es kann ja immer wieder Verfahrensfehler geben. Ich habe das Gefühl, dass das System noch nicht gelandet ist oder nicht wahrgehabt wird. 

Das System ist folgendes, noch einmal klar auf den Punkt gebracht: Es gibt allgemeine Ziele, Stadtentwicklungspläne und andere. Auf der anderen Seite steht der unbedingte Wunsch des großen Geldes, da geht es um Milliarden, möglichst viel Nutzflächen zu Lasten anderer Ziele zu erzielen. Man hat nicht, Herr Kollege Görg, nach der öffentlichen Auflage Veränderungen vorgenommen, sondern man hat immer in Begünstigung der Bauträger signifikante Nutzflächen mit all den Details dazu gewidmet, die ich jetzt nicht aufzählen muss. Mit all dem, was das Kontrollamt berichtet, dass kurz nach ersten Überlegungen Grünland gekauft wurde und das Kontrollamt fragt: Wieso haben die das gewusst? Hallo! Das sind keine Verfahrensfehler oder unzureichende Informationen, das wirkt wie ein Gesamtsystem, von dem sehr viele gewusst haben müssen. Da ist es niemandem aufgefallen, viel früher eine Notbremse zu ziehen? 

Nehmen wir diese Sache - weil sie bewusst nicht den StR Schicker trifft - der ganzen Fragen Nebenbeschäftigung Vokaun. Jetzt ist klar geworden, dass ein Bauträger signifikant begünstigt wurde, und der, der die Widmung vorbereitet hat, hatte mit dieser Firma einen Konsulentenvertrag! Na, wes Geistes Kind ist eine Verwaltung, die das runterspielt? Und dann steht noch extra drinnen, und das habe ich heute auch zum ersten Mal in der Fragestunde gehört: "Es darf nicht seine Befangenheit in irgendeiner Weise tangieren." Na bitte, das versteht ja überhaupt niemand, dass man nicht befangen ist, wenn man einen Konsulentenvertrag mit jenem Bauträger hat, dem man dann widmet, und wie jetzt das Kontrollamt nachweist, rechtswidrig und, und, und, und! Und das ist okay seit 1981? Das ist einfach okay! Ich schildere jetzt nicht alles das, was da alles passiert ist. Ich habe es schon teilweise getan. Und das ist niemandem aufgefallen? Das hat man okay gefunden? - Schuld war letztendlich der Nestbeschmutzer und Beamtenbeschimpfer Kenesei! Dann sollen wir Ihnen glauben, auch mit dem Vorlauf, wo die Notbremse gezogen wurde, dass Sie wirklich an einer restlosen Aufklärung interessiert sind?

Ich bringe jetzt drei Punkte und eines, was Sie gesagt haben, habe ich mit großem positiven Interesse jetzt wahrgenommen. Aber das Einzige, das ich mir vorstellen kann, um Sie zu verstehen, ist, dass das Wesen der Sozialdemokratie, so wie jeder Partei, die Jahrzehnte an der Macht ist, so ist, dass man alles gut in dieser Stadt finden muss, weil alles, was man kritisiert, einen selber trifft und dass man da nur aus diesem Grund irgendwie sagt: Es ist eigentlich eh alles in Ordnung. 

An drei Punkten wird festzumachen sein, ob Sie es ernst nehmen, dass jetzt hier aufgeklärt werden muss. 

Noch einmal: Wir bezichtigen weder den Bürgermeister noch bezichtigen wir Gemeinderäte der Korruption. Wir bezichtigen Sie oder fragen Sie, warum bei einem derartigen Missstand, der derart offensichtlich war, mit all den Dingen, die im Kontrollamtsbericht und darüber hinaus stehen, die Sie auch selber wissen, da nicht gehandelt wurde? - Da erinnert mich Görg ein bissel an den Kohlhaas: Na, wir haben ein bissel verändert nachher. Na, ist ihm das nicht aufgefallen? Hat er das nicht gewusst? Und wer hat ihm das nicht gesagt? Und warum ist er dem nicht nachgegangen? 

Noch einmal: Der Letzte - und da verstehe ich den Schicker überhaupt nicht -, den die Verantwortung trifft, weil er damit überhaupt nichts zu tun gehabt hat, ist der jetzt amtierende Stadtrat. Umso weniger verstehe ich sein derzeitiges Agieren. Er könnte sich hinstellen und sagen: Gerade weil ich damit nichts zu tun hatte, signalisiere ich restlose Aufklärung. (GR Johann Driemer: Das hat er ja eh gesagt! Das hat er ja gesagt!) Ich frage: Was ist in den letzten paar Monaten passiert? Was ist passiert? - Eine Referentin bei uns schaut jetzt Akten durch, ohne sie im Detail zu wissen, misst nach und dann kommen wir halt dank guter Recherche auf einen Akt, wo sich genau dieselbe Vorgangsweise wiederholt: Vokaun widmet zuerst oder lässt erst Epk widmen, dann wird ordentlich aufgedoppelt, signifikanter Wertzuwachs. Dann gibt es ein kleines Eckerl, da wird noch aufgedoppelt und wer zieht dann dort ein? Der Herr Vokaun selber! He hallo, und das fällt niemandem auf? Da bin ich fassungslos! Wenn wir jetzt weiterstierln, dann schwöre ich Ihnen, dann kommen wir auf ähnliche Dinge. 

Schicker sagt, er lässt prüfen. Bitte, was lassen Sie wen wie prüfen? Und was taucht da auf? - Nix! Heute hat er in der Fragestunde gesagt: Ja, eigentlich alle Fälle. Ich habe es nicht mitgeschrieben. Okay. Also, wie prüft's ihr bitte? Wir können euch Tipps geben, wie man prüfen kann! Da ist ein System dahinter. Was man sich anschauen kann. Man muss nur mit großen Ohren durchs Haus gehen. Es werden ohnehin einige bei dieser Untersuchungskommission aussagen. Das wissen Sie ja alle. Diese Informationen sind ja nicht nur zu uns gekommen! Aber das spielt man runter: Es ist eh alles in Ordnung. Und das alarmiert uns!

Darum diese drei Punkte, die die Nagelprobe sein werden und jetzt auch durchaus schon unter geringerer medialer Beobachtung, weil ich wirklich meine, dort soll kein Scherbengericht veranstaltet werden, es soll nicht rauskommen, der Oxonitsch oder der Bürgermeister oder irgendwer hat weiß Gott was getan. Darum werdet ihr an drei Punkten festzumachen sein. 

Der Kern ist erstens die Entkleidung der Verschwiegenheitspflicht in der Untersuchungskommission. Das ist eine Entscheidung, die letztendlich die Untersuchungskommission mit Mehrheit - ich habe es genau gelesen - klären wird. Na, wenn das nicht aufgehoben wird, dann können wir im Grunde gleich weiter mit Pressekonferenzen agieren. 

Zweitens. Wir werden nicht inflationärst Krethi und Plethi als Zeugen nominieren. Wir werden einige Zeugen nominieren, wo wir sicher sind, dass sie Wesentliches zur Aufklärung beitragen können. Wir gehen davon aus, dass diesen Zeugen stattgegeben wird. Das ist die zweite Nagelprobe für die Sozialdemokratie. Wir werden es gut begründen. 

Drittens. Da habe ich vom Kollegen Reiter jetzt schon etwas Positives gehört. Was ist, wenn es im Zuge des Verfahrens oder jetzt schon weitere Fälle gibt, die überprüft werden sollen, wo ähnliche Dinge auftauchen? Können die untersucht werden? Ja oder Nein? - Ich bin ja froh, dass wir uns wirklich die Mühe gemacht haben, diese Untersuchungskommission derart detailliert vorweg zu strukturieren. Da steht im Grunde jetzt alles wörtlich drinnen. Da werden wir uns entlang dessen handeln, aber auch den skizzierten Fall von Kenesei. 

Es wäre doch aber auch einmal sensationell, wenn der Sozialdemokratie etwas auffallen würde und dass sie draufkommen: Das könnten wir doch im Grunde auch untersuchen! Warum kommt da kein wirklich sichtbares Wollen von Seiten der SPÖ?

Letzter Punkt und das ist der heutige Antrag. Das ist auch wieder bezeichnend. Ein revolutionärer Vorschlag: Nebentätigkeiten von Spitzenbeamten sollen in einer geeigneten Weise bekannt gemacht werden. Da hätten wir uns vielleicht manches erspart. Heute wollen wir eine Abstimmung, dass dieser prinzipielle Wille skizziert wird. Wir haben ihn sogar abgeändert und haben gesagt: Okay, also gut, das muss natürlich verfassungskonform sein und es muss in einer geeigneten Form sein, über die man reden kann.

Was passiert jetzt? - Die Sozialdemokratie nimmt diesen Antrag und sagt, dem kann sie nicht zustimmen, weil das ja was ändern würde! Das, was offensichtlich am allerschwierigsten für die SPÖ ist, irgendetwas zu ändern, denn das ist dieser Grundreflex, den ich nicht verstehe: Es ist alles gut, wie es ist, weil das gut ist, weil das SPÖ ist und Wien ist gut und wenn man es ändern will, geht das prinzipiell nicht und ist extrem schwierig. Das ist eine Grundhaltung. Ich versuche wirklich mit bestem Willen zu verstehen, wieso Sie da so agieren, weil ja der Schicker überhaupt nicht im Zentrum dessen steht, was hier vorgeworfen wird. Nein! Was macht man? - Man nimmt diesen Antrag, schreibt ihn wörtlich ab oder fast wörtlich auf Zuweisung ab. Es hätte ja auch die SPÖ mit so einem Antrag kommen können! Warum kommt die SPÖ nie mit so etwas? - Weil der nachhaltige Eindruck von uns ist, dass Sie eben nicht wirklich an einer Aufklärung interessiert sind. Das ist der Punkt. Und das ist der Punkt, warum es auch jahrelang nicht aufgefallen ist, weil da muss man ja wirklich wie der Blinde und der Terrische durch die Stadt gehen, dass es einem in den letzten zehn Jahren nicht aufgefallen ist: He, da haut irgendwas nicht hin in der 21B. Und Indizien? Da haben sie Ihnen ja riesige Plakate vor die Türe gestellt. Wenn Sie nicht einmal da zum Handeln kommen, wie ist es dann mit der Kontrolle in dieser Stadt bestellt? (Aufregung bei der SPÖ.) 

Das ist der Punkt, der aufzuklären ist: Was muss passieren, damit die SPÖ einmal interessiert ist, aufzuklären, insbesondere dann, wenn es sie selber überhaupt nicht trifft? - Das ist der Kern, über den wir ernsthaft diskutieren werden. An den drei Punkten - Aufhebung von Verschwiegenheitspflicht, Zeugen zu beschließen und weitere Fälle aufzunehmen - wird sich zeigen, ob es nur ein Lippenbekenntnis ist zu sagen, wir wollen Aufklärung oder ob Sie sagen, es ist eigentlich eh alles in Ordnung und die Vertuschung, die in gewisser Weise für uns den Eindruck macht und nicht nur uns, sondern reden Sie einmal mit Journalisten ... (GR Godwin Schuster: Nur unterstellen!) Ja, offensichtlich gibt es eine Wahrnehmung. (GR Godwin Schuster. Das ist nicht persönlich, aber nur unterstellen!) Nein, ich nehme es nicht persönlich, Herr Kollege Schuster, von Ihnen so nicht persönlich, ja. Ich verstehe das nicht. Viele verstehen das nicht. Und ich denke mir, auch eine absolute SPÖ-Mehrheit ist vielleicht nicht das Optimum, was einer Transparenz dieser Stadt gut tut! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Pfeiffer, bitte.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe schon befürchtet, es läge an mir, die Lethargie in diesem Saal ein wenig aufzubessern, aber Herr Kollege Chorherr hat doch schon ein bisschen Stimmung hineingebracht, sodass wir jetzt wieder ein bisschen mehr Emotion dazu verspüren. 

Ich gehe allerdings nicht auf Ihre Fragen ein, Herr Kollege Chorherr, denn das werden natürlich genau die Fragen sein, die auch die Amtszeit unseres Vizebürgermeisters betreffen, die in der Untersuchungskommission beraten werden sollen. Daher meine ich, dass wir nicht schon vorweg alle Fragen stellen und beantwortet bekommen wollen und sollen, sondern dass es hier eben der ganze Prozess sein wird.

Ich bin auch sehr froh, dass erste Knebelungsversuche bei der Premiere einer Untersuchungskommission durch das einige und entschlossene Auftreten der Opposition in der Präsidiale unterbunden worden sind und auch unser Klubobmann Tschirf hat da sicherlich seinen Anteil daran. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Es ist jetzt auch eindeutig klar, dass das ein Minderheitenrecht ist und bleibt und auch so gedacht war und dass hier die Methode, Gutachten in großer Menge einzuholen, nicht sehr zielführend ist, sondern es viel gescheiter gewesen wäre, sich auf die Intention dieser Untersuchungskommission festzunageln und dementsprechend zu agieren.

Trotzdem, meine sehr geehrten Damen und Herren, bleibt für diese Untersuchungskommission vieles offen. Wer sind die Behördenvertreter in diesem behördlichen Verfahren? Wie ist das mit der Parteienstellung? Wie ist das mit der Zeugeneinvernahme? Macht das tatsächlich nur, wie es im AVG vorgesehen ist, der Vorsitzende? Wie werden die Zeugen nominiert und geladen? - All diese Dinge müssen noch festgelegt werden und ich nehme an, dass das in der konstituierenden Sitzung der Kommission festgelegt wird und dass es dabei sinnvoller Weise unter den Fraktionen noch eine Vorbesprechung geben sollte, denn vieles davon ist tatsächlich noch offen. Es ist halt so. (GR Christian Oxonitsch: Laut Verfassung! Laut Verfassung!)
Daher ersuche ich in aller Ruhe ohne große Aufgeregtheit, dass man sich darüber einmal Gedanken macht, damit wir dann auch ordentlich arbeiten können.

Unser Versuch der Mitbestimmung der Gemeinderäte ist allerdings von der SPÖ abgeblockt worden. Es geht um die Verfahrensrichtlinie 2001, in der es genau um die Dinge geht, über die wir uns jetzt im Nachhinein den Kopf zerbrechen müssen, in der wir jetzt im Nachhinein schauen, ob das alles sinnvoll und gut abgelaufen ist. 

Ich darf auf die Stellungnahme der Gruppe Planung im Akt des Kontrollamts 21B/4/01 verweisen. Dort steht genau alles das drinnen, was in dieser Verfahrensrichtlinie nunmehr angedacht ist und was die Beamtenschaft, ich nehme an gemeinsam mit dem amtsführenden Stadtrat, hier nunmehr für die Organisation des Flächenwidmungsverfahrens vorgesehen hat. 

Es geht um das Gründruckverfahren. Aber, und ich meine und das ist unser Zutritt gewesen, wir müssen auch tatsächlich die Möglichkeit haben, etwas dazu zu sagen. Es geht zum Beispiel um das Gründruckverfahren. Hier ist eine grafische Aufbereitung der Änderungen gegenüber der vorigen Flächenwidmung eine durchaus mögliche Form, die die heutige Technik bringen kann. Dann sieht man im Gründruck sofort ganz genau schon im ersten Andenken, wo Änderungen stattgefunden haben. Das grafisch darzustellen, wäre zum Beispiel etwas. 

Es geht um die Dokumentation und um die Einbeziehung der Grundlagenforschung, die ebenfalls neu geregelt werden soll. Es gibt ja in Wien nicht die strengen Vorgaben wie in anderen Bundesländern, wie diese Dokumentation auch tatsächlich dann im Verfahren abgehandelt wird. Auch hier gibt es Änderungen. Und es gibt eine ganz große Reihe von unterschiedlichen Vorschlägen, die bereits am Tisch liegen, wie die übergeordneten Konzepte wie STEP, 1000‑Hektarprogramm, wie zum Beispiel Beratungsergebnisse von der Infrastrukturkommission oder andere hier eingebunden werden sollen und wie der Fachbeirat hier in dieses Verfahren tatsächlich so eingebunden wird, dass im Akt auch seine fachliche Meinung verstärkt und klar am Tisch liegt. Und letztlich auch der Bericht zur öffentlichen Auflage, der nicht nur über die Nichtentsprechung von irgendwelchen Anliegen der Bevölkerung und der Bürger, sondern sehr wohl auch über die Entsprechungen berichten soll, denn dann wären natürlich alle diese Dinge aufgefallen, wo Bauträger daherkommen und sagen, wir wollen mehr, wir wollen mehr, wir wollen mehr. Auch das hätte berichtet werden müssen oder wird vielleicht in Hinkunft berichtet werden.

Alles das haben wir versucht, der gemeinderätlichen Öffentlichkeit zugänglich zu machen, damit wir einmal die Organisation dieses Verfahrens klarstellen. Ja, das geht eben nicht. Hier ist es so. Die Transparenz, die wir dadurch erreichen wollten, der schnellere Ablauf, der dennoch gewährleistet werden soll, alles das dürfen wir als Gemeinderäte in einer Gemeinderätlichen Kommission nicht beraten und das halte ich eigentlich für sehr schlecht. Ich glaube, da haben Sie sich keinen guten Dienst erwiesen, als Sie das abgelehnt haben. 

Unser Antrag hat gelautet: 

"Gemäß § 59 der Wiener Stadtverfassung wird eine Gemeinderätliche Kommission für die Neuordnung der Widmungsabläufe eingerichtet, die aus je 15 Mitgliedern" et cetera, et cetera "und den festgelegten Grundsätzen der Wiener Gemeindewahlordnung erstellt wird. Die Widmungskommission soll die Vorschläge des amtsführenden Stadtrats für Stadtentwicklung und Verkehr und der Stadtbaudirektion - Gruppe Planung für eine Neuorganisation des Ablaufs und der Dokumentation der Vorgänge im Zuge der Erstellung von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen beraten und nach deren Begutachtung durch die Magistratsdirektion - Verfassungsdienst und Rechtsmittelangelegenheiten und deren eventuellen Anmerkungen dem Gemeinderat einen Bericht über das Ergebnis und die getroffenen Maßnahmen geben." 

Warum man das ablehnen muss, weiß ich nicht. Der Zweck war, die Vorschläge für die Verfahrensrichtlinie 2001 zu beraten, aus unserer Praxis und aus den Notwendigkeiten des Gemeinderats zu ergänzen und hier auch an Ort und Stelle darüber zu berichten. 

Was machen die Abgeordneten der SPÖ? - Sie beugen sich einem sinnlosen Klubzwang. Das soll ein gutes Zeichen für die kommende Transparenz und die Seriosität in der Vorgangsweise sein? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was gibt es da abzulehnen? Die Mitsprache der Gemeinderatsmitglieder über die Organisation des Verfahrens? Den besseren Durchblick, den man dadurch erreichen will? Das Wissen, wie das Verfahren abläuft oder der bessere Service für den Bürger? Was gibt es da abzulehnen aus Ihrer Sicht? - Diese Frage ist heute ja auch vom Herrn Stadtrat unbeantwortet geblieben. Er hat ja nicht einmal verstanden, was in diesem Antrag gestanden ist, denn er hat gesagt: Wir beschließen eh am Schluss alles und daher müssen wir eh wissen, wie das Ganze entstanden ist. Na, das ist eine gescheite Antwort gewesen! 

Meine Damen und Herren, es grenzt an Machtmissbrauch - und ich sage es Ihnen ganz klar -, wenn die eigenen Abgeordneten daran gehindert werden, dass sie besser informiert sind. Die Medienvertreter haben das verstanden und haben auch dementsprechend berichtet. 

Und wenn mein Kollege Reiter über die Kommissionen im Parlament gesagt hat, hier im Rathaus gehen die Uhren anders, dann sage ich Ihnen, ich bin Zeuge, ich weiß es: Im Parlament gehen die Uhren richtig und nach der richtigen Seite herum und gehen nach vorne wie alle Uhren, die normal und vernünftig sind. (GR Godwin Schuster: Wo? Wo?) Wenn hier die Uhren anders gehen, dann gehen sie nach rückwärts und das ist Ihnen zu verdanken! (GRin Mag Sonja Wehsely: Wo sind die Minderheitenrechte im Parlament? Wo sind die Minderheitenrechte im Parlament? - Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.) 

So, meine sehr geehrten Damen und Herren, geht es also um die politische Verantwortung. (GRin Mag Sonja Wehsely: Wo sind im Parlament die Minderheitenrechte?) Es geht um die politische Verantwortung und auf dem Prüfstand steht nicht das Verhalten eines Einzelnen. Auf dem Prüfstand steht nicht einmal Ihr StR Schicker, weil der sich ja unbedingt in diesen Prüfstand hineinzwängt, obwohl dieses Korsett gar nicht so sehr für ihn gemacht wurde. Es geht um die enge politische Verflechtung der Sozialdemokratie mit dem Magistrat! (Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Franz Ekkamp: Das ist gut!) Das steht auf dem Prüfstand, meine sehr geehrten Damen und Herren! Auf dem Prüfstand steht der Umgang mit den eigenen Abgeordneten, der zur mangelhaften Kontrolle führt, der das Handaufhalten - das Handaufzeigen besser gesagt, entschuldigen Sie, das war ein Versprecher, den ich nicht so gemeint habe -, der das Handaufzeigen ganz deutlich in den Vordergrund stellt. Und es geht um das gesamte politische Biotop in dieser Stadt, in der die Transparenz und die Kontrolle behindert werden, und zwar durch diese enge Verflechtung und durch dieses Maschennetzwerk zwischen Magistrat und der Sozialdemokratie! (GR Godwin Schuster: Sie sprechen ausschließlich vom Parlament! - GRin Mag Sonja Wehsely: Nur vom Parlament! Vom Parlament! - Beifall bei der ÖVP.) 

Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist die Grundlage dessen, was wir politisch feststellen wollen, und das ist die Grundlage, auf der wir in diese Kommission hineingehen, um die politische Verantwortung auch für die Art und Weise festzuhalten, wie hier in dieser Stadt mit den Dingen umgegangen wird. Wir werden alles tun, um diesen Zustand zu beenden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Madejski zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist an sich schon einige Male gesagt worden. Trotzdem möchte ich es wiederholen. Es ist an sich für dieses Gremium und für den Wiener Gemeinderat doch eher traurig, dass es Kontrollamtsberichte mit diesen Aussagen bedarf, dass man Gutachter jetzt einsetzen muss, um festzustellen: Wie ist denn überhaupt das Verfahren bei Flächenwidmungen zwischen Gründruck und Rotdruck? Was ist wesentlich? Was ist nicht wesentlich? Es ist wirklich traurig, dass es dem bedarf, hier bei der Praktik aus den Sechzigerjahren nachzuschauen, der vielleicht jetzt durch diese Untersuchungskommission endgültig der Garaus gemacht wird, denn Herr StR Schicker hat beim letzten Gemeinderat bei einer Beantwortung einer Frage ja gesagt, dass halt leider bei einer Magistratsdienststelle noch immer der Geist der Sechzigerjahre ist. Was immer er darunter verstanden hat, er wird schon gewusst haben, was er gesagt hat. 

Wir meinen, in Wirklichkeit ist das nicht in einer Magistratsdienststelle, meine sehr geehrten Damen und Herren, denn es kann mir doch keiner einreden, dass hier Tür an Tür eine Magistratsdienststelle, die 21B, mit der 21A oder auch früher mit der 21C gesessen ist und in dem einen Zimmer hat es sich wie in den Sechzigern abgespielt und in den anderen hat sich überhaupt nichts Dementsprechendes abgespielt. Ich bin der Meinung, hier hat es System gehabt. In dem Fall wird immer wieder SR Vokaun genannt. Das war System. Er hat es an die Spitze getrieben. Er hat übertrieben. 

Es ist überhaupt keine Frage, man wird hoffentlich seine Rolle aufklären und man wird - ohne ein Tribunal abzuhalten und ohne emotional zu werden - hoffentlich auch die Seilschaften und die Netze zwischen Bauträgern, zwischen Magistrat und, wenn es sein muss, zwischen Politikern aufklären. 

Meine Damen und Herren! Entscheidend war ja die Trefferquote dieser fünf von den Grünen eingereichten Projekte. Die Trefferquote ist 100 Prozent. Jetzt kann ich mir schon sehr gut vorstellen, dass es, wenn ich zehn eingereicht hätte, wahrscheinlich neun gewesen wären, wenn ich 100 eingereicht hätte, wären es vielleicht 80 gewesen. Die Trefferquote wäre auf jeden Fall relativ hoch gewesen, und ich glaube nicht daran - daher werden wir auch versuchen, das eine oder andere Projekt noch zu kontrollieren und zu untersuchen -, dass das alles nur eine Magistratsdienststelle betroffen hat.

Herr StR Görg hat heute meiner Ansicht nach eine Verteidigungsrede für sich selbst gehalten. Er hat überhaupt nichts zu der Untersuchungskommission gesagt, sondern er hat sich halt aus seiner Sicht verteidigt, weil ja sehr viele Fälle in seine Amtszeit gefallen sind - ob bewusst oder unbewusst, ist eine andere Sache -, und er hat glücklicherweise die Aßmayergasse im 12. Bezirk genannt. Die Aßmayergasse ist ein mir seit vielen Jahren sehr gut bekanntes Projekt, und da hat er an sich nicht Recht mit dem, was er hier gesagt hat. Er hat nämlich gesagt, zwischen Gründruck und Rotdruck und zwischen Rot 1 und Rot 2 ist halt ein bisschen etwas geändert worden.

Meine Damen und Herren! Wenn er das nicht gewusst hat oder wenn man ihn hineingelegt hat, dann tut er mir ja im Nachhinein Leid. Bei der Aßmayergasse muss man ja wissen, wer dort der Grundeigentümer war, wem das überhaupt gehört hat. Das Projekt Aßmayergasse hat der Firma Wojnar gehört. Die Firma Wojnar kennen wir ja auch alle - der Inhaber ist ein hoher Spitzenfunktionär des Freien Sozialistischen Wirtschaftsverbands -, und es ging in Wirklichkeit um eine Gefälligkeitsflächenwidmung, das die Firma Wojnar wollte, weil sie auf Grund ihrer Produktion immer wieder Probleme mit Polizei und Anrainern gehabt hat. Sie hat Gabelbissen hergestellt, und die Fische, diese kleinen Russen, haben gestunken, es waren in der Früh schon die Lastwagen da und so weiter. Auf jeden Fall musste sie dort weg und der Inhaber hat gesagt: Wenn nicht umgewidmet wird - ich vereinfache das jetzt, aber das ist nachvollziehbar -, damit ich mein Grundstück günstig an eine Wohnbaugenossenschaft verkaufen kann, dann ziehe ich mit meinem ganzen Betrieb nach Niederösterreich, ihr könnt mich alle gern haben, ihr kriegt keine Lohnsummensteuer, Arbeitsplätze sind weg und und und. 

Das war in Wirklichkeit das politische Gegengeschäft, Herr StR Görg, wenn Sie das damals nicht begriffen haben sollten. Mir ist vollkommen unklar, dass Sie das nicht wissen. Daher ist es sehr wohl wichtig, auch auf Grund des Falles Aßmayergasse überhaupt die Untersuchungskommission aufzuziehen.

Sogar das Kontrollamt hat ja diesen Akt genommen, um überhaupt einmal generell das Ablaufsystem der MA 21B festzuhalten, und es hat seine Kritik auf Grund dieses Aktes geübt. Wir werden das untersuchen, wir werden speziell die Aßmayergasse sehr genau untersuchen.

Selbstverständlich gibt es Änderungen zwischen Gründruck und Rotdruck. Das soll ja so sein, aber man muss einen realistischen Gründruck hinlegen, meine Damen und Herren. 

Jetzt komme ich schon zum nächsten Punkt, Herr StR Schicker, wir kommen zur Praterstraße 20. "Realistisch", das ist entscheidend, dann kann ich noch immer ändern. Wenn aber im Vorhinein etwas unrealistisch ist und dann sage ich, na gut, ich habe geändert, denn es gehört halt so, dann ist das meiner Ansicht nach der vollkommen falsche Weg, und ich werde Ihnen beweisen, Herr StR Schicker, auch wenn Sie und der Herr Vorsteher Kubik es nicht zur Kenntnis nehmen wollen, wie es in der Praterstraße 20 wirklich gelaufen ist. Aber Sie wissen es ja in Wirklichkeit ohnehin.

Der Gründruck ist im Dezember 2000 ... (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Da bin ich mir sicher!) Sie wissen es ohnehin, Herr StR Schicker. (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Da bin ich schon sicher, dass da nichts ist!) Sie sind bei allem sicher, dass nichts ist. Es ist ja im Grunde alles vor Ihrer Zeit, das hat ja Herr Kollege Chorherr gesagt. Sie müssen da jetzt etwas verteidigen, darum verstehe ich ja Ihre Aufgeregtheit und Ihre Statements, die Sie jetzt abgeben, gar nicht. Sie könnten wahrscheinlich dieser Situation vollkommen gelassen entgegensehen. Es betrifft ja rote Stadträte vor dem StR Görg und vielleicht den StR Görg und seine Regentschaft. 

Der Gründruck betreffend Praterstraße 20 ist im Dezember 2000 in den Bezirk gekommen. Der Fachbeirat - und das ist die erste Falschinformation, die es auch heute wieder gegeben hat und die Herr BV Kubik, auch Ihr Parteifreund, immer wieder verbreitet - hat dieses ganze Projekt Praterstraße 20 als Bauklasse V genehmigt. Das stimmt nicht. Der Fachbeirat hat am 17. Dezember 2000 das Projekt komplett als Flächenwidmung zustimmend zur Kenntnis genommen, allerdings mit Bauklasse IV. Er hat nie - das hat der Vorsitzende des Fachbeirats, Architekt Hollein, auch bei der Vorstellung dieses Projekts vor einigen Tage gesagt - das Projekt V gesehen und hätte es auch in dieser Form eigentlich nie genehmigt.

Dann war die öffentliche Auflage. Der Bauausschuss im Bezirk hat dann das Plandokument einstimmig - also mit 100 Prozent, was jetzt wichtig ist - beschlossen, und zwar mit der Bauklasse IV. Und der Gemeinderat ... (Zwischenruf des amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker.) Da können Sie uns jetzt natürlich allen vorwerfen, wir haben uns die Pläne nicht angeschaut, wir sind zu dumm, zu blöd, was auch immer, aber aus dem Akt ist nie hervorgegangen - weder im Ausschuss noch auch im Gemeinderat -, dass hier eine wesentliche Änderung vorgenommen wurde, Herr Stadtrat.

Ich sage Ihnen jetzt den Schmäh, der dabei passiert ist, und das ist wirklich unglaublich: In Wirklichkeit hat nämlich der Planverfasser und der Grundeigentümer von Bauklasse III auf Bauklasse V nicht widmen können, aber die ursprüngliche Rechtslage war Bauklasse II. Damit Sie da umhinkommen und keine wesentliche Änderung machen müssen, haben Sie die Bauklasse IV dazwischengeschaltet, der Bezirk hat Bauklasse IV beschlossen, der Fachbeirat hat die Zustimmung zur Bauklasse IV beschlossen. Das ist im Akt drinnen gelegen.

Und Sie können mir eines glauben: Ihre Gemeinderäte schauen genauso wie alle anderen Gemeinderäte zuerst die Stellungnahme der Bezirke an, und wenn dort steht, 100 Prozent Zustimmung zum vorliegenden Plan, dann kommt doch kein Mensch auf die Idee, den riesigen Plan vorne noch einmal aufzumachen und nachzuschauen, ob das identisch ist. Da können Sie ruhig lachen. Das ist unmöglich! Das ist an sich sogar eine Sauerei den Gemeinderäten gegenüber, wenn man nicht hineinschreibt, dass es hier eine wesentliche Änderung gegeben hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und das war schon zu Ihrer Zeit, Herr Stadtrat, wenn auch erst ganz am Anfang nach der Wahl. Es war die erste Sitzung, auch das gebe ich zu. Das ist unglaublich, wenn man in einen Akt etwas hineingibt, wo die Schriftstücke keinen Zusammenhang haben. Und genau das war es. 

Daher bin ich nicht Ihrer Meinung, wenn Sie heute gesagt haben, das Kontrollamt hat eh schon eine Einschau gehalten, denn das ist nicht genug. Wir werden schauen, dass wir diese Transaktion ebenfalls überprüfen, und Sie können sicher sein, wir werden nicht lockerlassen. Ob Sie es dann zulassen oder nicht, liegt an der Mehrheitsfraktion. Wenn nicht, dann haben Sie wahrscheinlich etwas zu verbergen, wenn ja, dann freuen wir uns und werden die Sache aufklären. Vielleicht haben wir auch Unrecht. Okay. Wir glauben, dass wir in dieser Sache sehr, sehr Recht haben.

Meine Damen und Herren! Es gibt auch einen weiteren Fall, was Herrn Vokaun betrifft, und der ist wirklich sehr interessant. Es musste ja eigentlich schon Ende Dezember bekannt gewesen sein, Herr Stadtrat, was in den Kontrollamtsbericht hineinkommen wird. Und da gibt es einen Fall im 13. Bezirk, der sehr interessant ist. Der 13. Bezirk ist ja auch so eine schöne Geschichte. Herr Kenesei hat auch schon eine Geschichte aus dem 13. Bezirk gebracht, wo er involviert ist. Diese ist vielleicht nicht so auffallend, aber die zeigt Ihr System. Da geht es nicht um viel Geld, sondern da geht es ums System. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) Nicht bei Ihnen, Herr Kollege, beim Vokaun. Übrigens hat Herr Görg heute Kollege Vokaun zu Ihnen gesagt. Das dürfte ein Freud'scher Versprecher gewesen sein. (Heiterkeit bei der FPÖ.)
Es geht um die Feldkellergasse 52-56. Also, es ist interessant in diesem Fall: Wie mache ich aus einem Haus zwei Häuser? Wie überschreite ich die Baufluchtlinie um 47 Prozent? Und wie kriege ich das Ganze in nicht einmal drei Monaten durch? - Unglaublich! Ein normaler Staatsbürger schafft das wahrscheinlich nicht. Ich sage Ihnen jetzt, wie das geht:

Erstens: Am 10.12.2001 hat der Eigentümer der Feldkellergasse 52-56 einen Brief an Herrn Dipl Ing Vokaun geschrieben, er hat die Absicht, sein Grundstück zu teilen und das nächste Grundstück, also die Hälfte, noch einmal zu teilen, und dort wird er oder sein Sohn ein Haus hinbauen. Dem gehört dann die eine Hälfte und seiner Cousine die zweite Hälfte. Und er fragt Herrn Vokaun: "Es ist zu klären" - so steht es wortwörtlich im Brief -, "ob nach erfolgter Teilung, wonach Bauplatz 1 dem Sohn, Herrn Mag Bernhard Dworak, geschenkt wird, auf Bauplatz 2, der dann im Eigentum von Frau Jaschke ist" - das ist die Cousine -, "die gleiche Bebaubarkeit wie auf Bauplatz 1 gegeben ist, und zwar in Form der Überschreitung der im Plan eingezeichneten Baufluchtlinien, wie es dies § 69 der Wiener Bauordnung ermöglicht. Das gewünschte Ausmaß des zu errichtenden Gebäudes beziehungsweise die Überschreitung der Baufluchtlinie auf Bauplatz 1 ist aus dem beiliegenden Plan ersichtlich."

Das hat er am 10. Dezember 2001 dem Vokaun geschrieben. Am 17. Dezember 2001 - unglaublich, wie schnell die hohen Beamten den einfachen Bürgern zurückschreiben - hat der Vokaun zurückgeschrieben: "Seitens der MA 21B besteht gegen eine Überschreitung der festgelegten Baufluchtlinie unter Anwendung des § 69 der Wiener Bauordnung kein Einwand und im Zuge einer künftigen Überarbeitung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans im gegenständlichen Bereich wird die Baufluchtlinie selbstverständlich entsprechend angepasst."

Das ist ja unglaublich. Das ist wirklich unglaublich! Da schreibt er eine Woche später, für die zukünftige Flächenwidmung, für alles wird der § 69 sowieso schon gehandhabt werden. Das ist Amtsmissbrauch, das ist überhaupt keine Frage, Amtsmissbrauch des ausgeschiedenen Dipl Ing Walter Vokaun.

Aber es geht ja noch weiter! Gleich am nächsten Tag, als der Besitzer diesen Brief gekriegt hat, ist er geeilt und hat am 18. Dezember 2001 den Bauplan eingereicht. Der ist dann am 10. Jänner 2002 im Wiener Amtsblatt veröffentlicht worden und das betrifft - man höre! - die Feldkellergasse 52-56. Ich sage das ganz bewusst, weil es ja noch nicht geteilt ist. Es steht: Ansuchen auf Teilung. 

So, und jetzt war es am 19.3. im Bauausschuss, also ganz schnell. Es war zwar nicht auf der Tagesordnung gestern, aber es ist dieser § 69 zusätzlich auf die Tagesordnung gesetzt worden - amtsmissbräuchlich bitte, denn das Grundstück ist nicht geteilt - und der § 69 ist mit Stimmen der SPÖ und ÖVP beschlossen worden. Rechtlich ist das vollkommen irrelevant, denn der § 69 darf sich nur auf einen bestehenden Flächenwidmungsplan und ein bestehendes Baugrundstück beziehen. Das gibt es überhaupt nicht, aber im Akt steht drinnen, es betrifft die Feldkellergasse 52, so als ob das schon geteilt wäre. Das Grundstück Nummer 52 gibt es formal überhaupt nicht. Es gibt das Grundstück 52-56. 

Das ist vorauseilender Gehorsam. Das hat Herr Vokaun noch schnell vor Weihnachten gemacht, glaube ich. Vielleicht ist es ihm schlecht gegangen zu Weihnachten, ich weiß es nicht. Vielleicht wollte er irgendein Geschenk haben. Keine Ahnung! Auf jeden Fall wurde das so gemacht.

Und jetzt muss man noch etwas dazusagen: Um 6,20 Meter wird das dort überschritten. 6,20 Meter - das ist eine geringfügige Erhöhung! Das gilt vorläufig nur bei dem Baugrundstück 1, das Ganze kommt aber dann noch einmal beim Bauplan für das jetzt zweite Haus. (GR Heinz Christian Strache: Wem gehört das?) Denn in Wirklichkeit ist es nur eines, das in der Mitte auseinander geschnitten wird. Links 6 Meter dazu, rechts 6 Meter dazu, in der Mitte wird geteilt, und die vis-a-vis haben jetzt nicht ein Haus stehen, sondern die haben wunderschöne zwei Häuser stehen. Das Ganze in drei Monaten. - Wir werden uns diesen Amtsmissbrauch genau anschauen. 

Und jetzt ist noch etwas interessant. An sich ist ja normal, dass jeder von uns irgendwo ein Grundstück hat, irgendwann mit den Behörden zu tun haben muss. Nur, meine Damen und Herren, es ist schon ein bisschen eigenartig, es ist eigentlich wirklich furchtbar, denn der, der das eingereicht hat, der, dem das gehört, das ist der Vorsitzende des Bauausschusses in Hietzing. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) Er hat das selber gestern auf die Tagesordnung genommen und hat an sich selber dort noch mitgetan. 

Meine Damen und Herren! Er soll natürlich bauen können, ich will auch bauen und werde einreichen, Sie werden bauen. Wir wollen alle irgendwann einmal bauen. Wir werden korrekt handeln, korrekt einreichen. Es wird halt nicht drei Monate, sondern eineinhalb Jahre dauern. Hoffentlich haben wir nichts mehr mit dem Vokaun zu tun, sondern mit anderen. Das ist auch recht. Nur das ist doch wirklich unglaublich! 

Da ist eine Verbindung, und, ob bewusst oder unbewusst, es ist unsensibel. Meine Damen und Herren, es ist unsensibel, wenn in einer Situation, wo wir in Wien einen Flächenwidmungsskandal überprüfen, sich am System überhaupt nichts ändert, sondern man amtsmissbräuchlich noch einen 69er für den Vorsitzenden des Bauausschusses in Hietzing macht. 

Meine Damen und Herren! Das sind nur zwei Beispiele. Wir könnten noch weitere Beispiele anführen, doch werden wird uns das für die nächste Zeit aufheben, weil man ja hier ernsthaft recherchieren muss. Wir wollen ja nichts in den Raum stellen, was vielleicht nicht überprüfbar ist. Das ist an sich nicht unsere Sache. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich aber noch etwas zur MA 19 sagen. Die ist im Augenblick nicht im Spiel, das ist mir vollkommen klar, nur soll man die MA 19 bei den gesamten Betrachtungen nicht außer Acht lassen. Ich schätze die MA 19, ich schätze den Vorsitzenden und die Arbeit der MA 19 seit vielen Jahren, weil sie sehr oft entgegen den Leuten der Flächenwidmung, entgegen der Bauwerber sehr wohl am kulturellen Erbe, am optischen Erbe in Wien festgehalten hat und sich sehr oft Ärger innerhalb des Magistrats eingehandelt hat. 

Nur, meine Damen und Herren, eines geht nicht. Ich habe zum Beispiel, und zwar persönlich, den SR Dipl Ing Matousek - das ist der Chef der MA 19, ein durchaus ehrenwerter Mann, er ist mir bisher auch nie negativ aufgefallen, sondern eher positiv -, vor drei Wochen ersucht, er möge mir das Gutachten der MA 19 zum Hotel Ambassador geben. Das hat mich einfach interessiert. Diese Aufstockung dort auf 36,8 Meter ist ja auch eine interessante Geschichte. Ich wollte daher die Stellungnahme der MA 19, die sonst nirgends auffindbar ist. 

Am ersten Tag hat es geheißen, ich kriege sie eh gleich, am zweiten habe ich nichts mehr gehört. Dann habe ich ihn eben wieder angerufen und da hat er gesagt, nein, mit dem Computer geht das jetzt nicht, das ist leider nicht auffindbar, er wird mir das aber irgendwann schicken. Dann bin ich in die Osterferien gefahren und gestern habe ich erfahren, ich kriege das am Freitag, denn er musste Rücksprache halten, ob ich überhaupt dieses Gutachten sehen darf. 

Meine Damen und Herren! Als Ausschussvorsitzender-Stellvertreter im Planungsausschuss - aber egal wie auch immer - muss ich sagen, es kann doch nicht sein, dass Mandatare Gutachten oder Stellungnahmen von Dienststellen nicht zu Gesicht bekommen. Das ist absolut unmöglich!

Das ist aber nicht der einzige Fall, denn es gibt ja noch einen zweiten Fall, und der betrifft die Praterstraße 20. Dort ist es schon augenfällig, dass nicht der Referent der MA 19 für den 2. Bezirk die Stellungnahme abgegeben hat, sondern der Chef persönlich, also Chefsache. Das ist auch interessant, wieso gerade dort der Chef seine - positiv dann übrigens - positive Stellungnahme abgegeben hat. Auch die werde ich anfordern, und ich werde ersuchen, dass man sie uns zur Verfügung stellt. Im Notfall müssten wir sie ja eigentlich im Ausschuss oder in der Kommission sowieso kriegen. 

Daher bitte ich Sie, Herr Stadtrat, vielleicht doch Ihre Mitarbeiter in den Dienststellen, auch in der MA 19, mit denen es an sich normalerweise überhaupt keine Troubles gibt, dazu anzuhalten, dass man, wenn man einmal im Jahr oder zweimal im Jahr etwas will, es auch kriegt und dass der Herr Senatsrat nicht oben oder sonst irgendwo nachfragen muss, ob ich es überhaupt sehen darf. Das kann ja nicht der Sinn sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Schluss: Wir werden versuchen, in diesem Untersuchungsausschuss ohne Emotionen zu arbeiten, wie ich es gesagt habe, kein politisches Tribunal abzuhalten, keine Leute zu verdächtigen, wenn wir keine Anhaltspunkte haben. Wir werden versuchen, das Netzwerk, das sicher existiert - und zwar seit den Sechzigerjahren, das hat ja der Herr Stadtrat zugegeben -, das Netzwerk zwischen Architekten, Bauträgern, Politikern, Magistratsdienstellen vielleicht etwas zu entflechten, etwas durchsichtiger zu machen, um in Zukunft hier besseren Einblick zu haben. Wir werden das im Sinne der vielen Hunderten Magistratsbeamten machen, die korrektest arbeiten, denn in deren Sinne muss es ja sein, das aufzuklären, aber auch im Sinne der Bauwerber und im Sinne von Eigentümern. 

Herr Dr Görg hat sich heute pausenlos selbst gelobt. Es war eigentlich gar kein Anlass dazu, ich weiß nicht, warum er das gemacht hat, aber er hat sich pausenlos gelobt. Er hat auch diesen Untersuchungsausschuss gelobt, den er gemeinsam in der Koalition noch schnell am Schluss hingehudelt hat. 

Natürlich ist das ein Minderheitenrecht und wir sind froh, dass es dieses Recht gibt. Nur, jetzt kommen wir drauf, was da inhaltlich alles schief gelaufen ist, und ich möchte nur noch zwei skurrile Punkte hier anführen. Das muss novelliert werden, und wenn das eines der Ergebnisse der Untersuchungskommission sein wird, sind wir schon sehr dankbar. 

Es kann doch nicht sein, meine Damen und Herren, dass die Frist, die mit zwölf Monaten bemessen ist, nicht erst dann zu laufen zu beginnt, wenn wir uns das erste Mal hingesetzt haben. Normalerweise müsste es so sein, aber nein, die Frist beginnt - soweit ich informiert bin - bereits mit dem Posteingang des Antrags, den wir schon gestellt haben. (GRin Mag Sonja Wehsely: Die Frist läuft ab heute!) Das heißt, die Frist läuft ab heute, richtig, aber das ist vollkommen absurd, und ich werde Ihnen auch sagen, warum es absurd ist. 

Zuerst wird der Vorsitzende - das ist entweder ein Richter, ein Notar oder ein Rechtsanwalt - ausgelost, das ist vollkommen in Ordnung, nur, der muss ja gefragt werden, ob er es macht. Meine Damen und Herren, die Richter und Gerichte sind doch so überlastet in Österreich. Es kann doch durchaus passieren, Frau Kollegin Wehsely, dass der eine oder andere, der hier gezogen wird und die Ehre von uns erhält, da ein Jahr lang vorzusitzen, sagt, ich will das nicht machen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Dann macht er es eben nicht!) So, dann werden wir wieder ziehen. Und ich sage Ihnen ein Extrembeispiel. Das Extrembeispiel könnte nämlich sein, dass wir uns mit der Konstituierung nach zwölf Monaten bereits wieder auflösen, weil wir bis dahin noch keinen Vorsitzenden gefunden haben. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Ich habe jetzt etwas überzeichnet, meine Damen und Herren, nur, solche Skurrilitäten gehören ja ins Lachkabinett, aber doch nicht in eine demokratische Verfassung, Frau Kollegin Zankl. Ich bin sicher, auch die Sozialdemokratie ist in diese Richtung besorgt und wird hier eine Änderung, eine Novellierung durchführen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. Wir stürzen uns in die Arbeit. Ich bin sicher, wir werden etwas leisten gemeinsam in der Opposition. Damit bin ich am Ende (Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ.), nämlich am Ende meiner Rede. Es steht nämlich da: Ende. Da ist Ende. Die Frau Zankl freut sich schon, dass ich am Ende bin. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Die 20 Minuten sind zu Ende, Herr Dr Madejski!

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Ich weiß, Herr Vorsitzender, und ich möchte abschließend noch einmal sagen: Wir sind für diesen Untersuchungsausschuss dankbar, wir sind froh, dass wir dabei sind, wir werden sehen, wie sich die Mehrheit bei unseren Anträgen verhält, und nur daran werden wir messen, ob Sie an Aufklärung interessiert sind so wie wir oder ob Sie weiterhin vertuschen wollen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor ich Herrn GR VALENTIN das Wort erteile, gestattet mir Herr GR Dr Madejski eine kleine schnippische Bemerkung. Es freut mich, dass Sie bereits mit Plagiaten beginnen, denn das Beispiel von der Wahl des Vorsitzenden ist von mir in der Präsidiale eingebracht worden. Ich selbst habe aufgezeigt, was auf uns zukommt. (GR Mag Hilmar Kabas: Dann wundert es mich, dass man zu dem Schluss kommt, ohne dass man das weiß!)

Herr GR Valentin, bitte.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn wir uns im Vorfeld zur heutigen Debatte die gestrigen Medienberichterstattungen und Wortmeldungen angehört haben und das heute in der Debatte teilweise wieder gefunden haben, so stelle ich fest, dass die vergangenen zwei Tage, der heutige mitgerechnet, von Ungeheuerlichkeiten geprägt waren. Es sind Ungeheuerlichkeiten, meine Damen und Herren, wenn wir gestern gehört haben, die Sozialdemokratie behindert Minderheitenrechte in diesem Haus, die Sozialdemokratie ist drauf und dran, den Sinn der Minderheitenrechte, was die Einsetzung einer Untersuchungskommission betrifft, durch Rechtsgutachten ad absurdum zu führen. 

Wenn ich gehört habe, dass der Vergleich mit Kärnten gewählt worden ist und heute wieder Kollege Pfeiffer herausgegangen ist und sich als der Schutzpatron der Minderheitenrechte dieses Hause aufgespielt hat, dann muss ich ihn doch ernsthaft fragen: In welcher Partei glaubt er zu sein? - Ich kann es Ihnen schon sagen: Sie sind in der Österreichischen Volkspartei, in jener Partei, die auf Bundesebene Minderheitenrechte, was die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen betrifft, mit sehr viel Erfolg niederstimmt, die das Minderheitenrecht nicht einführt, meine Damen und Herren, die demokratische Kontrollrechte auf Bundesebene erfolgreich verhindert. 

Ich kann Ihnen auch sagen, warum sie das tut: weil sie auf Bundesebene sehr, sehr viel zu verstecken hat, weil beide Regierungsparteien Angst haben müssen, dass die Opposition auf Bundesebene eine Kontrolltätigkeit entwickelt. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ein gänzlich anderes Verfahren! Daher können Sie das nicht vergleichen!) Ich kann Ihnen sagen: Die Sozialdemokratie in diesem Haus hat diese Angst nicht. Die Sozialdemokratie in diesem Haus ist dafür verantwortlich, dass es dieses Minderheitenrecht gibt, und wir werden dafür sorgen, dass dieses Minderheitenrecht auch mit Leben erfüllt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wenn ich schon eine Stufenleiter der perfiden Gedanken der letzten 48 Stunden aufstellen muss, dann möchte ich darauf hinweisen, dass mir die Wortmeldung des Herrn Klubobmanns Kabas gestern besonders gefallen hat. Er spielt sich als derjenige auf, der Angst hat, dass Minderheitenrechte vielleicht mit Füßen getreten werden könnten, er spielt sich auf als jemand, der Angst darum hat, er teilt in einer Erklärung und in einem Interview mit, dass da einiges gelaufen ist, was er nicht in Ordnung findet in Sachen Demokratie - und derselbe Mann sitzt im Bundesparteivorstand seiner Partei, sitzt da drin und hat es mit Parteifreunden aus Kärnten zu tun, wo Rechte, wo Beschlussfassungen des Kärntner Landtags nicht exekutiert werden, wo ein Landtagspräsident stolz darauf ist, dass er nicht zu einem Untersuchungsausschuss kommen wird, stolz darauf ist, dass er seine Beamten nicht entbinden wird und ihnen nicht erlauben wird, dort aufzutreten, wo ein Landeshauptmann tätig ist, der als einfaches Parteimitglied für einen Untersuchungsausschuss, für ein Kontrollrecht nur einen müden Lacher übrig hat. 

Ich glaube, solche politischen Ungeheuerlichkeiten sind in diesem Haus ausgeschlossen und die weisen wir mit aller Schärfe zurück. (Beifall bei der SPÖ.) 
Da Kollege Kenesei heute ein Dokument angeführt hat, aus dem er ableitet, dass in Wirklichkeit bei der Präsidialsitzung versucht worden wäre - sozusagen seine Gedanken oder die Gedanken der GRÜNEN erahnend -, bereits einen Antrag zu stellen, möchte ich ihm sagen: So ins Überirdische orientiert sind die Gedanken gar nicht. Der Beschlussantrag oder das Beschlusspapier, das vorgelegen ist, sollte lediglich sicherstellen, dass eine weit reichende Prüfung der Untersuchungskommission möglich ist. Es hat nichts anderes beinhaltet. Das hätten Sie vielleicht sagen sollen, damit auch die restlichen Mitglieder dieses Wiener Gemeinderats wissen, wovon Sie reden. Dieses Papier hätte lediglich der Beschluss sein sollen, dass die Tätigkeit, die die Untersuchungskommission in Zukunft entfalten wird, konform mit dem ist, was wir in der Stadtverfassung und was wir in den notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen festgeschrieben haben. In Wirklichkeit wäre das die Basis gewesen, um sicherzustellen, meine Damen und Herren, dass auch in Zukunft die Untersuchungskommission alle nur erdenklichen Schritte setzen kann. 

Das haben Sie selbst nicht gewollt, das ist Ihre Sache, aber jetzt zu sagen, die Sozialdemokraten in diesem Hause hätten versucht, einzuschränken, halte ich tatsächlich für einen politischen Taschenspielertrick, der Ihrer nicht würdig ist. 

Meine Damen und Herren! Dazu, dass das Rechtsgutachten angesprochen worden ist: Also, ich denke mir, wenn zum ersten Mal - alle Redner zu diesem Tagesordnungspunkt haben es doch bestätigt - in diesem Hause eine Untersuchungskommission stattfindet, eine Premiere sozusagen, ist es etwas ganz Natürliches, dass sich diejenigen, die für die ordnungsgemäße Abwicklung zuständig sind - und das sind nun einmal die Rechtsabteilungen dieses Hauses -, auch externe Rechtsgutachten einholen können. Das ist die eine Sache. 

Also Rechtsgutachten einzuholen, ist die eine Sache, aber zu meinen, dass das Rechtsgutachten dann tatsächlich die Basis einer politischen Vorgangsweise ist, wie Sie es uns gestern in der Presse unterstellt haben, ist eine andere Sache. Wenn wir die heutige Tagesordnung betrachten, so werden Ihre Behauptungen Lügen gestraft. Tatsache ist, dass es zu keiner Beschlussfassung über die Zulässigkeit kommt, Tatsache ist, dass ein Rechtsgutachten zu einem Meinungsbildungsprozess beigetragen hat, aber nie und nimmer Grundlage einer politischen Strategie war. Tatsache ist, meine Damen und Herren, dass hier etwas konstruiert werden soll, was nicht der Fall ist. Tatsache ist, dass hier konstruiert werden soll, dass die Sozialdemokratie bremst, was tatsächlich aus den Fakten nicht ableitbar ist, und ich denke mir, das muss man der guten Ordnung halber heute auch einmal feststellen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben von vielen Dingen gehört, von Anträgen, von Anzeigen, die angeblich bei der Staatsanwaltschaft liegen sollen, dort allerdings laut Staatsanwaltschaft nicht aufgetaucht sind. Ich sage dazu, dass es wohl etwas vermessen wäre, der Staatsanwaltschaft vielleicht zu unterstellen, dass sie ein Organ ist, das weisungsgebunden dem Planungsstadtrat oder einer anderen Institution der Stadt Wien unterworfen ist. Tatsache ist, dass wir viel von Vermutungen gehört haben, Tatsache ist, dass wir viel von Mutmaßungen, von angeblichen Fällen, von angeblichen Tatbeständen, von angeblichen Ungereimtheiten gehört haben. 

Ich stütze mich, meine Damen und Herren, auf das, was bis zum heutigen Tage vorliegt. Bis zum heutigen Tage liegt vor, dass fünf Vorgänge im Zuge von Widmungsverfahren seitens des Kontrollamts geprüft worden sind. Bei diesen fünf Fällen wurden im Verfahrenslauf Unkorrektheiten und Verfahrensmängel festgestellt. 

Meine Einschätzung von dem, was von einer Untersuchungskommission tatsächlich zu bewerten ist, ist die politische Verantwortung. Und Tatsache ist, dass die politische Verantwortung des Planungsstadtrats dieses Hauses so aussieht, dass er, obgleich kein einziger dieser Fälle in seine Amtszeit fällt, keine einzige dieser Vorhaltungen in seine Ressortverantwortlichkeit fällt, zu Beginn seiner Tätigkeit dafür gesorgt hat, dass zum einen die Neuorganisation der MA 21 durchgeführt wird und dass zum anderen zusätzlich Kontrollinstanzen innerhalb der MA 21 geschaffen worden sind. Er hat weiters dafür gesorgt, dass die im Zuge der Verwaltungsreform aufgetauchten Vorstellungen, im Videndenlauf das Rechtsmittelbüro nicht mehr einzuschalten, zurückgenommen worden sind.

Meine Damen und Herren! Das ist sozialdemokratische Verantwortung, auf die wir stolz sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Klubobmann Chorherr sucht die politische Verantwortung auf der einen Seite, stellt sich aber gleichzeitig her und sagt: Ich verstehe euch von den Sozialdemokraten nicht. Warum seid ihr so sensibel? (GR Mag Christoph Chorherr: Sensibel habe ich nicht gesagt!) Interpretation. (GR Mag Christoph Chorherr: Genau zitieren!) Gut, einverstanden. Also Sie haben gemeint, warum sie überreagieren. (GR Mag Christoph Chorherr: Ich verstehe nicht, wieso ihr nicht Aufklärung über die letzten Jahre verlangt, habe ich gesagt!) Sie sagen gleichzeitig - und vielleicht folgen Sie mir in meinen Gedanken ... (GR Mag Christoph Chorherr: Ist das so schwer zu verstehen?) Ich weiß nicht, ob das so schwer oder so leicht ist. Sie sagen, Sie werfen weder einem amtierenden Mitglied des Stadtsenats noch irgendjemandem dieses Gremiums vor, dass er in die Dinge verstrickt ist, gleichzeitig sagen Sie etwas, was wir in Abrede stellen. Sie sagen, es gibt eine politische Verantwortung und eine politische Verfehlung in dieser Sache. Dann frage ich mich, wen Sie in diesem Hause mit "politisch verantwortlich" meinen? Den Chef von der Rathauswache werden Sie ja wohl nicht gemeint haben. (GR Mag Christoph Chorherr: Genau den habe ich gemeint!)

Also, ich gehe davon aus, Herr Klubobmann, dass unsere Ansicht dessen, was hier bei diesen fünf vom Kontrollamt angezogenen Fällen vorgefallen ist, eine unterschiedliche ist. Wir sagen, da hat es Verfahrensmängel gegeben, da hat es Unkorrektheiten gegeben. Wir sagen, da besteht politischer Handlungsbedarf. Wir sagen auch, wir werden die Kontrollkommission nach bestem Wissen und Gewissen und mit all den Möglichkeiten der Mehrheitsfraktion unterstützen. Das ist die Form der politischen Verantwortung, die wir sehen. Wir wollen aufklären, und Sie wollen etwas konstruieren - ich unterstelle Ihnen das jetzt -, was es in dieser Stadt nie gegeben hat, nämlich eine politische Verfehlung. Das ist der Unterschied und den muss man klar und deutlich herausarbeiten. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wenn ich schon mit Interpretationen anfange, so verweise ich darauf, dass heute einige Male gesagt worden ist, Herr StR Schicker hätte gemeint, dass hier seit den Sechzigerjahren sozusagen ein bestimmter Stil gepflogen worden wäre. Und Sie leiten daraus ab, dass sich während dieser Jahrzehnte etwas entwickelt hat, was nicht in Ordnung ist und nicht gesehen worden wäre. 

Was Herr StR Schicker gesagt hat, ist, dass hier in einem Stil der Sechzigerjahre versucht worden ist, wieder etwas in der Beurteilung einzubringen. Dass es in den Siebziger-, in den Achtziger-, in den Neunzigerjahren bis zum heutigen Tag eine Weiterentwicklung gegeben hat, die schlussendlich in den konstruktiven Veränderungen, die Herr StR Schicker selbst in der Planung eingeführt hat, gemündet haben, das lassen Sie aus. Auch das ist eine unkorrekte Sichtweise der Dinge, gegen die wir uns ernsthaft verwehren.

Und ich denke mir, Klarheit zu schaffen, in den einzelnen Bereichen ist auch notwendig. Sie haben heute, meine Damen und Herren, einen Beschlussantrag bezüglich der Offenlegung von Nebenbeschäftigungen von leitenden Bediensteten eingebracht und in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt. Ich sage Ihnen dazu, dass davon Rechtsmaterien betroffen sind, meine Damen und Herren, die derzeit noch ungeklärt sind. Ungeklärt ist beispielsweise die Frage - sie liegt beim Europäischen Gerichtshof - der Einschätzung der Rechte der Begrenzung der Bezüge zum einen und die Frage des Rechts auf Datenschutz zum anderen.

Meine Damen und Herren! Da das eine Materie ist, die im österreichischen Recht die Aktivitäten des Rechnungshofs betrifft, der das Bezügebegrenzungsgesetz zu exekutieren hat, und die Frage des Datenschutzes bis heute österreichweit tatsächlich noch nicht geklärt worden ist - ganz im Gegenteil, nachdem beide Rechtsgüter im Verfassungsrang verankert sind, sieht sich der Verfassungsgerichtshof selber außer Stande, das für Österreich allein zu bewerten, denn der Verfassungsgerichtshof sagt, davon sind europäische Grundrechte betroffen, weshalb das beim Europäischen Gerichtshof liegt -, halte ich es nicht für sinnvoll, jetzt ein Reglement zu treffen, etwas zu beschließen, was unter Umständen - sehr wahrscheinlich - durch einen Spruch des Europäischen Gerichtshofs aufgehoben wird. 

Ich denke mir, gerade in so sensiblen Sachen ist es sinnvoll, dass wir mit Augenmaß agieren. Unser Bestreben, bei einer Sache wie den Untersuchungskommissionen Rechtssicherheit zu schaffen, damit nicht nachträglich jemand kommen und sagen kann, wir würden uns mit einigen unserer Vorgangsweisen außerhalb der Verfassung gestellt haben, ist in Wirklichkeit ein Engagement der Sozialdemokraten, um nachhaltig gerade dieses Instrumentarium zu sichern. 

Um die Intentionen, die Sie damit angezogen haben und zu denen wir uns bekennen, in eine Form zu bringen, von der wir sagen können, dass das nachhaltig hält und damit das erzielt wird, was Sie tatsächlich wollen, stelle ich gemeinsam mit meinem Kollegen Günther Reiter folgenden Beschlussantrag:

"Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal wird ersucht, zu prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen die Möglichkeit geschaffen werden kann, dass einmal jährlich öffentlich dargestellt wird, welche Nebenbeschäftigungen gemäß § 25 Dienstordnung 1994 beziehungsweise § 16 Dienstrecht der Vertragsbedienstetenordnung 1995, leitende Bedienstete" - dann wird ausgeführt, welche Personen das sind - "unter Angabe der Abteilung, in welcher diese beschäftigt sind, gemeldet und nicht untersagt wurden."

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal.

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren - die letzten Stunden dieser Sitzung Revue passieren lassend -, dass viel von dem, was gestern an Fakten angekündigt worden ist, die man hier präsentieren wollte - von dem Tatbestand, dass die Sozialdemokratie Minderheitenrechte in diesem Haus blockiert, bis hin zu den Beschuldigungen, die noch weitreichender waren -, in Wirklichkeit bis zum heutigen Tag dieser Debatte nichts konkret auf den Tisch gelegt worden ist. Ich sage Ihnen weiters namens der Sozialdemokratischen Fraktion - und das ist etwas, was wir nicht erst seit heute sagen -, dass wir zu diesem Minderheitenrecht stehen, denn nicht umsonst gibt es dieses Minderheitenrecht in diesem Wiener Gemeinderat. 

Weiters fordern wir alle anderen, die heute gesagt haben, sie finden das klass oder sie finden das zu wenig weit reichend, auf, ihre Energie dazu zu nutzen, vielleicht in ihren Fraktionen auf Bundesebene den Bewusstseinsprozess voranzutreiben, damit dieses Minderheitenrecht nicht nur ein isoliertes in Wien bleibt, sondern dass das, was durchaus sinnvoll wäre, auch auf Bundesebene durchgeführt wird. Sofern man nichts zu verstecken hat, sage ich dazu. Wenn man etwas zu verstecken hat, dann verstehe ich, dass man es nicht tut. (GR Gerhard Pfeiffer: Nein, das geht nach der Strafprozessordnung nicht! Das ist ein ganz anderer Tatbestand! - GR Godwin Schuster: Nein! Zuerst informieren und dann reden!) 

Man kann sich hinter jedem Gesetz verstecken, meine Damen und Herren, das ist eine Sache, die man sehr, sehr leicht machen kann. In Wirklichkeit, Kollege Pfeiffer, haben Ihr Regierungschef und Ihre Bundesregierung kein Interesse an diesen Rechten, weil sie nämlich die Angst haben, dass wir auf Dinge draufkommen könnten, auf noch viel mehr Dinge draufkommen könnten, als jetzt schon in der Öffentlichkeit bekannt sind. Das ist die Wahrheit und nichts anderes. Verstecken Sie sich nicht hinter dem Strafgesetzbuch, das ist nicht fair! (GR Gerhard Pfeiffer: Das glauben nur Sie!)

Meine Damen und Herren! Wir sind bereit, dieses Recht der Untersuchungskommissionen gemeinsam mit Ihnen mit Leben zu erfüllen. Wir sind bereit, das, was aufklärungsbedürftig ist, aufzuklären. Wir sind bereit, wie auch in der Vergangenheit bewiesen, nicht zuletzt durch Herrn StR Schicker, rasch politische Verantwortung und politischen Handlungsbedarf wahrzunehmen und auszufüllen. Und wir geben Ihnen das Versprechen, das auch in Zukunft zu tun.

Was wir nicht zulassen werden, ist, dass Diffamierungen quer über Berufsgruppen erfolgen. Was wir nicht zulassen werden, ist, dass Schlüsse gezogen werden, die schlussendlich nur dazu dienen, politisches Kleingeld zu wechseln.

Sie werden in uns, meine Damen und Herren, faire und gute Partner in der Untersuchungskommission finden. Ich versichere Ihnen, die Sozialdemokraten haben ein massives Interesse daran und werden dies auch in Zukunft haben, für eine gute, für eine gerechte, und zwar für alle gerechte Stadtverwaltung für die Wienerinnen und Wiener zu sorgen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist somit geschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die beiden vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge.

Als Erstes zur Abstimmung gelangt der Antrag der GRÜNEN, betreffend Offenlegung von Nebenbeschäftigungen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zum Beschlussantrag der SPÖ-GRe Reiter und VALENTIN zum gleichen Thema. Hier wird die Zuweisung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke schön. Der Antrag ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zu dem von den GRe Günter Kenesei sowie Freundinnen und Freunde, Dr Wilfried Serles sowie Kolleginnen und Kollegen sowie Gerhard Pfeiffer eingebrachten Antrag (PGL/01166/2002/0001-KGR/GAT) auf Einsetzung einer Untersuchungskommission, betreffend Praxis der Wiener Flächenwidmungen.

Gemäß § 39a Abs. 4 und 5 der Geschäftsordnung ist die Gesamtredezeit bei der nun folgenden Debatte mit 3 Stunden und die Redezeit für jeden Einzelnen mit 15 Minuten begrenzt.

Zum Wort gelangt der Erstunterzeichner, Herr GR Kenesei. - Bitte schön.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die vorangegangene Debatte hat ja durchaus gezeigt, wie unterschiedlich die Sichtweise zwischen der Opposition und der sozialdemokratischen Mehrheit hier im Hause ist. (GR Andreas Schieder: Das ist nicht erkennbar gewesen!) Das ist schon erkennbar gewesen. Ich werde bei ein paar Punkten darauf eingehen und begründen, worin das erkennbar ist.

Es geht einmal vorrangig darum, dass wir - und das nur als Einleitung und zusammenfassend - als GRÜNE und ich als Person im August des Jahres 2000 bei einer Pressekonferenz den damaligen Leiter der MA 21B, Herrn OSR Vokaun, ziemlich scharf kritisiert haben, dass ich ihm auch einige Dinge unterstellt habe, wohl wissend, dass ich mich einem Prozessrisiko preisgebe.

Dieses Prozessrisiko habe ich aber gerne auf mich genommen. Kollege Reiter hat gemeint - er ist, glaube ich, jetzt leider nicht da (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Er ist eh da!), Entschuldigung, da ist sein Platzerl, darum habe ich da hinübergeschaut (GRin Erika Stubenvoll: Ihr sitzt auch nicht immer auf eurem Platz!) -, warum ich dann dem Vergleich zugestimmt habe, der in der Folge bei diesem Prozess herausgekommen ist.

Erstens möchte ich festhalten, dass der Versuch, mich mundtot zu machen, ganz offensichtlich gescheitert ist.

Auf der einen Seite ist es darum gegangen, Praktiken im Bereich der Flächenwidmung im Bereich der MA 21B aufzuzeigen, ist es darum gegangen, klar zu machen, dass es hier zu Unregelmäßigkeiten und zu Verfehlungen gekommen ist. 

Die Unterstützung zum damaligen Zeitpunkt durch die Sozialdemokratische Fraktion ist enden wollend. Es hat keinerlei Unterstützung von Seiten der Sozialdemokratischen Fraktion gegeben. Nein, noch viel mehr: Es hat Beschimpfungen gegeben, Missdeutungen gegen meine Person gegeben und den Hinweis, unter anderem vom hohen Vorsitzenden in seiner Funktion als Personalvertreter, ich möge doch die Beamtenschaft nicht in Misskredit bringen und keine Schmutzkübelkampagne gegen Beamte hier führen. 

Der Prozess hat mit einem Vergleich geendet (GR Godwin Schuster: Warum?) - Kollege Schuster, das kann ich Ihnen auch sagen -, weil es ad erstens keinerlei Unterstützung und kein Interesse von der Sozialdemokratischen Fraktion gegeben hat, hier Aufklärung zu betreiben. 
Und zweitens ... (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Ich kann es Ihnen sagen. Ja, das stimmt. Wo waren denn die klärenden Worte des Herrn Bürgermeisters damals? Der hat alle Unterlagen vom ersten Tag an auf seinem Schreibtisch liegen gehabt. Wahrscheinlich liegen sie jetzt noch ungelesen dort und er hat es nicht der Mühe wert gefunden, dort hineinzuschauen (GR Godwin Schuster: Nein, überhaupt nicht!), denn ansonsten wäre diese Vorgangsweise nicht zu erklären gewesen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Der zweite Punkt ist, dass es mir erst jetzt möglich ist, etwa an Hand des Beispiels der Fasangartenstraße, den Beweis zu führen, dass es hier die Möglichkeit der Geschenkannahme gegeben hat. (GR Godwin Schuster: Beweisen können Sie noch gar nichts!) Und wir haben zu dem damaligen Zeitpunkt auch Zeugen gehabt, wo die Sozialdemokratische Fraktion und auch der Herr Bürgermeister mäßiges bis gar kein Interesse daran gehabt haben, diese Vorwürfe auch nur in irgendeiner Form aufzuklären, sondern es ist prinzipiell einmal die Mauer gemacht worden und es ist prinzipiell einmal gesagt worden: Es kann nicht sein, was nicht sein darf. (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Die Opposition, die soll tun, was sie will, die soll ihren Prozess führen, wir lehnen uns zurück und schauen uns einmal an, wie es ausgeht. 

Ich bin froh, dass es so ausgegangen ist, dass es jetzt die Kontrollamtsberichte gibt, dass es jetzt den Antrag auf Einsetzung der Untersuchungskommission gibt. Und jetzt werden wir auch klären, wie die Vorgangsweise in den Jahren davor gewesen ist, wie mit den Hinweisen, die von den Beamten an die leitenden politischen Verantwortlichen in dieser Stadt herangetragen wurden - das war von Swoboda beginnend, weiterführend über Hatzl als Stadtrat, bis hin zu Häupl als Bürgermeister -, umgegangen wurde. 

Ich bin schon sehr neugierig, ob Sie wirklich die Untersuchungskommission in die Lage versetzen, auch diese Beamten unter Entbindung von ihrer Amtsverschwiegenheit vor dieser Kommission zu hören, denn dann kommen die interessanten Details zu Tage. Dann kommen die interessanten Details zu Tage, wer aller über die Jahre hindurch gekommen ist. So wie es dem StR Görg gegangen ist, kurz, nachdem er sein Amt angetreten hat. Da sind gleich alle gekommen und haben gesagt: Vorsicht beim OSR Vokaun oder damals noch SR Vokaun. Diese Mitteilungen und diese Hinweise sind in den Jahren davor auch an wesentliche politische Entscheidungsträger der Sozialdemokratischen Fraktion gegangen, sie wurden aber immer wieder negiert und von Ihnen zur Seite geschoben.

Ich komme zu einem weiteren Punkt, den Kollege VALENTIN mit seinem Beschlussantrag angesprochen hat: Die Untersuchungskommission soll arbeiten können. Na, ein Weltklasseantrag, kann ich nur sagen. Ich bin dafür, dass wir zum Beispiel auch einen Antrag stellen, der Gemeinderat möge die vorgelegten Akten beschließen oder die Gemeinderatsausschüsse mögen die vorgelegten Akten besprechen. Wenn eine Untersuchungskommission eingesetzt wird, so ist es doch die logische Konsequenz, dass diese auch arbeiten soll und kann. Dazu bedarf es ja keinerlei Anträge hier vom hohen Gemeinderat (Beifall des GR Heinz Christian Strache.), sondern das steht ja ziemlich klar in der Stadtverfassung, was die zu tun hat. (GR Erich VALENTIN: Aber Sie haben uns was ganz anderes vorgeworfen!) Ich habe Ihnen vorgeworfen, dass Sie versucht haben, mit diesem Gutachten einzelne Punkte aus unserem Antrag herauszupicken. 

Herr Kollege VALENTIN, Sie wissen ganz genau, dass Herr Barfuss oder Herr Dr Barfuss oder Prof Barfuss - ich weiß jetzt nicht genau, was er ist - zwei Gutachten gebraucht hat, um endlich einmal dorthin zu kommen, wo Sie hinkommen wollen. Er hat eines am 5. März gemacht, nachdem er am 28.2., offensichtlich mündlich, informiert wurde, dass es einen solchen Antrag gibt. Und dann hat es eines weiteren Gutachtens vom 12. März bedurft, in dem er dann mitgeteilt hat, welche Punkte man eigentlich herausnehmen müsste und wie man das machen kann, damit der Antrag trotzdem noch zulässig ist. 

Ich bin froh, Herr Kollege VALENTIN, dass der Erste Vorsitzende, offensichtlich unter Zuhilfenahme der rechtskundigen Beamten oder der rechtskundigen Personen im Haus, zu dem Schluss gekommen ist, dass der vorliegende Antrag, so wie er von der Opposition eingebracht wurde, heute zur Beschlussfassung über die Einsetzung beziehungsweise zur Einsetzung dieser Untersuchungskommission führt.

Noch einen Punkt, den Sie angesprochen haben, Kollege VALENTIN, und der mich einfach ärgert, weil Sie hier einen Fakt schaffen wollen, der so nicht stimmt. Sie sprechen jedes Mal von Verfahrensfehlern. Da ist etwas passiert, da ist ein Zettel nicht in den Akt hineingekommen, und da ist das und jenes nicht passiert. 

Herr Kollege VALENTIN, führen Sie sich nur einmal vor Augen, was das Kontrollamt der Stadt Wien klar und deutlich, in einer Deutlichkeit, wie wir sie in dieser Stadt eigentlich noch nicht gehabt haben in Kontrollamtsberichten, hier mitteilt: Dem Gemeinderat wurden Flächenwidmungs- und Bebauungspläne zur Beschlussfassung unter Inkaufnahme bedenklicher Verfahrensschritte, durch die Vortäuschung einer sachlichen Rechtfertigung, mittels einer gesetzwidrigen Vorgangsweise und unter bewusst einseitiger, unvollständiger, teilweise sogar unrichtiger Berichterstattung vorgelegt. 

Und da behaupten Sie, das ist ein Verfahrensfehler? Also, was ist denn dann eine Unkorrektheit, wenn nicht das eine Unkorrektheit ist? - Das ist doch kein Verfahrensfehler! Ein Verfahrensfehler ist, wenn ich eine Dienststelle nicht zu einer Stellungnahme auffordere und dann hinterher draufkomme, dass die eigentlich was anderes gesagt hätte, als im Akt drinnen ist. Aber das ist doch ganz klar und deutlich eine Verfehlung, wenn da steht, dass etwas unter bewusst einseitiger, unvollständiger, teilweise sogar unrichtiger Berichterstattung dem Gemeinderat vorgelegt wurde. Wenn Sie das unter Verfahrensfehler subsumieren, dann brauchen Sie demokratiepolitisch noch eine Nachhilfestunde, Kollege VALENTIN! (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der FPÖ. - GR Erich VALENTIN: Aber nicht von Ihnen!)
Abschließend noch ein Punkt, wo offensichtlich die Recherche der Sozialdemokratischen Fraktion auch einer gewissen Nachhilfe bedarf. Sie haben mir ad personam vorgeworfen, dass wir die Unterlagen nicht der Staatsanwaltschaft übermittelt haben. Sie haben angeblich dort angerufen und es ist Ihnen gesagt worden: Finden wir nicht, haben wir nicht. Das ist zwar ein wienspezifisches Phänomen, denn normalerweise ist es so, wenn man zu einem Kellner etwas sagt, dass er dann drauf sagt, das haben wir nicht, aber offensichtlich ist es auch bei der Staatsanwaltschaft so. 

Ich möchte denen, die für die Akten zuständig sind, keine Kritik von hier ausrichten, aber Faktum ist: Es hat heute um 11.30 Uhr einen Anruf vom Juristen des Grünen Klubs im Rathaus bei der Staatsanwaltschaft gegeben und die Mitteilung der Staatsanwaltschaft Wien lautet wie folgt: "Die Anzeige des Grünen Klubs im Rathaus betreffend OSR Dipl Ing Vokaun ist am 21. Februar 2002 bei der Staatsanwaltschaft Wien eingelangt und wurde zur Bearbeitung weitergeleitet. Detaillierte Angaben über Aktenzahl, bearbeitende Abteilung und Ähnliches können nur entweder bei einer persönlichen Vorsprache oder schriftlichen Anfrage beauskunftet werden." 

So viel zu der Recherchequalität der Sozialdemokratischen Fraktion. Ich weiß nicht, wo Sie angerufen haben und wen Sie angerufen haben, Faktum ist, dass die Unterlagen seit dem 21. Februar 2002 bei der Staatsanwaltschaft sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ihnen liegt der Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission vor. Er ist unterzeichnet von den Fraktionen der GRÜNEN, der FPÖ und der ÖVP beziehungsweise des Kollegen Pfeiffer. Die Begründung ist dahin gehend ausreichend, als die Fälle, die das Kontrollamt aufgezeichnet hat, eindeutig und klar zum Ausdruck bringen, dass es hier Verfehlungen gegeben hat. Im Antragstext ist auf drei Seiten klar und deutlich formuliert, was Antragsgegenstand ist. Die Präambel lautet: "Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission zur Klärung der Praxis von Flächenwidmungs- und Bebauungsplanungsverfahren in Wien, zur Klärung der politischen Verantwortung für nicht verfahrenskonforme sowie rechtswidrige Flächenwidmungs- und Bebauungsplanungsverfahren und insbesondere zur Überprüfung der Unregelmäßigkeiten bei einschlägigen Verfahren der MA 21."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden spätestens in einem Jahr wissen, warum die Sozialdemokratische Fraktion diesen Weg bei der Debatte eingeschlagen hat. Ich hoffe, dass wir lückenlos aufklären können, warum es zu diesen Verfehlungen gekommen ist und wer die politische Verantwortung dafür zu tragen hat. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 


Mit meinen Schlussworten erkläre ich die Untersuchungskommission für eingesetzt und wünsche ihr eine erfolgreiche Tätigkeit im Interesse der Stadt. 

Ich darf die Mitglieder der Präsidiale bitten, dass wir uns gleich im Beratungszimmer nebenan zusammenfinden. 

Die Sitzung des Gemeinderats ist geschlossen.

(Schluss um 13.51 Uhr.)
